Protokoll der Sitzung des Kantonsrats
vom 27. Oktober 2005

Vorsitz:
Kantonsratsprasidentin Brunner Monika.

Teilnehmende:

54 Mitglieder des Kantonsrats;

Entschuldigt abwesend Kantonsrat Vogler Hansruedi,
Sachseln, den ganzen Tag; Kantonsrat Spichtig Beat,
Sarnen, nachmittags.

5 Mitglieder des Regierungsrats.

Protokollfiihrung und Sekretariat:
Wallimann Urs, Landschreiber;
Stockli Annelies, Sekretarin.

Beginn der Sitzung:
09.00 Uhr

Geschaftsliste

I. Gesetzgebung
1. Nachtrag zum Wasserbaugesetz (Inanspruch-
nahme von Seeflachen) (22.05.05);
2. Nachtrag zum Staatsverwaltungsgesetz (Aus-
gabenbremse) (22.05.06).

I/, Verwaltungsgeschafte und parlamentarische

Vorstdsse

1. Bericht Uber die Familienpolitik (32.05.05);

2. Motion zur Umsetzung der Familienpolitik
(52.05.04);

3. Kantonsratsbeschluss uber einen wiederkeh-
renden Beitrag an die Destinationen Vier-
waldstattersee Tourismus und Engelberg-Titlis
Tourismus (35.05.02);

4. Kantonsratsbheschluss Uiber die Genehmigung
der Vereinbarung tber den Ortsbus Engelberg
(35.05.03);

5. Landrechtserteilungen (36.05.22 — 23).

Er6ffnung

Prasidentin Brunner Monika: Ich darf Sie alle heute
zur vierten Sitzung des Amtsjahrs 2005/2006 begris-
sen.

Am 19. Oktober 2005 ist in Sachseln Alois Omlin,
Bruochli, im Alter von 83 Jahren gestorben. Alois Om-
lin, der “Bruochli-Wisi”, war ein sehr aktiver Politiker.
1954 wurde er in den Birgerrat Sachseln gewahlt. Nur
zwei Jahre spater, 1956, wurde er Mitglied des Kan-
tonsrats und 1962 Mitglied des Gemeinderats Sach-
seln. Dem Burgerrat gehorte er 14 Jahre an, davon 8
Jahre als Prasident, dem Kantonsrat ebenfalls 14
Jahre und dem Gemeinderat 8 Jahre. Im Amtsjahr
1962/63 prasidierte er den Kantonsrat. In den Jahren
1967/1968 war er Mitglied des Verfassungsrats, der
die neue Kantonsverfassung, die 1970 in Kraft trat,
erarbeitete. Alois Omlin war Mitglied der CSP-Fraktion.
Mit seiner starken Verwurzelung in der Bauernsame
erwarb sich der Bruochli-Wisi Anerkennung auch tber
seine Heimat- und Wohngemeinde Sachseln hinaus.
Nach seiner parlamentarischen Tatigkeit wéhlte ihn die
Landsgemeinde 1973 ins Obergericht, dem er bis 1981
als Ersatzmitglied und bis 1987 als ordentliches Mit-
glied angehorte. Uber seine Aktivzeit hinaus interes-
sierte er sich weiter lebhaft fir das politische Gesche-
hen im Kanton. Ich ersuche Sie, dem Verstorbenen in
einem kurzen, stillen Moment zu gedenken. Wir wer-
den Alois Omlin ein ehrendes Andenken bewahren.

Ich stelle fest, dass die Einladungen zur heutigen Kan-
tonsratssitzung und die Traktandenliste rechtzeitig
publiziert und verschickt wurden und eréffne die Sit-
zung.

Der Traktandenliste wird nicht opponiert. Sie ist damit
genehmigt.

22.05.05

Nachtrag zum Wasserbaugesetz (Abgabe fir
die Inanspruchnahme von Seeflachen).

Bericht und Antrag des Regierungsrats zu einem
Nachtrag zum Wasserbaugesetz vom 9. August 2005;
Antrage der vorberatenden Kommission vom 28. Sep-
tember 2005.

Ming Martin, Kommissionsprasident-Stellvertreter:
Wir beraten heute den Nachtrag zum Wasserbauge-
setz und haben dazu die von der Prasidentin bereits
erwahnten Unterlagen erhalten. Das Geschaft “Inan-
spruchnahme von Seeflachen” hat eine Geschichte.
Das darf man wohl so sagen.

In einem ersten Schritt wurde vor ein paar Jahren die
so genannte Schiffsteuer als Ersatz fir die Standplatz-
gebuhren eingefiihrt. Schon damals hat es im Gebalk
geknistert, respektive die Wellen gingen hoch.

Beim heutigen Geschaft bewegen wir uns in einem
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ahnlichen Thema. Wir sind aber zusatzlich noch auf
den bereits leicht verwischten Spuren der Generellen
Aufgabenlberprifung vom Herbst 2004. Eine erste
Vorlage zum heutigen Thema Wasserbau hatten wir im
September 2004, die zusatzliche Einnahmen von
800'000 Franken generiert hatte. Das Geschaft wurde
in dieser Form von der GAP-Kommission zuriickge-
wiesen. Einen Monat spater prasentierte der Regie-
rungsrat eine zweite Vorlage, die zirka 350’000 Fran-
ken in die Staatskasse hatte bringen sollen. Das wurde
jedoch vom Parlament abgelehnt. Heute liegt die dritte
Vorlage vor, die gemass Botschaft des Regierungsrats
zirka 200’000 Franken einbringen soll. Dieser Vorlage
steht ein Anderungsantrag der vorberatenden Kom-
mission mit einem Ertrag von zirka 120’000 Franken
gegeniber. Im Vergleich dazu werden heute Gebiihren
fur bebaute Flachen in der Gréssenordnung von
25’000 Franken eingefordert.

In all den bisherigen Vorlagen wurden Diskussionen
gefiihrt und dabei haben sich folgende Ziele ergeben:
Es war unbestritten, dass der Sondergebrauch an
Seeflachen abgegolten werden soll. Es ist auch un-
bestritten, dass die Berechnungen auf Grund der be-
anspruchten Flachen angestellt werden sollen. Die
GAP-Kommission sagte immer, dass sie mit einer
moderaten, ertraglichen Abgabenerhdhung leben
kénnte. Man stellte aber fest, dass die Anderung der
Berechnungsmethode und die Erhéhung der Abgaben
nicht zeitgleich vorgenommen werden sollten. Das ist
ein Ziel, das wir mit der heutigen Vorlage nicht errei-
chen. Die Geblhrenhthe sollte sich an den Abgaben
der Nachbarkantone am Vierwaldstattersee orientie-
ren. Dann soll es noch Differenzierungen nach wirt-
schaftlichen Gegebenheiten und nach den Seen ge-
ben.

Als gesetzliche Grundlagen haben wir zu beachten:
Das Wasserbaugesetz, die Verordnung Uber die Schiff-
fahrt und die Ausflihrungsbestimmungen dber die
Gebdihren fir die Schifffahrt. In diesen Ausfiihrungsbe-
stimmungen war bisher festgelegt, dass fir bebaute
Flachen eine jahrliche Gebihr von drei Franken pro
Quadratmeter bezahlt werden muss. Neu werden die
Geblhren im Wasserbaugesetz selber definiert. Sie
werden eine oder zwei Stufen angehoben. Die bisheri-
ge Praxis sieht so aus, dass die effektiv bebaute Was-
serflache abgabepflichtig ist. Das heisst, ein Bootshaus
ist mit derjenigen Flache gebihrenpflichtig, welche die
Umrandung einschliesst und welche vom Vordach
abgedeckt ist. Diese Flache kostet drei Franken pro
Quadratmeter. Gleich viel wird heute fiir einen Boots-
steg, respektive fur die Wasserflache, die unter dem
Bootssteg ist, verlangt. Fur Bootspléatze oder Liegefla-
che auf dem Wasser gibt es keine Gebuhren. Auch fur
Bojenplatze gibt es bis heute keine Geblihren.

Der Regierungsrat kommt in der Botschaft zum

Schluss, dass die Inanspruchnahme offentlicher Ge-
wasser auf Grund der Verordnung generell kosten-
pflichtig ist und dass demzufolge nicht nur fur bebaute
Flachen Abgaben geleistet werden missen. Er be-
zeichnet die heute geltenden Ausfiihrungsbestimmun-
gen als nicht sachbezogen, nicht gerecht und nicht der
Verordnung entsprechend, obwohl er diese noch im
Dezember 2002 angepasst hat. Hier muss festgehalten
werden, dass jemand uber langere Zeit die Hausauf-
gaben nicht oder nur ungentgend gemacht hat, und
das sind nicht die Bootsbesitzer auf unseren Seen.

Zu Erwagungen der neu angestrebten Praxis: Es gibt
bereits eine Schiffsteuer, welche die Aufwendungen,
die vom Kanton auf den offentlichen Gewassern er-
bracht werden, abgelten. Diese Schiffsteuer ist eine
verursachergerechte Steuer oder Abgabe. Nach Aus-
sage des Departments ist sie im Moment kostende-
ckend. Die Abgaben fir die ausschliessliche Inan-
spruchnahme der Wasserflache sind vergleichbar mit
einem Taxistandplatz oder einem bewirtschafteten
Parkplatz. Fir das Auto bezahlt der Taxihalter eine
Verkehrssteuer, fir den Standplatz, den er aus-
schliesslich benutzt, bezahlt er eine Standplatzgebuhr.
Bei den Schiffbesitzern ist es &hnlich, sie bezahlen
eine Schiffsteuer und nach der neuen Regelung eine
Standplatzgebiihr oder eben eine Abgabe fir die aus-
schliessliche Inanspruchnahme der Wasserflache. Sie
leisten eine Abgabe firr eine Sondernutzung, die ein
anderer nicht mehr beanspruchen kann. Diese Abgabe
folgt nicht dem Kostendeckungsprinzip, und der Staat
erbringt fir diese Abgabe keine Gegenleistung. Er
stellt Seeflachen zur Nutzung zur Verfigung. Man
kann die Frage stellen, ob eine solche Abgabe erho-
ben werden soll. Wenn wir uns in die GAP-Zeit zuriick-
versetzen, und dieses Geschaft gehdrt zu GAP, so
ging es damals darum, den finanziellen Handlungs-
spielraum zurtickzugewinnen, was mit Aufwandreduk-
tionen und Ertragssteigerungen in verschiedensten
Bereichen erzielt wurde. Im Wissen, dass die Schul-
gelder fur die Kantonsschule und die Ausleihgebiihren
fur die Bicher in der Kantonsbibliothek verdoppelt
wurden, um nur diese zwei Beispiele zu nennen, so
darf man die angestrebte Erhthung, sofern sie mode-
rat ist, in einem anderen Licht sehen. Es kommt dazu,
dass die bisherigen Abgaben eher bescheiden waren.
Die Stellungnahmen, die wéhrend des sehr beschrank-
ten Vernehmlassungsverfahrens abgegeben wurden,
waren sehr unterschiedlich. Bei einigen konnte man
nebst eher negativen Ausserungen feststellen, dass
eine gemassigte Erhéhung akzeptiert wird.

Die Hohe der vorgesehenen Abgaben wollte man mit
den Ubrigen Vierwaldstéttersee-Kantonen vergleichen.
Das Departement sagte uns immer, dass dies nicht
einfach sei, das gehe nicht. Ich habe mich mit den
Vergleichen befasst. Es ist in Tat und Wahrheit wirklich
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so: Es ist fast unmdglich. Es gibt einen Kanton, der mit
zeitlich beschrankten Konzessionen arbeitet. Es gibt
einen Kanton, der fir Hafenanlagen Pauschalen aus-
handelt. Es gibt andere Kantone, welche die Gebiihren
nach dem Nutzen des Bootsbesitzers festlegen und es
gibt Kantone, die ein &hnliches Abgabe-Modell haben,
wie wir das heute beraten. In diesem eher rudimenté-
ren Vergleich darf man trotzdem feststellen, dass —
wenn man die Verkehrssteuer, so wie sie die Kommis-
sion vorgesehen hat, weglésst — die Gebuhren oder
die Abgaben im Mittel der Abgaben der Innerschweizer
Kantone liegen.

Mit der regierungsratlichen Botschaft wird Ihnen bean-
tragt,-bebaute gedeckte Flachen - Bootshauser —,
bebaute ungedeckte Flachen — Bootsstege —, dann
neu auch Standflachen — dort, wo die Schiffe im Was-
ser liegen — und Bojenplatze zu belasten.

Die Belastung der Verkehrsflaichen, die der Regie-
rungsrat ebenfalls vorschlagt, die bei allen hafenahnli-
chen Anlagen oder Steganlagen zu enormen, nicht
vertretbaren Kostensteigerungen gefuhrt hatte, wird
von der Kommission abgelehnt.

Die unterschiedlichen Tarife auf den verschiedenen
Seen waren ebenfalls ein Thema, und ich kann lhnen
sagen, das ist gar kein einfaches Thema. Als Lungerer
kann ich fur den Lungerersee sagen, dass der See, da
er gestaut wird, mindestens die Halfte der Zeit halb
leer ist. Die Wasserflache wird dadurch auf etwa die
Halfte reduziert. Nach Aussage von Schiffsbesitzern
kann man in Lungern etwa drei Monate im Jahr eini-
germassen vernunftig aufs Wasser gehen. Dazu
kommt, dass die Stege die Halfte der Zeit im Trocke-
nen liegen und die Schiffe tUber den Dreck hinausge-
zogen werden missen. Ich denke, aus diesen Grin-
den rechtfertigt sich ein Unterschied bei der Abgabe
der Gebiihren beim Lungerersee gegentuber den ande-
ren zwei Seen. Unter den beiden anderen Seen ist die
Unterscheidung etwas schwieriger. Ich denke, die
Argumente sind nicht ganz so eindeutig. Je nach dem,
was jemand bevorzugt, liegt der Vorteil beim Alpna-
chersee oder beim Sarnersee. Wenn man eher ruhige
Aktivitaten auf dem See bevorzugt, ein schénes und
attraktives Ufer schéatzt, dann denke ich — ohne jeman-
dem naher zu treten — bevorzugt man den Sarnersee.
Wenn man jedoch eher extremere Wassersportarten
betreiben mdchte, wenn man dabei ein unruhiges und
nicht so attraktives Ufer in Kauf nimmt, dafiir den Zu-
gang zu einer viel grosseren Seeflache einbezieht,
dann darf man sagen, entspricht das dem Alpnacher-
see. Ich denke, die Attraktivitat definiert jeder Mann
oder jede Frau fir sich selber.

Die finanziellen Auswirkungen habe ich bereits ein-
gangs erwahnt. Die Vorlage des Regierungsrats be-
lastet die Bootsbesitzer auf allen drei Seen mit zirka
200000 Franken. Da die Kommission mit der vorge-

schlagenen Abgabenhéhe nicht einverstanden war, hat
sie diese Belastung auf 120'000 Franken reduziert.
Diese Reduktion wird in erster Linie erreicht durch das
Weglassen der Belastung fur die Verkehrsflachen und
in zweiter Linie durch die Reduktion von zirka 20 Pro-
zent der einzelnen Anséatze. Die Kommission findet die
Hohe der Abgaben in der Art, wie sie vorgeschlagen
ist, moderat, und wir hoffen, fir die einzelnen Bootsbe-
sitzer mindestens noch ertraglich. Es ist nicht zu ver-
schweigen, dass die Erhdhung geringer hatte ausfallen
kénnen. Es ist nicht zu verschweigen, dass man das
Thema friher hatte angehen mussen.
Die vorberatende Kommission hat den Nachtrag aus-
giebig diskutiert. Die Meinungen waren nicht in allen
Punkten immer deckungsgleich. Eintreten war nicht
bestritten. In der weiteren Diskussion kam es zu Ab-
stimmungen (Uber verschiedene Punkte. In der
Schlussabstimmung war die Kommission mit 7 zu 2
Stimmen fir die Annahme der Vorlage, wie sie die
Kommission nun formuliert hat. Die Kommission bean-
tragt lhnen auch mit 7 zu 2 Stimmen auf den Nachtrag
des Wasserbaugesetzes mit den entsprechenden
Anderungen einzutreten. Ich muss noch sagen, dass
bei den 7 zu 2 Stimmen insgesamt 6 Mitglieder fehlten.
Das ist relativ viel. Man darf aber zur Kenntnis neh-
men, dass trotzdem noch eine recht grosse Kommissi-
on, ndmlich 9 Mitglieder, anwesend waren.
Die vorberatende Kommission hat mich beauftragt, im
Vorfeld der heutigen Sitzung mit den meistbetroffenen
Leuten und Schiffsbesitzern Kontakt aufzunehmen und
diese Uber die Vorlage, wie sie von der Kommission
beantragt wird, zu orientieren. Ich habe 20 Organisati-
onen und Personen eingeladen, und es sind fast alle
erschienen. Im Gesprach mit dieser Gruppe musste
oder durfte ich Folgendes entgegennehmen:

— Weder zu den bisherigen Vorlagen noch zur heuti-
gen Vorlage war Applaus zu héren, das war auch
nicht zu erwarten.

— Die Leute sind erbost Giber das bisherige Vorgehen.
Sie sind enttauscht Gber die mangelnde oder feh-
lende Information. Sie verstehen (berhaupt nicht,
warum nach so kurzer Zeit seit der Einfihrung der
Schiffsteuer diese Abgaben neu erhoben werden.

- Es gab Voten, in denen gesagt wurde, die Vorlage
sei frech, spitzfindig und auch falsch.

— Man fragte sich, wohin das Geld der Schiffsteuer
wirklich fliesst und wohin die neuen Einnahmen ge-
hen.

— Zur Hohe der Abgaben bestehen unterschiedliche
Auffassungen, ob diese moderat sind oder ob sie
Uberrissen sind. Bezweifelt wird auch, ob diese Er-
héhung vor dem Richter standhalten wiirde.

— Die ganze Vorlage wird als erzwungene Sache
bezeichnet, die dem Tourismus schadet und der
Steuerstrategie eher zuwiderlauft als diese unter-
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stutzt.

— Man sieht Probleme bei der Verrechnung und ist
der Ansicht, dass diese Abgaben zusammen mit
der Schiffsteuer dem jeweiligen Schiffsbesitzer ver-
rechnet werden sollten.

— Trotz all diesen Negativpunkten darf festgestellt
werden, dass der Vorlage attestiert wurde, dass sie
in der jetzigen Form zwar einer nicht sehr bekdmm-
lichen Kréte gleicht, trotzdem aber geschluckt wer-
den kann.

— Es wurde auch bestatigt, dass die Gebiihren im
Vergleich mit anderen Kantonen im Durchschnitt
oder leicht darunter liegen.

— Schliesslich war eine ganz klare Erwartungshaltung
zu spuren und sie wurde auch ausgesprochen: Ei-
ne nachste Gebilhrenanpassung darf nicht so
schnell wieder kommen. Ein Marschhalt ist in die-
sem Geschaft zwingend nétig. Der Kanton muss
ein verlasslicher, vertrauensvoller Partner werden,
damit kiinftige Investitionen der Anlagebesitzer auf
eine verlassliche Basis gestellt werden kdnnen.

Im Namen der vorberatenden Kommission beantrage

ich lhnen, auf den Nachtrag einzutreten und der Versi-

on der vorberatenden Kommission zuzustimmen. Das-
selbe beantrage ich auch im Namen der FDP-Fraktion.

Rossacher Roland: Hoffentlich kommt das GAP-
Schiff “Wasserbaugesetz” gut durch die Wellen und
Wogen der drei Seen. Mir kommt es vor wie eine lange
Kanalfahrt oder Kreuzfahrt mit verschiedenen Schleu-
sen und unterschiedlichen Héhen und Tiefen. Von den
ersten vorliegenden Gebuhren bis zur heutigen Versi-
on hat sich einiges verandert und bewegt. Der Kom-
missionsprasident hat in seiner Einleitung darlber
gesprochen, und ich moéchte dies nicht wiederholen.
Eine Abstufung der Geblhren macht sicher Sinn, ist
jedoch nach meinem Dafurhalten nicht eine Frage der
Idylle der Landschaft. Da stelle ich mir andere Fragen.
Im Rahmen der Gebiihren sollte man zwischen Gebih-
ren und Quadratmeter-Entschadigung oder System-
wechsel Anrechtszins unterscheiden.

Die CSP-Fraktion ist fiir das gelbe Blatt und fiir Eintre-
ten auf das Projekt, beziehungsweise auf die Vorlage
der Kommission.

Halter Adrian: Ich stelle den Antrag auf Nicht-
Eintreten dieser Vorlage.

Bereits in der Kommission durfte ich meine kritischen
Bemerkungen zu dieser Vorlag anbringen. An der
Kommissionssitzung vom 28. September 2005 musste
die Kommission wahrend des Eintretens auf die Vorla-
ge feststellen, dass die Grundlagen zur Festlegung
eines vergleichbaren Tarifs im Unterschied zu den
anderen Seen fehlen. Die Kommission hat an der
Sitzung ohne Gegenstimme abgestimmt, dass der

Regierungsrat das Geschéft zuricknimmt und das
Departement die notwendigen Vergleichsarbeiten
macht.

Nach erfolgter Abstimmung und klarer Aufgabenteilung
wurde jedoch weiter diskutiert. Man fiihrte die Ver-
kehrsflachen ins Gespréach und war der Meinung, dass
diese eher gestrichen werden sollten. Der anwesende
Regierungsrat bat die Kommission, halt auf diese zu
verzichten, doch solle man an der heutigen Sitzung
noch beschliessen kdnnen. Ohne Ricksicht auf die
erfolgte Abstimmung und ohne Sitzungshalt des Vor-
sitzenden wurde die Sitzung weiter “ausgesessen”.

Mir fehlen die vergleichbaren Grundlagen auch heute
noch. Wenn man annimmt, dass die anderen auch
irgendwie ihre Ansatze machen konnten, dann reicht
mir das in keiner Art und Weise. Die heutigen und die
gestrigen Gebuhren mussten eigentlich vergleichbar
sein. Diese Vergleichbarkeit lag jedoch nicht als
Grundlage vor. So entsprechen die heutigen Tarife
eher einem Bauchgefiihl, als dass man sagen kann,
man habe sie mit Sachverstand erarbeitet und vergli-
chen.

Mit der Fraktion der SVP bin ich fiir Nicht-Eintreten auf
diese Vorlage mit folgenden Begriindungen:

In der Botschaft des Regierungsrats werden unter
Punkt 5.7 finanzielle Auswirkungen erwahnt, die zu
einer Erhéhung der Einnahmen im Kanton fihren.
Darauf hingewiesen wird, dass es rund 770’000 Fran-
ken weniger sind als im alten GAP-Projekt vorgesehen
waren. Ich staune, wenn man das noch in eine Bot-
schaft schreibt, denn inzwischen sollten alle gemerkt
haben, dass die vorgesehene Million Franken als Ein-
nahme aus diesen Gebuhren illusorisch war.

Zum Zweiten bemaéngle ich, dass das Vernehmlas-
sungsverfahren nicht ordentlich, das heisst, sehr be-
schrankt war, und nach den wenigen Vernehmlassun-
gen, die eingegangen waren, die Vernehmlassungs-
teilnehmer zu einer weiteren Sitzung eingeladen wur-
den. Diese Sitzung hat vor zwei oder drei Tagen statt-
gefunden. Die beratende Kommission kam nach dieser
Sitzung nicht mehr zusammen.

Zum Dritten — ich habe das erwéhnt —, fehlt vergleich-
bares Zahlenmaterial, welches in der Kommission
héatte begutachtet werden sollen. Diese Unterlagen
héatten von der Kommission begutachtet werden sollen.
Das Ergebnis der Sitzung scheint mir eher einem Kuh-
handel zu gleichen: Willkurlich und ohne reelle Verglei-
che. Wir wollen am 11. Dezember die tiefsten Steuern,
wissen aber nicht genau, ob unsere, jetzt angesetzten
Gebuhren hoch, zu hoch oder zu tief sind.

Die Fraktion der SVP ist fur Nicht-Eintreten auf diese
Vorlage.

Omlin Lucia: Im Namen der CVP-Fraktion beantrage
ich lhnen, auf den Nachtrag zum Wasserbaugesetz
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einzutreten. Aus unserer Sicht ist bezlglich der Ge-
bihrenerhéhung Handlungsbedarf ausgewiesen. Ich
glaube, dartiber sind wir uns hier im Saal einig.

Die heutigen Gebihren fir die Inanspruchnahme von
Seeflachen sind zu tief. Sie sind so tief, dass bereits
vor langerer Zeit schon Handlungsbedarf angesagt
gewesen ware. Das hat der Kommissionsprasident
ausfihrlich dargelegt. Genau das ist unser heutiges
Problem. Dadurch, dass die Gebihren heute viel zu
tief sind, schmerzt die Festschreibung auf einem hohe-
ren Niveau besonders stark. Das verstehe ich, und ich
verstehe auch den Unmut, der diesbeziglich aufkam.
Das darf uns aber nicht dazu verleiten, in Zukunft wie-
der den Fehler zu machen und die Gebihren zu tief
anzusetzen. Wir mussen jetzt diesen Umstand korri-
gieren.

Die Tabelle, die Ming Martin uns, den Kommissions-
mitgliedern, zur Verfigung stellte, zeigt mir, dass wir
mit der Kommissionslésung gar nicht so schlecht im
Rennen sind. Ich personlich hatte es begriisst, wenn
man einen einheitlichen Tarif am Vierwaldstattersee
hatte erreichen kénnen. Doch wie Regierungsrat Mat-
ter Hans sagte, ist dieses Ziel hochstens mittel- oder
langfristig — wenn Gberhaupt — zu erreichen.

Beziiglich der Berechnungsart ist zu sagen, dass die
bisher berlicksichtigte, bebaute Flache zu einer Un-
gleichbehandlung gefuhrt hat, die sachlich nicht ge-
rechtfertigt ist. Es drangt sich somit auf, die effektiv
beanspruchte Flache, das heisst, die fiir den Sonder-
gebrauch beanspruchte Flache als abgabepflichtig zu
erklaren. Die CVP-Fraktion begrisst, dass die Ver-
kehrsflache nicht mehr zur Berechnung herbeigezogen
wird.

Was das Vernehmlassungsverfahren anbelangt, hat
auch die CVP-Fraktion die Auffassung, dass man ein
breiteres Vernehmlassungsverfahren beziglich des
Nachtrags hatte durchfihren sollen. Man setzte zwar
anlasslich der GAP-Kantonsratssitzung gewisse Leit-
planken. Aber auf Grund der politischen Brisanz des
Geschéfts wére ein breites Vernehmlassungsverfahren
angesagt gewesen. Es kann nicht sein, dass die Be-
troffenen ihre Meinung via Brief an Kantonsratsmitglie-
der kund tun missen.

Abschliessend méchte ich noch sagen, dass ein be-
sonderer Dank an Kommissionsprasident Ming Martin
zu richten ist. Er wurde zwar im letzten Votum etwas
gescholten. Dass wir jedoch heute eine Vorlage bera-
ten kdnnen, verdanken wir ihm. Er hat eine sehr gros-
se Arbeit geleistet, die ich hier verdanken mochte.

Lustenberger-Hitz Gerda: Was lange wahrt, wird
endlich fast gut. Der Nachtrag zum Wasserbaugesetz
— eine heikle Angelegenheit. Niemand bezahlt freiwillig
mehr, und wenn er oder sie das machen muss, dann
sollte das einleuchtend sein. Das ware eine Aufgabe

des Departements gewesen, das Kunststiick zu voll-
bringen, die Erhéhung nachvollziehbar zu vertreten
und zu vermitteln. Ich glaube, das ist dem Departe-
ment nur bedingt, wenn Uberhaupt, gelungen.

Zwei Mal erlitt das Geschéft Schiffbruch oder fiel buch-
stablich ins Wasser. Hoffen wir, dass es dieses Mal
besser klappt. Die Zeichen stehen dieses Mal nach
einer anfanglichen Sturmwarnung auf Grin und die
Wogen hatten sich bis vorhin fast geglattet. Das ist ein
Verdienst des Kommissionsprasidenten, der mit Um-
sicht die Kommission leitete und auch die Kommunika-
tion und die Information zu den Betroffenen sicherstell-
te.

Auf den einzelnen Sachverhalt muss ich nicht mehr
néher eingehen. Er ist wirklich bekannt. Was ich aber
doch noch gerne vom Departement beantwortet hatte
— das ist mein dritter Anlauf, in dieser Frage endlich
eine Antwort zu haben —, ist: Wie legt das Departement
in Artikel 46 den Buchstaben d aus, in dem es heisst
“fur andere Nutzungen jahrlich”? Man kann dort Ge-
biihren erhéhen oder Beitrage erhéhen oder einfordern
bis 20’000 Franken.

Die SP-Fraktion ist fir Eintreten und Zustimmung auf
die Kommissionsvorlage.

Matter Hans, Landammann: Es ist am frihen Morgen
eine rechte Tracht Prigel, die ich einkassieren darf,
selbstverstandlich auch stellvertretend fiir meine Kolle-
gin und meine Kollegen. Es ist ja die Vorlage des Re-
gierungsrats, die jeweils in den Kantonsrat geht. Ich
nehme die Kritik an und nehme sie selbstverstandlich
entgegen.

Der Kommissionsprasident sagte mehrmals, dass es
nicht einfach ist. Es ist ein schwieriges Thema. Es ist
schwierig, zu vergleichen. Entsprechend stellte sich
uns auch die Aufgabe, das Thema anzupacken und die
Differenz, die zwischen den Ausfilhrungsbestimmun-
gen und der Verordnung sind, die rechtlich nicht kor-
rekt sind, zu korrigieren. Wir waren klar der Meinung,
dass die bisherige Regelung nicht nachvollziehbar ist,
und dass die bisherigen Ansatze zu tief sind.

Wir machten damals einen Vorschlag, nicht ein GAP-
Projekt. Das GAP-Projekt kam retour, und wir mussten
das Ganze ohne jede Leitplanke neu machen. Wir
erklarten damals, mit welchen Vorstellungen wir die
Aufgabe losten. Wir erhielten den Auftrag, eine mode-
rate Erh6hung, der man zustimmen werde, umzuset-
zen. Wir stellten dann auch in der Kommission wieder
fest, dass unter samtlichen Mitgliedern unter “moderat”
nicht das Gleiche verstanden wird. Daflr habe ich
auch Verstandnis. Aber wir konnten es nicht wissen
und mussten etwas annehmen. Ich tendierte darauf —
das hat man nun vorhin als Vorwurf formuliert —, we-
nigstens zum Systemwechsel zu kommen. Uber die
Hohe der Ansétze kann man ja diskutieren.
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Wenn man einen Vergleich anstellen will, dann muss
man wissen, dass die Zahlen, die Ming Martin zusam-
mengestellt hat, auf Unterlagen basieren, die er bei
uns geholt hat. Ich habe diese Zahlen vor der GAP-
Kommission mehrmals genannt. Ich habe sie auch in
der Kommission wieder erwahnt. Ich habe sie zur Be-
ratung des Geschéfts letztes Jahr erwadhnt. Ich habe
auch immer begriindet, wieso wir dies nicht in die Bot-
schaft hineinnehmen kénnen, da es ein schwieriger
Vergleich ist und nicht 100-prozentig von den gleichen
Vorgaben ausgegangen wird. Das Messsystem ist
unterschiedlich. Das fiihrt zuletzt zu einer nicht wahr-
heitsgetreuen Darstellung. Wenn wir probieren, eine
Umrechnung zu machen, wie es in der Praxis ange-
wendet wird, dann ist dies nicht mehr kongruent mit
den einzelnen Gesetzen. Ich habe schon mehrmals
darauf hingewiesen. Ich nehme zur Kenntnis, dass ich
das offenbar zu wenig verstandlich hintbergebracht
habe.

Zum Vernehmlassungsverfahren: Wir nehmen die
Kritik entgegen, dass ein breiteres Vernehmlassungs-
verfahren hatte gemacht werden mussen. Ich muss Sie
aber dann fragen: Was machen wir bei einer Steuerer-
héhung? Beziehen wir nur die vier oder finf gréssten
Steuerzahler in ein Vernehmlassungsverfahren ein?
Oder fragen wir alle an, was sie dazu meinen? Es ist
schwierig abzuschéatzen, wie der Kreis richtig ist. Wie
man es macht, ist es dann wahrscheinlich falsch. Der
Regierungsrat wird sich das nachste Mal dartber si-
cher Gedanken machen, wenn wieder ein Vernehm-
lassungsverfahren ansteht.

Ich kann auch nachvollziehen, dass bei den Betroffe-
nen kein Applaus ausgebrochen ist. Es ist fur mich
klar, und ich wirde ebenfalls nicht jubeln. Ich denke
aber, man muss schon sehen, dass wir mit der Anpas-
sung eher spét sind. Daher dirfte man auch ein wenig
Verstandnis erwarten. Ich bin froh, dass das offenbar
jetzt in Gesprachen mit dem Préasidenten erreicht wer-
den konnte. Nun noch zu einer Aussage, was der
Kanton mit dem Geld machen wird. Der Kanton ist
Besitzer der Parzellen, der Seen im Kanton Obwalden.
Als Besitzer von Liegenschaften kénnen auch Verant-
wortlichkeiten abgeleitet werden. Ich denke, was wir
gerade jetzt sehr aktuell diskutieren, das ist die Bewal-
tigung oder die Erreichung der Hochwassersicherheit
im Kanton Obwalden. Da ist der Sarnersee zum Bei-
spiel ein ausserordentlich teures Thema fiir den Kan-
ton Obwalden als Besitzer. Es wird sicher nicht so
sein, dass der Kanton, bezogen auf das Konzept, das
hier erarbeitet wird, nicht weiss, wohin er mit diesem
Geld gehen soll.

Wenn das Geschaft nun lange geruht hat — oder zu
lange geruht hat, wie das gesagt wurde —, dann muss
man sehen, dass mehrere Anlaufe gemacht wurden.
Man stiess im demokratischen Prozess dann jeweils

irgendwo an und scheiterte. Die Zustandigkeiten haben
von Departement zu Departement gewechselt. Das ist
vielleicht ein Stiick weit die Erklarung, dass es so lan-
ge dauerte. Jetzt haben wir das Geschéft jedoch auf
dem Tisch.

Ich darf Sie im Namen des Regierungsrats bitten, auf
das Geschéft einzutreten, damit wir endlich zum Sys-
temwechsel, zu einem nachvollziehbaren System
kommen, das auch in der Praxis einheitlich umgesetzt
werden kann.

Ming Martin, Kommissionsprasident-Stellvertreter:
Ich méchte kurz noch etwas zum Nicht-Eintretens-
antrag von Halter Adrian sagen. Er schilderte die
Kommissionssitzung so, als ob man sie auf dem Vieh-
zeichnungsplatz abgehalten héatte. Das war nicht so.
Im ersten Punkt hat er Recht. Die Kommission wies
das Geschéft einstimmig an das Departement zurick.
In der Folge wurde diskutiert — und das mdchte ich
wirklich, dass Halter Adrian dies auch zur Kenntnis
nimmt —, und Regierungsrat Matter Hans fragte, wel-
ches gemass Vorstellung der Kommission die Marsch-
richtung sei, welche Marschrichtung einzuschlagen sei,
damit die Vorlage irgendwann auf einen Punkt kommt,
auf dem sie akzeptiert werden kann. Innerhalb dieser
Diskussion wurde ein Vorschlag eingebracht, man
wolle vorwarts gehen, den Tarif festlegen und — und
das mdchte ich betonen — es wurde Uber diesen Vor-
schlag abgestimmt. Es wurde nicht einfach weiterge-
gangen, sondern man stimmte mit 5 zu 3 Stimmen
dem Vorschlag zu, weiter zu diskutieren und das Ge-
schaft zu einem Abschluss zu bringen. Ich wére sehr
froh, Adrian, wenn du das zur Kenntnis nehmen wiir-
dest.

Zum Nicht-Eintreten als solches, denke ich, ist das —
aus meiner Optik heraus gesehen — nicht gut. Wenn
ich versuche, die Meinung der Schiffsbesitzer oder
Schiffsfahrer widerzugeben, dann denke ich, wenn
Nicht-Eintreten eine Endlésung ist — das heisst, dass
das Geschéft abtraktandiert und nicht mehr behandelt
wird —, dann sind keine Schiffsbesitzer bdse. Dann
k&me es vielleicht zu einem Applaus. Ob wir dann mit
der Situation zufrieden sind, das steht an einem ande-
ren Ort geschrieben. Wenn aber das Geschéft in ei-
nem Jahr wieder kommt, dann ist das absolut nicht im
Sinne der Schiffsbesitzer und von den Abgabenzah-
lern. Die Schiffsbesitzer drangen darauf — insbesonde-
re diejenigen, die Steganlagen oder Hafenanlagen
betreiben —, dass endlich eine Ldsung auf dem Tisch
liegt. Sie versuchen, sich mit der Losung anzufreun-
den. Sie wollen jedoch nicht noch einmal ein Jahr oder
zwei Jahre warten, bis eine Losung vorliegt. Es gibt
unter diesen Schiffsbesitzern Leute, die Investitionen
tatigen mochten, und die daher sehr gerne wissen
maochten, mit welchen Abgaben sie rechnen mussen.
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Aus diesem Grund bitte ich Sie, auf die Vorlage einzu-
treten.

Abstimmung: Mit 42 zu 7 Stimmen wird Eintreten be-
schlossen.

Detailberatung
Titel und Ingress
Art. 46

Ming Martin, Kommissionsprasident-Stellvertreter:
Beim Artikel 46a Absatz 2 Buchstabe c ist die Formu-
lierung Uber die Abgaben fiir die Verkehrsflachen,
welche die vorberatende Kommission streichen méch-
te. Auch hat sie beim Buchstaben d, bei den Bojen-
platzen, die Flache von 50 auf 30 Quadratmeter redu-
ziert. Unter Absatz 4 finden Sie die Tarifkorrekturen,
welche lhnen die vorberatende Kommission vor-
schlagt, und die Streichung der Abgabe fiir Verkehrs-
flachen.

Rickkommen wird verlangt.

Lustenberger-Hitz Gerda: Es ist nicht eigentlich ein
Rickkommen. Ich habe bei Artikel 46 Absatz 1 Buch-
stabe d meine Eingabe verpasst. Ich habe dort ver-
gessen, nochmals zu fragen, was unter dem Begriff
“fur andere Nutzungen” zu verstehen ist. Bitte ent-
schuldigen Sie, wenn ich erst jetzt damit komme.

Dem Antrag auf Rlickkommen wird nicht opponiert.

Matter Hans, Landammann: Darf ich die Frage
nochmals héren? Geht es um die Nutzung? Welchen
Artikel betrifft Inre Frage?

Lustenberger-Hitz Gerda: Es geht um Artikel 46
Absatz 1 Buchstabe d. Es steht da “fir andere Nut-
zungen jahrlich 20000 Franken”. Man kann also
héchstens 20’000 Franken Gebihren erheben. Ich
weiss jedoch nicht, was “Nutzungen” sind.

Matter Hans, Landammann: Unter ,andere Nutzun-
gen“ von Gewassern, also Fliessgewassern und ste-
henden Gewassern, ist alles zu verstehen, was in
diesem Gesetz nicht schon speziell geregelt ist.

Lustenberger-Hitz Gerda: Heisst das zum Beispiel
zur Elektrizitatsgewinnung? Was ist denn die “andere
Nutzung”?

Matter Hans, Landammann: Fur die Gewinnung von
Energie ist im Wasserbaugesetz ein anderer Artikel

relevant. Es kdnnte jedoch andere Wassernutzungen
geben, in denen man zum Beispiel das Wasser umlei-
tet. Ein Beispiel ist die Skiliftanlage in Lungern, die
aktuell ist.

Die Schlussabstimmung erfolgt nach der zweiten Le-
sung.

22.05.06

Nachtrag zum Staatsverwaltungsgesetz (Aus-
gabenbremse).

Botschaft und Entwurf des Regierungsrats Uber die
Verwendung des Kantonsanteils an die Goldreserven
der Schweizerischen Nationalbank sowie Nachtrag
zum Staatsverwaltungsgesetz (Ausgabenbremse) vom
13. September 2005; Antrage der vorberatenden
Kommission vom 3. Oktober 2005.

Gasser Pfulg Esther, Kommissionsprasidentin:
Die Prasidentin erwahnte es bereits, der Nachtrag zum
Staatsverwaltungsgesetz und zur Finanzhaushaltsver-
ordnung liegt vor uns. Eigentlich handelt es sich um
eine trockene Buchhaltermaterie: Selbstfinanzierungs-
grad, Gesamtverschuldung, Veranderung der Bestan-
desrechnung, Vorfinanzierung, Nettoverschuldung et
cetera, et cetera.

Eine trockene Buchhaltermaterie, deren Brisanz und
weitreichende Folgen vielleicht erst auf den zweiten
Blick ersichtlich sind.

In der heutigen Sitzung beraten wir Giber die Finanzie-
rung unseres zukiinftigen Staatshaushalts. Eine ver-
antwortungsvolle und nachhaltige Aufgabe. Der Kanton
Obwalden hat diese Aufgabe bis heute gut gemeistert.
In den 90er Jahren waren gréssere Investitionen not-
wendig und demzufolge stieg auch die Verschuldung.
In den darauf folgenden Jahren konnten wir die Schul-
den aber immer kontinuierlich abbauen. Eigentlich ein
gutes Zeugnis fiir ein pflichtbewusstes Parlament.
Heute hingegen stehen wir vor einer umgekehrten
Situation. Auf einen Schlag stehen uns 134 Millionen
Franken zur Verfigung. Ich denke, niemand kann
bestreiten, dass eine gewisse Gefahr besteht, dass
dieses Gold allzu schnell wie Sand zwischen den Fin-
gern zerrinnen konnte. Deshalb beraten wir heute die
Vorlage uber die Verwendung des Kantonsanteils an
den Goldreserven und Uber die Ausgabenbremse.

Ich komme zuerst zur Ausgangslage. Wie Sie alle
wissen, wurde am 22. September 2002 in einer Volks-
abstimmung Gber die Initiative “Uberschiissige Goldre-
serven in den AHV-Fonds” — genannt Goldinitiative —
und Uber den Gegenentwurf “Gold fir AHV, Kantone
und Stiftung” entschieden. Beide Vorlagen wurden
damals mit 52 Prozent abgelehnt.

Der Kanton Obwalden reichte im November 2002 eine
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Standesinitiative ein. Er wollte, dass das Gold gemass
Bundesverfassung und dem Nationalbankengesetz zu
einem Drittel an den Bund und zu zwei Dritteln an die
Kantone Uberwiesen werden soll. Im Februar 2005 hat
der Bundesrat in diesem Sinne entschieden. So kommt
es, dass dem Kanton Obwalden in diesem Jahr 134
Millionen Franken Giberwiesen werden.

Die Motion Imfeld, welche die eigentliche Ausgangsla-
ge fur das heutige Geschéft darstellt, wurde im Januar
2005 eingereicht und vom Parlament als erheblich
erklart. Sie will, dass eine Gesetzesvorlage erstellt
wird, welche die folgenden Punkte beinhaltet:

1. Die 134 Millionen Franken sollen zur Reduktion des
Fremdkapitals gebraucht werden.

2. Hinfallige Fremdkapitalzinsen sollen fur die laufen-
den Ausgaben gebraucht werden.

3. Sie will eine ausgeglichene Rechnung.

4. Der Selbstfinanzierungsgrad soll 100 Prozent betra-
gen.

Fir die Verbuchung der 134 Millionen Franken brau-
chen wir keine gesetzliche Grundlage. Aus Seite 5 der
Botschaft sehen Sie, wie die 134 Millionen Franken,
beziehungsweise 110 Millionen verbucht werden sol-
len. Abgezogen wurden dort bereits die 24 Millionen fir
den Steuerstrategieausgleich an die Gemeinden. Das
Eigenkapital von 124 Millionen Franken soll in seiner
Substanz erhalten bleiben. Das Fremdkapital wird bis
im Jahr 2010 von 180 auf 82 Millionen Franken abge-
baut.

In der Substanz erhalten heisst nicht, dass wir das
Geld auf der Bank liegen lassen und mit ihm nicht
arbeiten sollen. Es ist aber eine Tatsache, dass bis im
Jahr 2010 rund 98 Millionen Franken verzinsliche
Schuldscheine fallig werden. Das heisst, wir nehmen
das Geld und bezahlen kontinuierlich fallige Schuld-
scheine retour. Im Eigenkapital sind aber auch im Jahr
2010 immer noch die 124 Millionen Franken ersichtlich.
Hingegen haben unsere Schulden abgenommen.
Gleichzeitig werden auch jahrlich rund 4 Millionen
Franken, welche wir bisher fiir die Verzinsung des
Fremdkapitals bendtigten, hinféllig.

Der Kanton Obwalden kennt auf Gesetzesstufe keine
Regelung betreffend Selbstfinanzierung der Investitio-
nen und hat somit keinen massgebenden Einfluss auf
die Verschuldung. Das einzige, was wir haben, ist die
Finanzhaushaltverordnung, welche verlangt, dass die
Laufende Rechnung innert 8 bis 10 Jahren ausgegli-
chen sein muss. Wenn wir also wollen, dass das Geld
fur den Schuldenabbau und nicht fur Investitionen,
welche wir langfristig nicht finanzieren konnen, ver-
wendet wird, braucht es eine gesetzliche Grundlage.
Absolut wichtig erscheint mir, dass man sich bewusst
ist, dass alle ausserordentlichen Ereignisse, wie zum
Beispiel Investitionen auf Grund der Unwetter, von
dieser Regelung ausgenommen sind. Das wird explizit

in Artikel 26a Absatz 2 des Staatsverwaltungsgesetzes
und in Artikel 4 Abs. 4 der Finanzhaushaltverordnung
erwahnt.

Die Vorlage des Regierungsrats beinhaltet folgende
wesentliche Punkte:

1. Der Voranschlag darf hdéchstens ein Defizit von 3
Prozent des Steuerertrags ausweisen. Ausgenommen
sind da ausserordentliche Ereignisse.

2. Die Investitionsrechnung muss dber 5 Jahre zu
100 Prozent eigenfinanziert sein. Vorbehalten sind
wiederum Investitionen bei grésseren ausserordentli-
chen Ereignissen.

3. die Investitionsrechnung kann Vorfinanzierungen
von bereits beschlossenen Investitionen und deren
Aufldsung enthalten.

Diverse Kantone haben bereits Gesetzesregelungen,
welche die Laufende Rechnung und die Verschuldung
betreffen, unter anderem auch unsere Nachbarkantone
Luzern, Nidwalden und Bern. Aber auch auf Bundes-
ebene hat das Schweizer Volk im Jahre 1995 eine
Ausgabenbremse mit Uber 80 Prozent Ja-Stimmen
angenommen.

In der vorberatenden Kommission wurde hauptsachlich
Uber die Vorfinanzierung, beziehungsweise deren
aufwandigeren Nachvollziehbarkeit, sowie Uber die
fehlende o6ffentliche Diskussion Uber die Verwendung
der Goldreserven diskutiert.

Fir die FDP-Fraktion ist es wichtig, dass das Eigenka-
pital, welches auf Grund der Ausschittung der
Schweizerischen Nationalbank entstanden ist, in einem
separaten Eigenkapitalkonto ausgewiesen wird, so
dass es nicht zu einer Vermischung zwischen Eigen-
kapital aus der Laufenden Rechnung und dem Eigen-
kapital aus den Goldreserven kommt.

Es gibt ein Sprichwort, das heisst: Verantwortlich ist
man nicht nur fir das, was man tut, sondern auch fir
das, was man nicht tut. In diesem Sinne bin ich absolut
Uiberzeugt, dass diese Vorlage fiir den Kanton Obwal-
den notwendig und auch langfristig absolut sinnvoll ist.
Es ware nicht gut, wenn der Kanton Obwalden in der
heutigen Lage keine finanziellen Eckwerte bekommen
wirde, zumal diese nur das Ziel haben, auch der
nachsten Generation einen gesunden Staatshaushalt
Uibergeben zu kdnnen.

Daher bitte ich Sie im Namen der Mehrheit der vorbe-
ratenden Kommission, aber auch im Namen der ein-
stimmigen FDP-Fraktion, dieser Vorlage zuzustimmen.

von Wyl Beat: Wer seine Arbeit gut organisiert, nimmt
sich flir wichtige Themen viel Zeit, fir nebenséachliche
eher weniger. Wie gut beachtet das Parlament diesen
Grundsatz? Im Allgemeinen nicht schlecht. Am 3.
Oktober, an der Kommissionssitzung, schien das eher
fraglich: Ganze sieben Mitglieder einer Rumpfkommis-
sion diskutierten darlber, was der Kanton mit 134
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Millionen aus den Goldreserven anfangen soll. Wenn
wir das vorherige Geschaft beachten, ging es dort um
ein paar hundertausend Franken. Nicht genug, sie
befassten sich zudem mit einem grundlegenden fi-
nanzpolitischen Instrument, der Ausgabenbremse.
Irgend etwas schien da aus dem Gleichgewicht. Aber
beginnen wir von vorne.

Im Fruhjahr hatte der Regierungsrat in seiner Antwort
zur Motion Imfeld ein solides Fundament gelegt. Zitat:
+Eine klare gesetzliche Regelung schafft Rechtssicher-
heit und Legitimitat.“ Und weiter unten: ,Das ist nicht
zuletzt aus demokratischer Sicht der Bevélkerung
notwendig.“ Noch weiter unten steht: ,Der Regierungs-
rat erachtet es als wichtig, dass der ordentliche Pro-
zess den Verwendungszweck bestimmen soll.* Wir alle
kennen den Prozess wichtiger Geschéfte: Der Regie-
rungsrat arbeitet eine Vorlage aus, diese geht in die
Vernehmlassung und nach der Auswertung verfasst er
eine Botschaft an das Parlament.

Die SP-Fraktion war sehr erstaunt, als der Regierungs-
rat im September eine Botschaft vorlegte. Von einer
Vernehmlassung war nicht mehr die Rede, ja selbst
eine gesetzliche Regelung zu den Goldreserven such-
te man vergeblich. Gibt der Regierungsrat eine Be-
grindung fir diese Kehrtwende? Er sagt bloss, dass
eine gesetzliche Regelung nicht notwendig sei, mit
einer knappen formalen Erklarung. Eine politische
Begriindung gibt es nicht.

In der Kommissionssitzung wurde die Meinung vertre-
ten, durch die Uberweisung der Motion Imfeld im Mai
sei materiell tUber die Verwendung der Goldreserven
bereits entschieden worden. Diese Begriindung ist rein
finanztechnisch korrekt. Politisch aber greift sie viel zu
kurz. Unabhangig davon, wie der Ertrag von 134 Milli-
onen abgebucht wird, steht der Kanton mit einem
Schlag finanziell viel besser da. Darliber soll eine brei-
te Diskussion gefiihrt werden, wie wir es fir alle wichti-
gen Geschafte gewohnt sind.

Wenn dies der Regierungsrat plétzlich anders sieht
und die demokratische Sicht gegeniiber der Bevolke-
rung ausser Acht lasst, so tauchen Fragen nach dem
Warum auf. Die SP-Fraktion vertritt jene Haltung, die
der Regierungsrat im Mai geaussert hat: Der ordentli-
che Prozess von wichtigen Geschaften soll den Ver-
wendungszweck bestimmen. Ein anderes Vorgehen
schliesst Bevolkerung, Gemeinden und andere Inte-
ressierte von der 6ffentlichen Diskussion aus, was wir
klar ablehnen.

Wenn die SP-Fraktion diesen Weg beschreiten will, so
ist die logische Folgerung daraus, dass wir beantra-
gen, das Geschéft zuriickzuweisen. Dieser Antrag soll
uns nicht davon abhalten, ein paar inhaltliche Eckpunk-
te zu formulieren: Die SP-Fraktion stellt sich eine Ver-
wendung der Goldreserven in mehreren Teilpaketen
vor. Ein erstes Paket von rund 50 Millionen Franken

soll zum vollstdandigen Abbau der Nettoschuld des
Kantons verwendet werden. Ein weiteres Paket soll
zum teilweisen Schuldenabbau bei den Gemeinden
eingesetzt werden. Der genaue Mechanismus dazu ist
noch offen. Das dritte Paket soll zur Finanzierung
zukunftstrachtiger Projekte mit nachhaltiger Wirkung
eingesetzt werden, beispielsweise zur Férderung der
Energieholznutzung im Kanton. Eine breite Vernehm-
lassung zu diesem Thema ware nicht nur notwendig,
sondern auch sehr spannend. Sie wirde ein grosses
Kreativpotenzial freisetzen und viele Leute dazu moti-
vieren, sich zu Uberlegen, wie ein aktiver, mutiger
Kanton in der Zukunft aussehen kénnte. Nutzen wir die
Chance, damit die Goldreserven einen nachhaltigen
Schub in unserem Kanton ausldsen.

Imfeld Patrick: Aus dem Verkauf der Uberschissigen

Goldreserven hat unser Kanton in diesem Jahr einen

Betrag von 134 Millionen Franken erhalten. Das ent-

spricht ungeféhr einem halben Jahresbudget unserer

Staatsrechnung, oder umgerechnet 4’000 Franken pro

Kopf unserer Bevdlkerung. Es ist auf jeden Fall ein

ansehnlicher Betrag. Wir sind uns sicher einig, dass

dieses Kapital, das Uber Jahrzehnte gewachsen ist, als

Volksvermdgen einzustufen ist und auf das nicht nur

wir, sondern auch die kiinftigen Generationen An-

spruch haben dirfen. Somit stellt sich fur uns alle die

Frage, wie wir den Goldsegen am vernlnftigsten ein-

setzen sollen. Eine Antwort darauf gibt meine Motion

vom Januar 2005, die vom Kantonsrat mit 32 zu 8

Stimmen klar als erheblich erklart wurde. Sie fordert,

dass die eingehenden Mittel zur Reduktion des Fremd-

kapitals zu verwenden sind. Fur diesen Vorgang
braucht es keine gesetzlichen Regelungen, da es in
der Kompetenz der Exekutive ist, wie die eingehende

Liquiditat bewirtschaftet wird.

Vom Regierungsrat wurde aber in der Botschaft klar

bestatigt, dass die Schulden auf Grund ihrer Falligkeit

zuriickbezahlt werden sollen. Mit diesem Vorgehen

— wird unser Kanton mittelfristig schuldenfrei,

— stehen die aufgewendeten Mittel fiir Fremdkapital-
zinsen von rund 4 Millionen Franken kiinftig fir den
Konsum in der Laufenden Rechnung zur Verfu-
gung,

— wird unser finanzpolitischer Handlungsspielraum
erhdéht,

— wird die Nachhaltigkeit gewahrleistet und

— ist die Frage Uber die Verwendung der Uberschis-
sigen Goldreserven geklart.

Jetzt braucht es aber zur Sicherung dieses Volksver-

mogens, beziehungsweise des entstandenen Eigenka-

pitals von rund 120 Millionen Franken, gesetzliche

Grundlagen. Der Regierungsrat schlagt uns gemass

Botschaft einen Nachtrag zum Staatsverwaltungsge-

setz sowie eine Anderung der Finanzhaushaltsverord-
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nung vor. Die CVP-Fraktion begrisst den vorgeschla-
genen Weg und erachtet ihn als vertretbar und auch
als notwendig. Eine Ausgabenbremse ist in dieser
Situation unerlasslich, wenn wir das per Ende 2005
ausgewiesene Volksvermdgen fir die Zukunft, also
auch fiir unsere Nachkommen, sichern wollen.

Die CVP-Fraktion ist einstimmig fir Eintreten auf die
Vorlage.

Vogler Karl: Die Gewinnausschittung von 134 Millio-
nen Franken an den Kanton Obwalden aus dem Ver-
kauf der Goldreserven der Nationalbank fihrt nicht nur
zu einem ausserordentlichen Ertragszuwachs in der
Staatsrechnung 2005 und damit verbunden die Még-
lichkeit, die heutige Staatsverschuldung abzubauen.
Die Gewinnausschuttung ermdglicht, oder mitermég-
licht auch eine Investition in die Zukunft, namlich die
Umsetzung der Steuerstrategie. Neben dieser hoch-
willkommenen finanziellen Entlastung des Staatshaus-
halts, verbunden mit hoffentlich nachhaltigen Steuer-
entlastungen der ganzen Bevdlkerung, hat die Ge-
winnausschittung aus dem Nationalbankengewinn
aber auch zu einem Nachdenken Uber den Umgang
mit unseren Staatsfinanzen gefiihrt, und das ist gut so.
Das Nachdenken Uber den Umgang mit den staatli-
chen Mitteln und das Festlegen von entsprechenden
Spielregeln, sprich, klare finanzpolitischen Zielsetzun-
gen, muss namlich richtigerweise dann stattfinden,
wenn der entsprechende finanzielle Handlungsspiel-
raum auch tatséchlich gegeben ist.

Die Fraktion der CSP unterstiitzt darum vom Ansatz
her die Schaffung der gesetzlichen Grundlagen betref-
fend Festsetzung von grundsatzlichen und langfristigen
finanzpolitischen Zielsetzungen und Zielgréssen be-
ziehungsweise bindenden institutionellen Entschei-
dungsregeln zur Vermeidung von dauernden Defiziten
verbunden mit entsprechender staatlicher Verschul-
dung. Ich habe es bereits anléasslich der Eintretensde-
batte zur Steuergesetzrevision gesagt, nur ein finan-
ziell starker Staat ist auch ein sozialer und ausglei-
chender Staat. Neben der Sicherung der nétigen Ein-
nahmen missen darum auch wirksame Instrumente
zur Verhinderung von andauernden Defiziten und einer
permanent steigenden Staatsverschuldung geschaffen
werden.

Die Fraktion der CSP erachtet die im Staatsverwal-
tungsgesetz und in der Finanzhaushaltsverordnung
vorgeschlagenen Instrumente zur Erreichung eines
ausgeglichenen Staatshaushalts, namlich eine mittel-
fristig ausgeglichene Rechnung, die vollstandige
Selbstfinanzierung der Investitionen uUber eine be-
stimmten Zeitperiode, weiter qualifizierte Quoren bei
grésseren Ausgabenentscheiden im Parlament und
schliesslich die Begrenzung des Defizits im Rahmen
des Voranschlags als geeignete Instrumente zur be-

sagten Zielerreichung.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle noch eine Bemer-
kung zum Einwand, der in letzter Zeit mindestens
teilweise gemacht worden ist, ndmlich, dass im Parla-
ment nie eine Grundsatzdiskussion Uber die Verwen-
dung aus der Gewinnausschittung des Nationalban-
kengoldes, sprich den 134 Millionen Franken, stattge-
funden hat. Dieser Vorwurf mag auf den ersten Blick
als richtig erscheinen. Es gilt allerdings festzustellen,
dass entgegen der Feststellung von Beat von Wyl
diese Diskussion im Rahmen der Behandlung der
Motion Imfeld hatte gefihrt werden missen. Mit der
Erheblicherklarung der Motion Imfeld und dem ent-
sprechenden Auftrag, die Mittel aus der Gewinnaus-
schittung des Nationalbankgolds zur Reduktion des
Fremdkapitals zu verwenden, ist auch der Grundsatz-
entscheid Uber die Verwendung der Gewinnausschiit-
tung gefallt worden.

Die Fraktion der CSP ist im Ubrigen aber auch iiber-
zeugt, dass es finanzpolitisch richtig ist, die Gewinn-
ausschuttung, nebst der Verwendung im Rahmen der
Steuerstrategie, fir den Abbau des Fremdkapitals zu
verwenden. Es wirde aus unserer Sicht wenig Sinn
machen, einen Teil der Gewinnausschittung bei-
spielsweise flir Spezialprojekte zu reservieren, wenn
nicht ganz konkrete Projekte vorliegen, und anderseits
finanzielle Verbindlichkeiten mit entsprechenden Zins-
verpflichtungen stehen zu lassen. Das ware finanzpoli-
tisch nicht sinnvoll.

Die Fraktion der CSP ist fur Eintreten und unterstitzt
die Anderungen der vorberatenden Kommission ge-
mass gelbem Blatt.

Sigrist Albert: Wie Sie alle wissen, hat sich die SVP-
Fraktion Obwalden intensiv mit dem Geldsegen aus
Bern beschéftigt. Es war ein Grund, dass wir am 21.
April 2005 die Motion betreffend stabilitatsorientierte
Goldreservenpolitik in Obwalden forderten. Trotz der
Ablehnung hier im Kantonsrat halten wir im Wesentli-
chen an den damaligen Grundsétzen der damaligen
Motion fest. Die Grundséatze lauten wie folgt:
konsequenter Schuldenabbau im Kanton

— Mitteleinsatz fiir die Steuerstrategie

— Erhaltung der Goldmillionen als Volksvermdgen
keine Konsumausgaben aus diesem Volksvermo-
gen.

Die heutige Vorlage des Regierungsrats berticksichtigt
die meisten unserer Anliegen. Die per Gesetz verord-
nete Schuldenbremse begriissen wir sehr. Mit diesen
vorgeschlagenen Neuerungen im Staatsverwaltungs-
gesetz geht der Kanton in finanzieller Hinsicht fur uns
in die richtige Richtung. Die Vergangenheit hat uns
doch eindriicklich gelehrt, wie schnell wir Politiker
bereit sind, Geld auszugeben und auf dem Buckel der
Steuerzahler Schulden zu machen.
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Mit der heutigen Vorlage kann sich der Kanton den
vielzitierten finanzpolitischen Handlungsspielraum auf
langere Zeit erhalten. Gesunde Kantonsfinanzen sind
vor allem auch fir neue Unternehmungen ein Hauptar-
gument, sich hier im Kanton niederzulassen. Mit der
Inkraftsetzung dieser Gesetzesanderung erfullen wir
unserer Ansicht nach wichtige Kriterien der kommen-
den Steuerstrategie fur die Ansiedlung neuer Firmen.
Trotz all dieser Vorteile hat die SVP-Fraktion Obwal-
den auch Bedenken anzumelden. Wie am Anfang
bereits gesagt, fehlt uns der Ansatz, was mit dem so
genannten Finanzvermégen passiert, das heisst, wie
dieses Geld verwaltet und angelegt wird. Die SVP-
Fraktion ist nach wie vor der Meinung, dass das Volks-
vermdogen grundsatzlich in der ganzen Substanz fiir die
Zukunft erhalten bleiben muss. Fir diesen Grundsatz
finden wir keine Hinweise in der Botschaft. Wir fragen
uns, wie sicher oder wie gewinnbringend das Finanz-
vermdgen in Zukunft verwaltet wird. Im jetzigen Vor-
schlag wird es immer von der Frage der Rechnungsle-
gung oder vom buchhalterischen Grundsatz abhéngig
bleiben. Natirlich vermissen wir auch den Grundsatz,
dass Vorfinanzierungen fir kommende Investitionen
finanziell fir den Kanton besser sind als neue Anschaf-
fungen Uber Kredit zu finanzieren. Da hat man eine
Chance verpasst. Ich meine, der Regierungsrat hat
uns zu wenig gut erklart oder offen gelegt, wie man
das Vermdgen verwalten und anlegen will. Man hat die
Chance verpasst, das Problem mit prézisen Vorgaben
zu lésen. Ich bin jedoch positiv und vielleicht passieren
noch Wunder bis zur zweiten Lesung. Der Regierungs-
rat kennt ja nun die Sorgen der SVP-Fraktion Obwal-
den.

Die Fraktion der SVP Obwalden unterstitzt das Ge-
schéft einstimmig und ist fur Eintreten.

Wallimann Hans, Regierungsrat: Ich habe sehr ge-
spannt auf die Riickmeldungen gewartet und stelle nun
fest, dass man vermutlich den Konsens finden kann.
Ich moéchte nicht wiederholen, was die Kommissions-
prasidentin in der Einleitung bereits gesagt hat. Ich
mochte jedoch die Frage allen nochmals vor Augen
fuhren, warum die Ausgabenbremse fur die Zukunft
des Kantons Obwalden wichtig ist.

Wir haben nun tatsachlich — und das sage ich einmal
mit einer riesigen Freude — wahrend zehn Wochen
wdchentlich im ersten halben Jahr 13,4 Millionen Fran-
ken in die Staatskasse erhalten. Das ist doch etwas
Tolles. Jetzt muss uns aber tatsachlich das Ganze
wieder auf den Boden der Realitat zurlickbringen. Es
ware flr den Kanton namlich fatal, wenn wir jetzt we-
gen diesem erreichten Eigenkapital — das, wie ich Sie
daran erinnern muss, in dieser Héhe nicht aus Steuer-
geldern entstanden ist — die wichtigen Punkte des
finanzpolitischen Spielraums vernachlassigen wirden.

Die wichtigen Punkte sind einerseits eine ausgegliche-
ne Laufende Rechnung und andererseits eigenfinan-
zierte Investitionen. Mit der in der Motion verlangten
Regelung werden der Regierungsrat und das Parla-
ment stérker dazu verpflichtet und auch weniger in
Versuchung gefihrt.

Es ist mir auf Grund mehrerer Gesprache und Ruck-
meldungen aufgefallen, dass es wichtig ist, das Prinzip
der Staatsrechnung zu verstehen, das Prinzip der
Staatsrechnung mit den drei Elementen: Laufende
Rechnung, Investitionsrechnung und Bestandesrech-
nung. Ich erlaube mir — betrachten Sie das bitte nicht
als schulmeisterisch —, kurz zu erkléaren, wie die Ab-
wicklung der 134 Millionen Franken zuriickbehaltene
Nationalbankgewinne in der kantonalen Rechnungsle-
gung erfolgt. Wenn ich die Zahlen nenne, dann sind
die Auswirkungen der Hochwasserkatastrophe in den
Zahlen noch nicht beriicksichtigt.

Die 134 Millionen Franken werden als Ertrag in der
Laufenden Rechnung verbucht. Die Laufende Rech-
nung enthalt die so genannten Konsumausgaben und
ist eine Periodenbetrachtung, das heisst, die Laufende
Rechnung fangt jedes Jahr wieder bei Null an. Im Jahr
2005 wird nun ein ausserordentlicher Ertrag von 134
Millionen Franken und — das wissen wir nun auch und
hoffen, dass das Volk zustimmen wird — ein ausseror-
dentlicher Aufwand von 24 Millionen Franken verbucht.
Die 24 Millionen Franken betreffen den Steuerstrate-
gieausgleich an die Gemeinden. Wenn das Volk zu-
stimmt, werden wir dieses Jahr die Auszahlung an die
Gemeinden machen. Aus diesen beiden Transaktionen
bleibt ein Ertragsiiberschuss der Laufenden Rechnung
von 110 Millionen Franken. Dieser Ertragsiiberschuss
wird Ende Rechnungsjahr auf das Konto Eigenkapital
in der Bestandesrechnung gebucht, weil die Laufende
Rechnung jedes Jahr auf Null gestellt wird. Die Be-
standesrechnung zeigt nun, wie die Finanzierung be-
ziehungsweise wie die Verwendung erfolgt ist, die
Finanzierung auf der Passivseite, die Verwendung auf
der Aktivseite. Ab dem Jahr 2006 ist der Goldertrag
faktisch im Eigenkapital ersichtlich. Nur der Saldo der
kommenden Laufenden Rechnungen wird das Eigen-
kapital verandern. Der Saldo der kommenden Laufen-
den Rechnungen wird also das Eigenkapital veran-
dern. Bei einer ausgeglichenen Laufenden Rechnung
bleibt der Golderlos faktisch erhalten.

Zur Verschuldung: Bei Investitionen mit einer Eigenfi-
nanzierung unter 100 Prozent muss Fremdkapital zur
Finanzierung herangezogen werden. Dabei lauft man
wieder — aus dem Gesamtvermdgen — einer Verschul-
dung entgegen. Deshalb sind flr eine Zukunft ohne
Schulden zwei Punkte wichtig, dass man einerseits
weiterhin — Sie kennen ja den Ausspruch von mir —
eine ausgeglichene Rechnung und andererseits eigen-
finanzierte Investitionen hat.
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Diese wichtigen Anliegen, die aus der Motion gekom-
men sind, werden mit der Vorlage abgedeckt. Die
Vorlage regelt die Anliegen betreffend der Laufenden
Rechung und der Investitionsrechnung nicht jahrlich,
sondern Uber einen entsprechenden Zeitraum, damit
die Flexibilitdt des Parlaments im Rahmen des Mogli-
chen fir die Entwicklung des Kantons weiterhin ge-
wabhrt bleibt. Ebenso bleibt dem Parlament die Flexibili-
tat fur ausserordentliche Ereignisse erhalten. Deshalb
ist es wichtig, dass man genau das beschliesst, was
nun als Vorlage da steht.

Jetzt noch zu den Voten: Aufteilung des Eigenkapitals
in zwei Positionen. Ich muss sagen, das macht schlicht
und einfach keinen Sinn firr die zukinftige Entwicklung
des Kantons Obwalden, und zwar aus dem folgenden
Grund: Ist das Eigenkapital unter 134 Millionen Fran-
ken, wurde Substanz gebraucht, liegt das Eigenkapital
Uber 134 Millionen Franken, ist dies auf ein besseres
Resultat der Laufenden Rechnung zuriickzufihren.
Nehmen wir nun als Beispiel, wie es 2005 aussehen
kdonnte. Das Eigenkapital liegt per 1. Januar 2005 bei
rund 14 Millionen Franken. Durch den Steuerstrategie-
ausgleich bezahlen wir 23,5 Millionen Franken an die
Gemeinden aus. Heisst das jetzt, dass wir auf der
einen Seite 134 Millionen Franken Eigenkapital haben
und auf der anderen Seite 9,5 Millionen Franken Bi-
lanzfehlbetrag? Das kann es doch nicht sein. Das
vermittelt ein vollig falsches Bild. Ich bitte, von diesem
Ansinnen Abstand zu nehmen.

Ich komme zur Frage von der Diskussion der Goldver-
wendung. Ich habe Verstandnis, dass man sich von
meiner Freude anstecken lasst und sagt: Jetzt haben
wir endlich 134 Millionen Franken. Und jetzt missen
wir dartiber diskutieren, was wir damit machen wollen.
Ich kann lhnen sagen, dass diese Diskussion im Ge-
samtrahmen stattfinden muss. Sie wird dann auch im
Gesamtrahmen stattfinden, namlich jedes Jahr in der
Diskussion um den Integrierten Aufgaben- und Finanz-
plan im Zusammenhang mit grossen Projekten. Dort
hat man die Mdglichkeit, entsprechend der Ausgangs-
lage im Gesamtrahmen zu reagieren. Das machten wir
in der Vergangenheit bei Grossprojekten so, zum Bei-
spiel bei der Steilrampe, beim BWZ, in der Kantons-
schule. Ich mdchte das hier auch noch betonen: Es
sind zurtickbehaltene Nationalbankgewinne, die ver-
fassungsmassig dem Kanton gehéren. Man soll und
darf sich daruber Gedanken machen. Aber an und fur
sich haben wir gar nicht mehr so viel Geld zur Verfu-
gung, wie man meinen kdnnte, weil wir Schuldscheine
in der Grdssenordnung von 105 Millionen Franken
haben. Da sind wir uns alle einig, dass wir diese zuerst
abbauen werden. Die Schuldscheine sind Geld, das
verzinst werden muss. Die Zinsen kdnnen wir dann
nachher fur Investitionen einsetzen.

Zum Votum: Das Gold muss in der Substanz grund-

satzlich erhalten bleiben. Ich habe es vorher versucht,
zu sagen und bin der Meinung, dass es genugen
musste. Wenn wir diesem Vorgehen zustimmen, dann
werden wir die Gewahr haben — ausser, wenn wir we-
gen aussergewdhnlichen Ereignissen auf die Substanz
greifen, was korrekt ist, wie ich meine —, die Substanz
zu erhalten. Wenn wir Uber den Zeitraum die Laufende
Rechnung ausgeglichen haben, und wenn wir Uber den
vorgegebenen Zeitraum nicht mehr investieren, als wir
vermdgen und das Ganze eigenfinanzieren, dann
gelingt das.

Ich beantrage lhnen im Namen des Regierungsrats,
auf die Vorlage einzutreten.

Gasser Pfulg Esther, Kommissionsprasidentin: Ich
mochte noch kurz auf den Nicht-Eintretens-Antrag der
SP-Fraktion kommen. Ich denke, wir stehen heute in
einer anderen Ausgangslage, wie beim Eintretensvo-
tum bereits gesagt. Wir haben nun 134 Millionen Fran-
ken. Das Nicht-Eintreten heisst flr mich nichts ande-
res, als dass wir dann heute keine finanziellen Eckwer-
te beschliessen. Ich denke, in der heutigen Ausgangs-
lage ware es falsch, wenn wir fiir den Kanton, nach-
dem wir fir langere Zeit gesund finanziert sind, keine
finanziellen Eckwerte bestimmen wiirden. Der zweite
Punkt ist — das sehe ich gleich wie Vogler Karl —, wenn
man das Geld anders als fur den Schuldenabbau hatte
verwenden wollen, hatten die Diskussionen dartber
schon im Vorfeld stattfinden missen. Als dritten Punkt
mochte ich auch noch einmal sagen, dass wir 110
Millionen Franken haben, die effektiv in die Laufende
Rechnung einfliessen werden. Wie der Finanzdirektor
vorhin gesagt hat, stehen diesen 110 Millionen Fran-
ken 105 Millionen Franken Schuldscheine gegeniiber.
In der Botschaft steht zwar, dass es 98 Millionen Fran-
ken sind. Aber wie auch immer, ein grosser Rest bleibt
nicht mehr Ubrig, iber den man noch debattieren kann.
Ich denke, es ware am besten, die Verschuldung ab-
zubauen und nachher das Geld — das wir zur Verfi-
gung haben werden, weil wir es nicht mehr fur den
Fremdkapitalzins aufwenden missen — fir sinnvolle
Projekte einzusetzen.

Ein Punkt, in dem ich mit dem Finanzdirektor nicht
ganz einig bin, betrifft die Aufteilung des Eigenkapitals.
Ich denke, fir das Finanzdepartement ist das ein klei-
ner Aufwand, das Eigenkapital aufzuteilen und aufzu-
zeigen, was aus der Laufenden Rechnung kommt. Es
braucht dazu nur ein einzelnes Konto mehr. Wir erhal-
ten jedoch damit mehr Transparenz.

Mit 45 zu 7 Stimmen wird Eintreten beschlossen.
Detailberatung

Titel und Ingress
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Art. 26a

Gasser Pfulg Esther, Kommissionsprasidentin: Wir
haben Artikel 26a Absatz 1 in zwei Absatze unterteilt.
In Absatz 1 ist nur von der Laufenden Rechnung die
Rede und in Absatz 2 von der Investitionsrechnung.
Inhaltlich ist das nicht das Gleiche, und daher haben
wir zwei Absatze daraus gemacht.

In Absatz 2 haben wir zusatzlich gesagt, dass die
Investitionen zu 100 Prozent “selbstfinanziert” sein
mussen, weil unter “finanzieren” auch eine Fremdfi-
nanzierung verstanden werden kénnte.

Geéandert haben wir zudem, statt “Ersatzinvestitionen”
nur “Investitionen bei grosseren ausserordentlichen
Ereignissen”. Es kénnten Bachverbauungen als Folge
der Unwetter sein, die sofort gemacht werden missen.
Das waren unter anderem auch Neuinvestitionen, nicht
nur Ersatzinvestitionen. Daher wurde das Wort “Ersatz”
gestrichen.

Als nachste Anderung haben wir “Umweltkatastrophen”
gestrichen und statt dessen “ausserordentliche Ereig-
nisse” eingesetzt. Es kodnnte ja rein theoretisch auch
ein Terrorakt oder was auch immer sein, und man ist
dann nicht auf Umweltkatastrophen eingeengt.

Das sind die Anderungen, die wir von der Kommission
aus in Artikel 26 gemacht haben.

von Wyl Beat: Sie haben auf dem blauen Blatt der
SP-Fraktion einen Antrag zu Artikel 26a erhalten.

Ich méchte jedoch zur Einfiihrung die Ausgabenbrem-
se als Ganzes beurteilen. Die SP-Fraktion unterstutzt
das grundlegende Ziel, dass der Staatshaushalt im Lot
bleiben soll. Sie alle wissen, dass wir in den letzten
Jahren ausgezeichnet gewirtschaftet haben, ohne
Ausgabenbremse. Das konkrete Verhalten des Parla-
ments war wesentlich gewissenhafter, als es die Aus-
gabenbremse will. Denn nur mit einem Selbstfinanzie-
rungsgrad, der langjéhrig tGber 100 Prozent liegt, kann
man Schulden abbauen. Das Parlament handelte
genau so, wie es auf Grund der hohen Verschuldung
angezeigt war. Warum soll das gleiche Parlament nicht
auch in Zukunft fahig sein, verantwortungsvoll zu han-
deln?

Mit Blick auf gestrandete Lottomillionare ist es vielleicht
sinnvoll, einen gewissen Rahmen zu setzen. Wenn
man die finanzielle Situation anderer Kantone oder
Gemeinden anschaut, so lasst sich die Bandbreite
einer gewissenhaften Finanzpolitik recht gut abste-
cken: Wenn sich die Bestandesrechnung des Kantons
in einer Bandbreite zwischen 50 Millionen Franken
Nettoguthaben und einer ausgeglichenen Bilanz be-
wegt, so liegen wir ohne Zweifel in einem soliden
Rahmen, besser als die meisten andern Kantone.
Wenn wir die heutige Situation mit einem Nettogutha-

ben von Uber 50 Millionen Franken zementieren wol-
len, so fixieren wir uns einseitig im Bereich des Geld-
hortens. Die SP-Fraktion ist Uberzeugt, dass diese
Position schon mittelfristig aufgegeben wird. Es gibt
konkrete Anhaltspunkte dafur. Bereits die Vorlage,
beziehungsweise die Korrektur der Kommission er-
wahnt die Ausnahme von ausserordentlichen Ereignis-
sen. Fur weitere “Umgehungen” ist eine starkere
Mehrheit im Parlament vorgeschlagen. Und dieses
Parlaments hat vor wenigen Wochen gerade rechtzei-
tig beschlossen, 24 Millionen Franken aus den Goldre-
serven fur die Steuergesetzrevision abzuzweigen, kurz
bevor die Ausgabenbremse dieses Ansinnen wohl
gebremst hatte. Nach den Unwettern in diesem Som-
mer werden voraussichtlich grosse Reparaturarbeiten
notwendig sein. Die Ausgabenbremse wird dabei wohl
als ziemlich theoretische Vorgabe dastehen.

Aus unserer Sicht ist die vorgeschlagene Regelung zu
eng und nicht zukunftstauglich. Wird der Rahmen
etwas weiter gesteckt, so kdnnen wir eine Ausgaben-
bremse als Instrument zur Steuerung des Staatshaus-
halts unterstiitzen. In diesem Sinne beantragen wir
einen Selbstfinanzierungsgrad von 80 Prozent uber die
Dauer von 5 Jahren. Das wirde auch der Regelung
entsprechen, wie sie der Kanton Luzern hat.

Wallimann Hans, Regierungsrat: Der Regierungsrat
opponiert dem Vorschlag der Kommission, so wie er
auf dem gelben Blatt vorliegt, nicht.

Wir haben uns im Regierungsrat nicht tber das blaue
Blatt der SP-Fraktion beraten kénnen. Ich kann lhnen
aber sagen, dass der Regierungsrat — da bin ich 100-
prozentig Uberzeugt, denn das haben wir vorher genii-
gend diskutiert — Uberzeugt ist, dass es 100 Prozent
sein mussen.

Ich stelle Widerspriiche fest, wenn man sagt, dass es
der SP-Fraktion wichtig ist, dass der Finanzhaushalt
des Staats im Lot bleibt, dann muss man das Instru-
ment jetzt schaffen, dass man Uber den Zeitraum die
100 Prozent drin habe. Ich wiederhole nochmals, bei
Investitionen mit einer Eigenfinanzierung unter 100
Prozent muss Fremdkapital zur Finanzierung herange-
zogen werden. Damit lauft man wieder einer Verschul-
dung entgegen. Da muss ich einfach sagen, dass man
einsehen muss, dass es fiir die Flexibilitat wichtig ist,
dass die 100 Prozent nicht jahrlich eingehalten wer-
den, sondern Uber eine entsprechende Zeitperiode.
Sonst laufen wir wieder an der Auslotung des Staats-
haushalts entgegen. Das sind keinesfalls Vorwiirfe an
unsere Vorgangerinnen und Vorganger. Wir waren
jedoch in den 90iger Jahren in einer desolaten Situati-
on und kamen nicht so schnell daraus heraus. Ich
wiederhole nochmals: Der finanzpolitische Handlungs-
spielraum zuruckzugewinnen war nach der SWOT-
Analyse das Ubergeordnete Ziel. Wir wollen doch nicht
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mehr in die Situation kommen.
Ich bitte Sie, der Vorlage, welche die vorberatende
Kommission vorschlagt, zuzustimmen.

Gasser Pfulg Esther, Kommissionsprasidentin: Ich
denke, wir miissen das eigentliche Ziel, das wir effektiv
wollen, vor Augen halten. Dieses Ziel ist, die Verschul-
dung abzubauen und dann nicht wieder aufstocken zu
lassen. Ich denke, wenn wir 80 Prozent statt 100 Pro-
zent einsetzen, wirden wir an diesem Ziel vorbei-
schiessen. Wir haben jetzt die einmalige Gelegenheit,
den zukinftigen Generationen einen ausgeglichenen
Staatshaushalt Ubergeben zu kdnnen. Eine Mdglich-
keit, die Verschuldung wieder aufstocken zu lassen,
sehe ich langerfristig nicht als eine gute Losung.

von Wyl Beat: Man koénnte die Ausfiihrungen des
Finanzdirektors so interpretieren, dass die SP-Fraktion
wieder in eine Verschuldung laufen méchte. Das ist
nicht so. Ich habe die Bandbreite unserer Vorstellun-
gen formuliert. Wir wollen uns zwischen einer ausge-
glichenen Bilanz und einem Nettoguthaben von 50
Millionen bewegen. Wir wollen nicht, das der Kanton
wieder in eine Nettoverschuldung geréat. Daher ist die
Verbindung, mit unseren Vorstellungen wieder eine
neue Verschuldung einzugehen, nicht korrekt.

Abstimmung: Mit 45 zu 7 Stimmen wird bei Absatz 2
dem Vorschlag der vorberatenden Kommission zuge-
stimmt.

Art. 27 Abs. 3

Gasser Pfulg Esther, Kommissionsprasidentin: Die
Kommission mdchte die Kompetenzen behalten, wie
sie bis anhin waren. Daher schlagt sie vor, dass der
Regierungsrat die Art der Finanzierung vorschlagt und
nicht festlegt. Der Kantonsrat kann den Vorschlag des
Regierungsrats nach wie vor genehmigen.

Abschnitt II.
Art. 4

Gasser Pfulg Esther, Kommissionsprasidentin: Im
Absatz 2 werden die drei Prozent des Steuerertrags
naher umschrieben und zwar, dass es sich da um
Einkommens- und Vermoégenssteuer bei den natirli-
chen Personen sowie um Kapital- und Gewinnsteuer
bei den juristischen Personen handelt. Das Wort
“Steuerertrag” wird genauer umschrieben.

Im Absatz 3 haben wir “mindestens” eingefiigt. Das
heisst, der Selbstfinanzierungsgrad muss nicht haar-
genau 100 Prozent betragen. Er kann mindestens 100
Prozent oder auch mehr sein.

Im Absatz 4 hat die Kommission wiederum “Umweltka-
tastrophen” mit “ausserordentlichen Ereignissen” er-
setzt, wie in Artikel 26a Absatz 2.

Art. 27 Abs. 3

von Wyl Beat: Vorfinanzierungen sind ein Instrument,
vorhandene Mittel friihzeitig fiir einen bestimmten
Zweck zu reservieren. Sie haben eine ahnliche Wir-
kung wie ein Fonds. Durch Vorfinanzierungen wird das
Vermogen des Kantons weder vermehrt noch vermin-
dert. Daraus konnte man folgern, es komme nicht
darauf an, ob man dieses Instrument einsetzt oder
nicht. Aus unserer Sicht bringen die Vorfinanzierungen
einen schwerwiegenden Nachteil: Sie erschweren das
direkte und unmittelbare Versténdnis fur die tatsachli-
chen Vorgange in der Staatsrechnung. Wenn der Kan-
ton eine grosse Investition tétigt, so kann dies ohne
Vorfinanzierung eins zu eins herausgelesen werden.
Die grosse Investition wird ergebniswirksam. Arbeitet
man mit Vorfinanzierungen, so muss man die Bewe-
gungen in diesem Bereich separat beachten, das Er-
gebnis wird durch die Investitionen nicht direkt beein-
flusst. Fiur alle Beteiligten, die sich nicht intensiv mit
Budget und Rechnung befassen, wird der Aufwand
grésser, die Kantonsfinanzen korrekt zu beurteilen.
Dies erschwert die demokratische Abstiitzung der
Tatigkeit des Kantons, weshalb wir dieses Instrument
ablehnen.

Wallimann Hans, Regierungsrat: Ich bitte Sie, dem
blauen Blatt nicht zuzustimmen. Es geht um die Vorfi-
nanzierung. Die Vorfinanzierung ist ein gutes Instru-
ment zur Fihrung der Staatsausgaben. Bei guten
Rechnungsabschliissen kdénnen zukinftige Investitio-
nen bereits vorfinanziert werden. Das wird vor allem
bei grossen Projekten notwendig. Es ist ein Aus-
gleichsinstrument, weil im Kanton Obwalden nach wie
vor relativ beschréankte Nettoinvestitionen pro Jahr von
rund 15 bis 17 Millionen Franken zur Verfligung ste-
hen. Gerade aus diesem Grund wird man flexibler,
indem man die entsprechenden Mdglichkeiten schafft
und aus guten Jahren heraus — wenn grosse Projekte
anstehen — bereits Vorkehrungen treffen kann. Ich teile
die Auffassung nicht, dass irgendwie die demokrati-
sche Abstltzung darunter leidet oder dass die Rech-
nungsdarstellung der Staatsrechnung im betrachtli-
chem Mass erschwert wird. Man kann die Tatsachen
aufzeigen. Andere Kantone machen das nicht nur bei
den Investitionsrechnungen, wie wir das vorsehen. Sie
sehen das sogar in der Laufenden Rechnung vor. Ich
mochte noch darauf aufmerksam machen, dass Vorfi-
nanzierungen ja nur bei solchen Projekten vorgesehen
sind, bei denen der Kantonsrat bereits die Investition
beschlossen hat.
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Ich bitte Sie, dem Antrag so zuzustimmen, wie er vom
Regierungsrat kommt.

Abstimmung: Mit 45 zu 6 Stimmen wird dem Vorschlag
des Regierungsrats zugestimmt.

Rickkommen wird nicht verlangt.

Die Schlussabstimmung erfolgt nach der zweiten Le-
sung.

II. und Ill. Verwaltungsgeschafte und parlamenta-
rische Vorstosse

32.05.05

Bericht Uber die Familienpolitik

Bericht und Antrage des Regierungsrats zur Familien-
politik vom 21. Juni 2005; Antrage der vorberatenden
Kommission vom 18. August 2005; Motion der vorbe-
ratenden Kommission zur Umsetzung der Familienpoli-
tik vom 15. September 2005.

Die Préasidentin weist darauf hin, dass beim Eintreten
nicht nur der Bericht Uber die Familienpolitik, sondern
auch gleich die Motion angesprochen werden soll.

Michel Ernst, Kommissionsprasident: Familienpoli-
tik ist fUr viele von uns, im Regierungsrat wie auch im
Parlament, ein schwieriges und emotionales Thema.
Fur die einen ist die Familie reine Privatsache, der
Staat hat in der Familienpolitik da nichts zu sagen. Die
anderen beklagen seit Jahren schlechte Rahmenbe-
dingungen fir die Familie — in der Wirtschaft, in der
Gesellschaft, in den Schulen — mit entsprechend nega-
tiven Folgen und verlangen eine aktivere Familienpoli-
tik. Das vorliegende Geschéft fordert uns deshalb sehr
stark. Als verantwortliche Politiker sind wir aber aufge-
fordert, auch zu diesem emotionalen Geschéft eine
sachliche Beurteilung der Familiensituation vorzuneh-
men und vernlnftige Entscheide fur die kiinftige Aus-
richtung der Obwaldner Familienpolitik zu féllen.

Ich méchte meinen Bericht als Prasident der vorbera-
tenden Kommission in vier Teile gliedern: In einem
ersten Teil erlaube ich mir einige einleitende Bemer-
kungen. In einem zweiten Teil mochte ich die Stel-
lungsnahme der vorberatenden Kommission zum Leit-
bild und Grundlagenbericht abgeben; im dritten Teil zur
Stellungsnahme der Kommission zum Bericht und den
Vorschlagen des Regierungsrats ein paar Worte sagen
und im vierten die Begriindung zur Motion der vorbera-
tenden Kommission darlegen.

1. Einleitende Bemerkungen

Die Familie ist die kleinste und wichtigste Zelle unserer
Gesellschaft. Unbestritten sind die Leistungen der
Familien fur die Erziehung und Bildung unserer Kinder,
fur die Starkung der Solidaritat zwischen den Genera-
tionen.

Bis vor wenigen Jahrzehnten war das traditionelle
Familienbild die Normalitat. Der Vater sorgte fir das
wirtschaftliche Auskommen, die Mutter war zu Hause
und vor allem fur die Erziehung verantwortlich. Die
Solidaritat innerhalb der Familie und generationen-
Ubergreifend wurde gross geschrieben. Grossfamilien
mit einem starken Zusammenhalt waren keine Selten-
heit.

Das Familienbild hat sich in den letzten Jahrzehnten
sehr stark veréndert. Nebst dem traditionellen Famili-
enbild gibt es heute viele Einelternfamilien, Kleinfamili-
en, es gibt auch unverheiratete Paare mit Kindern.
Hinzu kommt, dass rund 45 Prozent aller Ehepaare
keine Kinder haben, bei jungen Familien sind es Uber
50 Prozent.

Diese Entwicklung mag man bedauern, sie ist aber
eine Tatsache. Tatsache ist auch, das sich das Frau-
enbild stark veréndert. Viele Frauen wollen nebst der
Familie im Beruf bleiben, sei es auf Grund ihrer guten
Ausbildung, sei es, um an das wirtschaftliche Aus-
kommen der Familie beizutragen, oder sei es, um
selbststandig zu bleiben und sich gegen die Risiken
einer Scheidung abzusichern. Schweizweit sind rund
70 Prozent der Frauen ganz oder teilweise berufstatig.
Sorgen bereitet die Entwicklung in vielen Familien:
Scheidungen, ungentgende Kinderaufsicht — das
muss man leider hier auch einmal sagen -, enge
Haushaltsbudgets. Diese Stresssituationen belasten
vor allem die Kinder und haben negative Auswirkungen
auf die gesellschaftliche Entwicklung, auf unsere
Volkswirtschaft und unseren Staat. Viele junge Ehe-
paare sagen heute Nein zu Kindern, weil die Rahmen-
bedingungen in Gesellschaft, Schule und Wirtschaft
nicht stimmen, weil der Wert der Familie von der Ge-
sellschaft zu wenig anerkannt wird. Wir leben leider in
einer Anspruchsgesellschaft, in einer egoistischen
Gesellschaft. Viele von uns haben es verlernt, sich
einzuschranken. Bevor man eine Familie griindet, wird
gerechnet: Kénnen wir uns das leisten oder nicht. Auch
das ist zu bedauern, aber auch das ist eine Tatsache.

Die Gesellschaft tut gut daran, die grossen Leistungen
der Familien vermehrt zu wirdigen und die Rahmen-
bedingungen den heutigen Verhéltnissen und Bediirf-
nissen anzupassen. Ansonsten laufen wir Gefahr, dass
die Gesellschaft wichtige Werte verliert und auch die
wirtschaftliche Entwicklung leidet. Uberalterung, eine
schrumpfende Gesellschaft mit einer zunehmenden
Einwanderung und die damit verbundenen Immigrati-
onsprobleme sind Zeitbomben, die es gilt, rechtzeitig
zu entscharfen. Die Geburtenstatistik zeigt das ein-
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driicklich auf. Die jahrliche Geburtsrate hat in der
Schweiz in den letzten zehn Jahren um 22 Prozent
abgenommen. Wenn man weiter zurlickgeht bis in die
60er-Jahre, dann sind es 40 Prozent. Statistiken zei-
gen, dass mit der heutigen Geburtsrate — ohne Ein-
wanderungen — die schweizerische Bevolkerung in vier
Generationen auf einen Viertel schrumpfen wirde.
Auch die Wirtschaft ist deshalb alarmiert und verlangt
seit einigen Jahren vehement die Verbesserung der
staatlichen Rahmenbedingungen fir die Familien.

Die Familienpolitik ist in unserem Land ein Stiefkind in
der politischen Arbeit. Nach aussen in den Parteipro-
grammen geben sich mehr oder weniger alle Parteien
familienfreundlich, wenn es um Umsetzung geht, wird
es aber schwieriger. Wir tun uns auf allen staatlichen
Ebenen — Bund, Kanton, Gemeinden — sehr schwer.
Auf Bundesebene fehlt es weitgehend an einem Ge-
samtkonzept und an der notwendigen Koordination
familienpolitischer Massnahmen. Die schlechte Haus-
haltsituation des Bundes erlaubt auch keine grossen
Schritte. Es ist festzuhalten, dass die Familienpolitik in
unserem Land fdderalistisch strukturiert ist. Wir sind
deshalb gezwungen, féderalistische Lésungen fiir die
heutigen Probleme zu suchen.

Ziel einer modernen Familienpolitik miisste es sein, die
Rahmenbedingungen fur die Familien in der Wirtschatt,
in der Schule, im sozialen und im kulturellen Bereich
den heutigen Bedurfnissen anzupassen, ohne dabei
Eigenverantwortung und Autonomie der Familien ein-
zuschranken. Dabei stehen zwei Stossrichtungen im
Vordergrund:

— die Vereinbarkeit von Beruf, Schule und Familie;

— existenzsichernde Massnahmen fir Familien mit
tiefen Einkommen.

Verschiedene Kantone befassen sich intensiv mit der
Familienpolitik. Parlamentarische Vorstésse sind an
der Tagesordnung. Die Kantone erarbeiten Leitbilder
und Konzepte. Es wird viel Papier produziert und ge-
jammert. Umgesetzt aber wird eher wenig.

In unserem Kanton gab es seit dem Jahr 2000 mehre-
re Vorstdsse im Kantonsrat. Der Vorstoss der CVP-
Fraktion vom 21. Februar 2000 fihrte dazu, dass ge-
meinsam mit Nidwalden in einer dreijahrigen grossen
Arbeit ein Leitbild mit Grundlagenbericht zur kiinftigen
Familienpolitik erarbeitet wurde. Dieser Kommissions-
bericht, an dem Vertreter aus Gemeinden, aus dem
Gewerbe, Fachleute aus den Bereichen Verwaltung,
Bildung, Soziales gearbeitet haben, liegt heute zu-
sammen mit dem Bericht des Regierungsrats zur Bera-
tung vor. Es liegt nun an uns, ob in der Familienpolitik
in den nachsten Jahren ein Schritt vorwarts gemacht
werden soll oder nicht.

Die vorberatende Kommission hat sich an einer einta-
gigen Sitzung mit den vorliegenden Unterlagen ausei-
nandergesetzt und eine Wertung vorgenommen. Mit

der CVP-Nationalratin Lucrezia Meier-Schatz wurde

eine in Familienfragen kompetente, birgerliche Politi-

kerin und Fachfrau in unsere Diskussion einbezogen.

2. Stellungsnahme zum vorliegenden Leitbild und

Grundlagenbericht

Die Kommission beurteilt das vorliegende Leitbild und

den Grundlagenbericht zur Familienpolitik grundsatz-

lich positiv. Die Situationsanalyse sowie die Inventar-
aufnahme Uber die bestehenden Leistungen zeigen

Stéarken und Schwéchen in unserem Kanton plausibel

auf.

Die Starken sind uns bekannt und sind im Wesentli-

chen der natirliche, landliche Lebensraum, das gute

Schulangebot, eine gute Gesundheitsversorgung und

im wirtschaftlichen Bereich die volle Ausschdpfung der

Pramienverbilligung.

Als Schwachen — auch diese sind uns bekannt — wer-

den im Bericht aufgefuhrt:

— Schulergénzende Betreuungsstrukturen sind zu
wenig ausgebaut.

— Fur die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind
Familientagesplatze zwar vorhanden, sie sind je-
doch fur mittlere und untere Einkommen zu teuer.

— Wir haben eine mangelnde Vernetzung und Koor-
dination der familienunterstiitzenden Angebote und
Beratungsleistungen.

— Die materielle Hilfe fokussiert sich sehr stark auf
die Sozialhilfe.

— In der Schulgesundheitsversorgung sind Schwa-
chen in der Zahnprophylaxe feststellbar.

Aufbauend auf dieser Situationsanalyse werden im

Familienleitbild Leitsatze fiir die Ausrichtung der Fami-

lienpolitik erarbeitet. Es sind dies im Wesentlichen und

als Wichtigstes die gesellschaftliche Anerkennung des

Werts und der Leistungen der Familie. Als zweites

erwahne ich die Erhaltung unseres familienfreundli-

chen Lebensraums, dann weiter die gezielte Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Situation schlecht gestellter

Familien, die Schaffung von bezahlbaren Einrichtun-

gen fiur familienergdnzende Kinderbetreuung und die

Anpassung der Schulstrukturen soweit moglich an die

Bedurfnisse der Familien.

Fur die Umsetzung der Leitsatze schlagt der Bericht 8

konkrete Massnahmen auf, die prioritdr umzusetzen

sind. Nach Einschatzung der Kommission wurde be-
reits auf der Ebene der Kommission bei diesen Vor-
schlagen eine Triage nach Machbarem und Prioritaten
vorgenommen. Die Kommission erachtet das Papier
als ein gutes Grundlagenpapier fir die Ausrichtung
einer vernunftigen kinftigen Familienpolitik im Kanton.

3. Bericht des Regierungsrats zur Familienpolitik

Die Kommission anerkennt, dass der Regierungsrat in

den Bereichen Schule und schulerganzende Tages-

strukturen einen Schritt vorwéarts machen will und un-
terstiitzt dies sehr. Einverstanden sind wir auch mit
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dem Regierungsrat, dass die Schaffung neuer Gesetze
— es steht ja das Familien- und Koordinationsgesetz
zur Diskussion — zur Zeit nicht erste Prioritét hat. Die
Krafte kénnen anderweitig sinnvoller eingesetzt wer-
den. Die Koordination der Angebote und Leistungen ist
aber wichtig und notwendig, kann aber auch ohne
neue Gesetze wahrgenommen werden.

Die vom Regierungsrat im Bericht vorgeschlagenen
strukturellen Vorschlage beurteilt die Kommission
kritisch. Die Kommission hat nicht den Eindruck, dass
der Regierungsrat in der Familienpolitik eine schnelle
Gangart einschalten will. Die Antrdge unter Punkt 5
Absatz 2 sind der Kommission zu wenig konkret: Vie-
les soll nur geprift und mit der Umsetzung soll weiter
zugewartet werden.

Die im Grundlagenbericht beantragte Kleinkinder-
betreuungszulage soll gemass dem regierungsratli-
chen Bericht nicht eingefiihrt werden, mit der Begriin-
dung, man wolle warten, was der Bund macht. Auch
auf ein begleitendes Fachgremium soll verzichtet wer-
den. Damit ist die vorberatende Kommission nicht
einverstanden. Die Kommission mochte die Empfeh-
lungen des Familienleitbilds in der Familienpolitik der
nachsten Jahre aufnehmen. Wir sind lberzeugt, dass
auf Bundesebene nichts zu erwarten ist. Es fehlen die
Finanzen und auch der politische Wille im Eidgendssi-
schen Parlament.

Trotz der kritischen Bewertung war die Kommission mit
12 zu 1 Stimmen fUr Eintreten. Wir beantragen aber
dem Parlament, mit der vorliegenden Motion den Re-
gierungsrat zu einer aktiven Familienpolitik zu ver-
pflichten.

4. Begrindung der Motion der vorberatenden Kom-
mission

Mit unserer Motion wollen wir etwas fur die Familien
machen. Mit Punkt 1 unserer Motion wollen wir den
Regierungsrat zu einer raschen Gangart in der Famili-
enpolitik verpflichten und ihn auffordern, die im Leitbild
und Grundlagenbericht vorgeschlagenen Massnahmen
umzusetzen. Dazu gehoren insbesondere die Aufnah-
me des Familienleitbilds in die Regierungs- und Ver-
waltungsarbeit und die rasche Bereitstellung der Res-
sourcen fir die Aufnahme des familienpolitischen Auf-
trags durch das kantonale Sozialamt.

Mit Punkt 2 beantragen wir, die nétigen Schritte fiir die
Ausrichtung einer Kleinkinderbetreuungszulage einzu-
leiten. Ich denke, das ist das Thema, das hier im Par-
lament umstritten sein kdnnte. Warum wollen wir das?
Die Ausrichtung der Kleinkinderbetreuungszulage
passt in eine Gesamtstrategie einer verninftigen Fami-
lienpolitik. Fir den Zeitraum von der Geburt bis zum
Kindergarten, in der die Kinder die Nahe der Eltern
ganz besonders brauchen, soll sich ein Elternteil auf
die Betreuung der Kinder konzentrieren. Fir diese Zeit
macht eine zuséatzliche Kinderzulage im Bedarfssystem

Sinn. Fir den Zeitraum nach dem Eintritt der Kinder in
den Kindergarten kann und muss wieder Eigenverant-
wortung verlangt werden. Hier stehen Massnahmen fiir
die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Schule im
Vordergrund.

Zielgruppe fir diese Leistungen sollen Familien mit
tiefem Einkommen sein: Arbeiterfamilien, Einelternfa-
milien, Landwirte. Es soll vermieden werden, dass
Familien, weil sie Kinder haben, in die wirtschaftliche
Sozialhilfe fallen. Die Bedarfsleistungen sollen nicht
nach dem Giesskannensystem ausbezahlt werden,
sondern ahnlich wie bei den AHV-Renten ausgerichtet
werden.

Das Ganze ist nicht gratis, das sind wir uns bewusst.
Wir sind aber der Meinung, dass dies gut investiertes
Geld ist und dafiur ein jahrlicher Betrag zwischen
400’000 und 600000 Franken bereitgestellt werden
soll. Ein Vergleich: Fir Rentner richtet der Kanton
heute zusammen mit den Bundesleistungen jahrlich 10
Millionen Franken aus. Da scheint es gerechtfertigt, fir
bedurftige junge Familien etwas zu machen. Es ist dies
auch ein Akt der Solidaritét zwischen den Generatio-
nen. Die Finanzierung sehen wir mit Budgetmitteln vor.
Es sollte aber auch der Einbezug von freien Mitteln aus
der Familienausgleichskasse geprift werden, aller-
dings ohne dass Arbeitgeberbeitrage erhdht werden.
Ein weiterer Grund fiir unseren Vorschlag ist die Tat-
sache, dass heute zwdlf Kantone in der Schweiz sol-
che oder @hnliche Bedarfsleistungen eingefuhrt haben,
und dass nach unserer Einschatzung auf Bundesebe-
ne in den nachsten Jahren nichts zu erwarten ist. Wir
stellen auch fest, dass die Wirtschaft solche Bedarfs-
leistungen unterstitzt. Sie will aber keine Bundeslo-
sung. Sie will, dass auf kantonaler Ebene massge-
schneiderte Lésungen gesucht werden. Zitat von Peter
Hasler, Direktor des Schweizerischen Arbeitgeberver-
bandes.

Fir die Kleinkinderbetreuungszulage — das ist ein
nachster Punkt — besteht eine breite politische Unter-
stitzung. Im Rahmen der Vernehmlassung wird sie
von 18 Vernehmlassern begriisst. Vier Parteien be-
grussten sie, funf Gemeinden begrussten sie, der
Obwaldner Gewerbeverband begrusste sie. Ich denke,
das ist eine gute Abstiitzung.

Im Weiteren ist die Kommission der Meinung, dass fur
die Umsetzung einfache Ldsungen gefragt sind. Die
AHV-Ausgleichskasse hat die nétige Erfahrung und
koénnte ohne grossen Verwaltungsaufwand damit be-
auftragt werden.

Ich komme zum Schluss. Die vorberatende Kommissi-
on ist praktisch einstimmig der Meinung, dass es nun
Zeit ist, Uber die Familienpolitik nicht nur zu reden und
viel zu schreiben, sondern dass in den nachsten Jah-
ren nun Taten folgen missen. Sie entscheiden heute,
ob dies moglich ist oder nicht.
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Im Namen der vorberatenden Kommission beantrage
ich Eintreten auf den Bericht des Regierungsrats zur
Familienpolitik. Gleichzeitig beantrage ich im nachsten
Geschaft die Erheblicherklarung der vorliegenden
Motion. Den gleichen Antrag stelle ich im Namen der
FDP-Fraktion.

Enderli Franz: An der Kantonsratssitzung vom 2./3.
Dezember 2004 fihrten wir das letzte Mal eine famili-
enpolitische Diskussion. Wir diskutierten dort tber die
Erhdéhung der Kinderzulagen. Sie mogen sich sicher
noch daran erinnern. Im Rahmen dieser Kinderzula-
gendiskussion entwickelte sich dann eine viel wichtige-
re familienpolitische Diskussion, ohne dass man dies
direkt hatte erwarten missen. Im Protokoll dieser Sit-
zung ist mehrmals zu lesen, dass es sich bei der Frage
um die Kinderzulagen um eine Ubergangslésung han-
delt, dass man die Ergebnisse des Familienleitbilds
abwarten musse. Erst diese Ergebnisse ergaben eine
Gesamtschau. Erst das Leitbild werde dann zu konkre-
ten Massnahmen fiihren und damit zu einer kohéaren-
ten Familienpolitik. Das kann man so nachlesen.

In dieser Diskussion wurde auch mehrmals vom Wert
der Familie und von der Familienarbeit geredet. Auch
Uber die grossen Leistungen der Familie fiir die Ge-
sellschaft wurde geredet. Unsere Aufgabe ist es unter
anderem, dieser Wertigkeit und der Leistung, welche
die Familie erbringt, die richtige Anerkennung zu ver-
schaffen. Ich meine, dass wir Politikerinnen und Politi-
ker da zu wenig machen. Es ist immer noch nicht —
oder zu wenig — attraktiv, Kinder zu haben. Bei einer
Gesellschaft, die keine oder wenig Kinder und Nach-
kommen hat, bei der die Bevolkerungspyramide auf
dem Kopf steht, ist doch etwas faul. Da stimmt etwas
nicht. Bei einer Gesellschaft, in der die Kinder als Last
empfunden und als Kostenfaktor definiert werden,
stimmt doch etwas nicht, da ist etwas faul. Die enor-
men Leistungen der Familie werden als Wert immer
noch zu wenig hoch eingeschéatzt und zu wenig aner-
kannt. Die Eltern tragen die Hauptverantwortung fir die
Familie. Das ist wichtig fir die Erziehung. Sie haben
aber ein Anrecht auf Unterstutzung. Die ganze Gesell-
schaft wird an diesen Fragen arbeiten missen. Die
Lust auf eine Familie muss wieder wachsen.

In unserer Vorlage miissen wir uns nach unseren Még-
lichkeiten ein paar familienpolitische Rahmenbedin-
gungen schaffen, dass ein Lebensentwurf mit Kindern,
mit einer Familie hier in Obwalden besser mdglich ist.
Der Wert der Familie wird sich in einer konkreten Fami-
lienpolitik niederschlagen.

Nachstes Jahr sind Wahlen, und es wird sicher auch
wieder Politiker geben, die in ihrem Steckbrief in Inse-
raten und Flugblattern unter den Hobbys neben Skifah-
ren die Familie auffihren. Wenn ein Politiker die Fami-
lie als Hobby auffuhrt, wird dies Einfluss auf seine Art

von Familienpolitik haben. Bei einer Frau habe ich das
namlich noch nie gehdrt. Die Familie ist kein Hobby.
Sie darf es nicht sein und ist es auch nicht. Es ist eine
Arbeit, die von Mannern und Frauen im Dienste der
Gesellschaft geleistet wird. Die Wertigkeit muss sich in
unserer Politik niederschlagen.

In der Sitzung vom Dezember des letzten Jahres wur-
de klar, wie der Unmut wéchst. Der Unmut wéchst, und
es wurde klar, dass es vorwarts gehen muss. Es wur-
den Taten statt Worte gefordert: Funf Jahre sind genug
und so weiter. Halter-Furrer Paula brachte damals
noch das Husarenstick zustande, dass sie 50’000
Franken zur Erarbeitung und Auswertung des Famili-
enleitbilds umpolen konnte. Die Erwartungen waren
gross und alle dachten, es gehe nun vorwarts. Jetzt
liegt der Bericht des Regierungsrats vor.

Die CSP-Fraktion betrachtet das Familienleitbild insge-
samt als sozialpolitischen Meilenstein, als sehr wert-
voll. Zwei Kantone erarbeiteten zusammen ein Leitbild.
Schon das allein ist erwdhnenswert. Es wurde mit
grossem und umfangreichem Aufwand in einem gros-
sen Prozess erarbeitet. Das Leitbild bringt Empfehlun-
gen und Massnahmen fur eine kinftige Obwaldner
Familienpolitik. Es wird eine Perspektive aufgezeigt.
Auch wenn man zu diesem Leitbild auch noch kritische
Anmerkungen machen kdénnte, muss man doch aner-
kennen, dass man es insgesamt loben kann. Positiv zu
erwahnen ist auch im Weiteren, dass das laufend
aktualisierte Inventar Uber Institutionen, Versorgungs-
bereiche, Hilfe fir Familien und die Leistungsarten bei
der weiteren Arbeit fur Grundsatzdiskussionen wichtig
ist. Das Inventar stellt ein wertvolles Instrument dar.
Nach dem Prozess, nach der grossen Arbeit und dem
vielen Papier, das produziert wurde, war man auf die
Schlussfolgerungen des Regierungsrats gespannt.
Welche Massnahmen will er umsetzen? Wie packt er
das Ganze an? Wie geht er damit um? Was beantragt
er dem Parlament? Welche Familienstrategie fuhrt er?
Wie sieht der Zeitplan aus?

Ich muss Ihnen sagen, als ich den Bericht des Regie-
rungsrats gelesen hatte, war mein Urteil: Mager und
enttduschend. Das war mein Gefuhl. Alle Mitglieder
unserer Fraktion schlossen sich dieser Beurteilung
weitgehend an. Zumindest hatten wir erwartet, dass die
Kleinkinderbetreuungszulagen, die in der Vernehmlas-
sung praktisch von allen Teilnehmern begrisst wurde,
aufgenommen wirde. Im Allgemeinen kann man sa-
gen, dass — ohne auf weitere Einzelheiten einzugehen
— die Antrage des Regierungsrats, abgesehen von den
Tagesstrukturen und von den Blockzeiten, die im Bil-
dungsgesetz aufgegleist sind, zu unbestimmt, zu wenig
konkret und zu wenig verpflichtend sind. Sie sind zu
wenig vom Geist des Handelns und mehr vom Geist
des Abwartens dominiert. Das finde ich schade. Ich
héatte in dieser mehr Engagement und mehr Herzblut
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erwartet. In der Steuerstrategie haben wir von der
Seite des Regierungsrats Herzblut erlebt. Dort bewies
der Regierungsrat seine Fiihrung. Bei der Familienpoli-
tik habe ich den Regierungsrat anders erlebt.

Mir ist klar, dass das Parlament in dieser Frage das
Heft in die Hand nehmen muss. Wir mussen den Re-
gierungsrat zu einer verbindlichen Familienpolitik zwin-
gen und ihn dazu verpflichten. Ich bin eigentlich gliick-
lich, dass die Motion, die inzwischen verteilt, diskutiert
und behandelt wurde, vom Regierungsrat zustimmend
zur Kenntnis genommen wurde. Ich darf feststellen: Es
geschehen noch Zeichen und Wunder.

Wir mussen wissen, dass der Staat nicht nur Uber
Finanzen und Steuerdebatten wahrgenommen wird.
Unser Kanton und das Staatswesen insgesamt kann
sich durchaus auch gesellschaftspolitisch und kulturell
profilieren. Es muss auch ein Ziel sein, auch in ande-
ren Bereichen an die Spitze zu kommen. Ich denke,
das ist wirklich ein Anliegen. Es gabe auch hier Allein-
stellungsmerkmale.

Im letzten Amtsjahr behandelten wir GAP. Wir mussten
mit Heulen und Zahneknirschen vieles akzeptieren. In
der Strategie zur Amtsdauerplanung 2003 bis 2006,
beziehungsweise in der Langzeitstrategie 2012+, woll-
ten wir den finanzpolitischen Handlungsspielraum
zurtickgewinnen. Erfreulicherweise ist vieles gelungen,
vieles wurde erreicht. Jetzt missen wir auch in der
Familienpolitik vorwarts machen. Wir missen ein Zei-
chen setzen, dass wir auch da bei den Vordersten sein
wollen. Die CSP-Fraktion ist Uberzeugt, dass unser
Kanton mit einer aktiven Familien- und Sozialpolitik
ebenfalls an Image gewinnen kann.

In diesem Sinne ist die CSP-Fraktion fur Eintreten auf
die Vorlage und gleichzeitig dafirr, dass die Motion als
erheblich erklart wird.

Wernli Gasser Heidi: Heute kdnnen wir die Familien-
politik diskutieren. Endlich, diese Schwangerschaft hat
nicht nur neun Monate gedauert. Es brauchte ein paar
Jahre. Heute liegt das Familienleitbild auf den Tisch.
Viel Arbeit und Engagement steckt in diesem Papier.
Es werden strukturelle Massnahmen, aber auch Mass-
nahmen, die direkte Leistungen betreffen, vorgeschla-
gen. Ein grosser Dank geht an die Arbeitsgruppen.
Viele Gruppierungen waren bei der Vernehmlassung
einbezogen. Es zeigt sich eine grundsatzliche Zustim-
mung. Der Wunsch, vorgezogene Massnahmen rasch
umzusetzen ist vorhanden. Ein wichtiger Faktor ist die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, und die Mehrheit
sagt Ja zu den Kleinkinderzulagen.

Im Antrag des Regierungsrats bleibt jedoch enttau-
schend wenig. Es wird geprift und nochmals gepruft
und einiges als “kein Handlungsbedarf” weggelegt. Es
gibt also leider wenig Umsetzung. Mit der Motion der
vorberatenden Kommission wird der Regierungsrat

beauftragt, konkret zu werden und Massnahmen aus
dem Familienleitbild umzusetzen. Wir brauchen eine
moderne, soziale Familienpolitik. Eine Steuerpolitik mit
Geschenken an die Reichen reicht ganz einfach nicht.
Auch Steuersenkungen fur die unteren und mittleren
Einkommen reichen nicht. Es braucht gute Rahmen-
bedingungen fiir eine aktive Familienpolitik. Im Zent-
rum muss eine Chancengleichheit fir Kinder und Er-
wachsene stehen. Um das zu férdern, muss die Fami-
lie gestarkt werden. Eine Gesellschaft mit immer weni-
ger Kindern ist zum Aussterben verurteilt. Ich mdchte
ein Zitat von Lucrezia Meier-Schatz beliebt machen:
“Auch koénnte sich der Kanton Obwalden zum Ziel
setzen, dass er zum familienfreundlichsten Kanton der
Innerschweiz wird. Das wiirde zu einer Anderung der
Prioritdten der kantonalen Politik fihren.” Das heisst
fur mich, die Familien ernst zu nehmen und zwar in
allen Lebensphasen, in allen Einkommensklassen. Das
heisst, die Familien je nach Einkommen und Situation
finanziell aber auch mit familienfreundlichen Rahmen-
bedingungen zu unterstitzen.

Der Regierungsrat setzt auf die Steuerstrategie. Es
darf aber nicht sein, dass die Steuerstrategie zu einem
spateren Zeitpunkt wegen mangelnden Millionéarszuzu-
gern zum grossen Sparen aufruft und gute Rahmen-
bedingungen fir einen familienfreundlichen Kanton
verhindert. Eine kurzlich publizierte Nationalfonds-
Studie sagt, dass fir einen Wohnortswechsel nicht
niedrige Steuern an erster Stelle stehen, sondern ein
guter, sicherer Arbeitsplatz, die familidre Situation aber
auch familienfreundliche Angebote, eine schdne Ge-
gend und gute Schulen. Ich wiinsche mir, dass sich
der Kanton Obwalden in der Familienpolitik nicht nur
mit Worten, sondern auch mit Taten profiliert.

In diesem Sinne bin ich im Namen der SP-Fraktion fiir
Eintreten auf das Geschaft und fur die Annahme der
Motion.

Halter-Furrer Paula: Den Begriff Familienpolitik kdnn-
te man mit dem Begriff Gesellschaftspolitik gleichset-
zen. Familienpolitik ist eine Querschnittsaufgabe, sie
betrifft alle Departemente. In der Umsetzung von politi-
schen Ideen und Vorhaben zeigt es sich, wie wir Politi-
ker und Politikerinnen die zeitbedingten Veranderun-
gen der Gesellschaft, die unweigerlich Auswirkungen
auf die Familien haben, ernst nehmen, helfen, Schwie-
rigkeiten abzubauen, indem wir verbesserte Rahmen-
bedingungen schaffen und es damit Familien ermdgli-
chen, sich uber Wasser zu halten. Damit begegnen wir
der Tatsache, dass das Familienhaben ein finanzielles
Risiko bedeutet. Grundsatzlich stellt sich uns auch die
Frage, ob wir wollen, dass sich die Familien selber
erhalten kdnnen.

Ich wollte als nachstes ein paar Punkte zu den Veran-
derungen in der Familie sagen. Das hat aber der
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Kommissionsprasident bereits gemacht. Nun noch zu
den Folgen: Nachdem uns die Folgen der veranderten
Familiensituationen allen bewusst sind, kommt die
Forderung nach der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie. Das ist eine Forderung, die sich vor allem an die
Wirtschaft richtet, dass sie zum Beispiel Teilzeitarbeit
auch fir Manner und nicht nur fir Frauen schafft. Es
ware dann den Eltern mdglich, zum grossten Teil ihre
Kinder selber zu betreuen, was wiederum dem Famili-
enbild von gewissen Politikern sehr zusagen wirde.
Wir héatten damit das Potenzial der gut ausgebildeten
Frauen in der Wirtschaft nicht verloren. Auch in der
Gesellschaft ist das etwas, was uns weiterbringt.

Mit den verschiedenen Familienformen und den beruf-
lichen Mdoglichkeiten von uns allen halt aber das Um-
feld im Angebot von Kinderbetreuungsmdglichkeiten
nicht Schritt. Unterstiitzung kénnten wir da traditionel-
len und anderen Familienformen mit Rahmenbedin-
gungen anbieten, die wir Politiker und Politikerinnen
mit der Wirtschaft schaffen missten. Wir kdnnten,
wenn wir es machen wirden. Eine der politischen
Moglichkeiten ware zum Beispiel, Pflegeplatze oder
Kinderbetreuungsplatze zu einem Sozialtarif anzubie-
ten. Das ist ja eines der Probleme der Familien mit
einem mittleren und kleinen Einkommen. Die Fragen
um Blockzeiten, Mittagstisch, Aufgabenhilfe, denke ich,
werden wir mit dem Bildungsgesetz diskutieren.

Eine weitere erstrebenswerte Aufgabe wéare — ich
weiss nicht genau, wie man dies definieren und dar-
stellen kdnnte —, dass eine bessere Verteilung der
Freiwilligenarbeit erreicht werden kénnte: Eine Vertei-
lung unter Mannern und Frauen. Es wirde fir alle
Beteiligten Freirdume schaffen, und es gébe eine an-
dere Belastbarkeit in unseren Lebensraumen.

Michel Ernst erwéhnte die existenzsichernden Mass-
nahmen fir die Familien als zweiten Punkt. Fur mich
stellt sich heute ganz zentral die Frage: Wollen wir
Familien, die es brauchen, zur Sozialhilfe schicken,
oder wollen wir den Familien in ihrer Selbststandigkeit
Hilfe bieten und sie so auch fir ihre Aufgabe, die sie
erfillen, wertschatzen. Der Begriff — ich nenne ihn
nicht, umschreibe ihn aber mit “finanzielles Risiko” —
gefallt mir nicht. Aber aus der gesellschaftlichen und
auch aktuellen wirtschaftlichen Veradnderung ergeben
sich fur viele Familien schwerwiegende finanzielle
Folgen. Diese Familien sind neu von finanziellen oder
wirtschaftlichen Problemen betroffen. Es sind nicht
mehr die Seniorinnen und Senioren, fur die vor Jahr-
zehnten die AHV eingerichtet wurde und dies, wie wir
wissen, damals auch gegen den Willen der Obwaldner
Bevolkerung.

Obwalden koénnte fir die Familien mehr machen. Ich
denke, es liegt heute auch an uns, aus dem Leitbild
mehr zu machen. Auch ich méchte nochmals hervor-
heben, dass ich es grossartig finde, dass zwei Kantone

zusammen das Leithild erarbeitet haben.

Jetzt komme ich zu den Vorschlagen des Regierungs-
rats. Ich begriisse die Vorschlage des Regierungsrats,
aber, wie auch schon erwéhnt, sie gehen mir zu wenig
weit. Ich denke, es ist Zeit, neben den “papierigen”
Vorschlagen auch spirbare Unterstiitzungen zu
erbringen. Konkret ist fur mich auch der Punkt, dass
der Regierungsrat findet, Kleinkinderbetreuungszula-
gen seien noch nicht nétig, eine grosse Enttduschung.
Im Sinne meiner Aufgabe als Volksvertreterin und im
Wissen, dass die meisten Vernehmlassenden die
Kleinkinderbetreuungszulage unterstiitzten, habe ich
das schon fast als kleiner Volksauftrag empfunden. Ich
wollte mich dafir einsetzten, dass das Vorhaben
schnell verwirklicht werden kann. Ich war noch nie so
Uberrascht wie in der Kommissionssitzung, als ich
feststellte, wie viele Parlamentarier und Parlamentarie-
rinnen im Protokoll der Sitzung vom 2./3. Dezember
nachgelesen hatten, was Enderli Franz oder Michel
Ernst damals sagten, und beim Lesen sahen, dass
Versprechungen abgegeben und Forderungen gestellt
wurden. In diesem Papier wurde die Umsetzung gefor-
dert. Den néachsten Schritt zu diesen Versprechungen
vermisse ich. Aus diesen Grinden mdéchte ich auch,
wie das Michel Ernst am Anfang als emotionales The-
ma betitelt hat, sagen, dass auch das Volk dieses
Geschéft als emotionales Geschéft ansieht. Wir mis-
sen uns auch danach richten. Wenn wir nun vor Wah-
len stehen wirden, wirde das Volk auch fragen, was
von der Familienfreundlichkeit, von der alle Parteien in
ihren Papieren schreiben, umgesetzt wurde.

Ich denke, die Zeit ist reif. Ich bin dem Regierungsrat
dankbar, dass er ebenfalls bereit ist, die Motion als
erheblich zu erklaren. Ich bin fur Eintreten auf die Vor-
lage und fur die Erheblicherklarung der Motion und das
auch im Namen der CVP-Fraktion.

Burch-Windlin Susanne: Die Kinder machen arm,
das ist eine haufig gehorte Aussage, die so nicht
stimmt. Wenn sich ein Paar fir Kinder entscheidet,
muss die Bereitschaft da sein, sich einzuschranken,
Verantwortung fir die Erziehung zu tbernehmen und
die eigenen Bedirfnisse einige Jahre zuriickzustecken.
Das ist eine Investition, die sich lohnt und spéater mit
grosser Garantie Friichte tragen wird.

Die SVP-Fraktion hat sich gefragt, was die Politik ma-
chen muss, um den Familien in Obwalden zu helfen.
Wir sind zum gleichen Schluss gekommen wie der
Regierungsrat in seiner Botschaft zum Familienleitbild,
namlich: Es besteht gar nicht so viel Handlungsbedarf,
wie das bestimmte Kreise meinen.

Es ist nicht so, dass Obwalden keine Familienpolitik
macht. Uber die Hélfte der Obwaldner Bevélkerung
kommt in den Genuss der Pramienverbilligung. Letztes
Jahr haben wir die Kinderzulagen auf 200 Franken
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erhoht. Die Wohnungsmieten sind in Obwalden sogar
etwas unter dem schweizerischen Durchschnitt. Bei
der Steuerstrategie wird es fiir Familien bereits in der
ersten Phase Entlastung geben. Im Bildungsgesetz 2
sind Blockzeiten vorgesehen. Die SVP-Fraktion hat die
Blockzeiten auch schon im Bildungsgesetz 1 trotz
Mehrkosten unterstiitzt. Mit den Blockzeiten wird auch
in der Familie eine geregelte Erwerbstatigkeit moglich.
Ich bin nach wie vor der Meinung, dass Familien in
wirtschaftlich schwierigen Verhaltnissen unterstitzt
werden mussen. Aus diesem Grund habe ich in der
Kommission einer Kleinkinderbetreuungszulage noch
zugestimmt. Der Kommission geht es aber mit dieser
Motion nicht darum, jene zu unterstitzen, welche ei-
genverantwortlich ihre Kinder betreuen und erziehen.
Man kann dies auch als naiv bezeichnen. Dieser gros-
se Beitrag fur die Gesellschaft findet scheinbar nir-
gends mehr Anerkennung. In Obwalden ist das aber
immer noch die grosse Mehrheit der Familien.

Wenn wir bedenken, dass sich die Kosten allein fur die
Kleinkinderbetreuungszulage im Kanton Tessin seit der
Einfihrung im Jahr 1997 von 281’00 Franken bis ins
Jahr 2002 auf 5,1 Millionen Franken verachtzehnfacht
haben, so missen wir damit rechnen, dass dies —
wahrscheinlich nicht in diesem Ausmass — auch in
Obwalden der Fall sein wird. Und das ist nur eine der
Forderungen, welche mit der Motion verlangt wird. Hier
wird eine Familienpolitik angestrebt, welche sich ein-
mal mehr nach einer Minderheit ausrichtet. Familien
mit kleinen und kleinsten Einkommen erhielten auch
schon in der Vergangenheit die richtige, nétige Unter-
stutzung.

Die SVP-Fraktion nimmt vom vorliegenden regierungs-
ratlichen Bericht Kenntnis und ist fur die Nichterheb-
lichkeitserklarung dieser Motion.

Knecht Donat: Ich habe meine Familie noch nie als
mein Hobby betrachtet, muss aber sagen, dass die
Familienpolitik in den letzten Jahren zu einem Hobby
geworden ist oder werden musste. Es ist ein anstren-
gendes Hobby und davon handelt nun auch mein Vo-
tum.

Im Jahr 2000 wurde die Familieninitiative eingereicht.
Die Initiative hat die Familienpolitik im Kanton belebt
und hat eine ganze Reihe weiterer Vorstdsse auch von
anderen Parteien ausgeldst. Wir konnten in der Folge
das Phanomen erleben, das auf nationaler Ebene
schon lange bekannt ist. Kaum ist ndmlich das Thema
auf dem Tisch, beeilen sich alle politischen Akteure,
die Bedeutung der Familien und die Wichtigkeit der
Familienpolitik zu unterstreichen. Es werden laute
Forderungen aufgestellt, treuherzige Versprechen
abgegeben, sofort umfangreiche Abklarungen und
Berichte gefordert, Kommissionen eingesetzt, Ver-
nehmlassungen durchgefuhrt und so weiter. Kurz, es

wird der Anschein erweckt, tatkréftig zu handeln. Es
wird dann auch tatséchlich gehandelt. Wir wissen aber,
und wir haben das heute auch schon mehrmals gehoért,
dass viel zu wenig gehandelt wird. Die Schweiz ist im
internationalen Vergleich ein familienpolitisches Ent-
wicklungsland. Dabei fehlt es uns nicht am nétigen
Wissen. Im Kern geht es ndmlich in der Familienpolitik
immer wieder um die gleichen zwei Hauptfragen.

1. Wie kénnen wir die Rahmenbedingungen fur Fami-
lien in materiellen Bereich — Stichwort: Familienarmut —
verbessern?

2. Wie kénnen wir die Rahmenbedingungen fur Fami-
lien auf dem Arbeitsmarkt — Stichworte: Vereinbarkeit
Familie/Beruf und Erwerbsintegration von Frauen —
verbessern?

Dass das die zwei wesentlichen Fragen sind, das er-
halten wir immer wieder von allen Seiten bestétigt. Wir
haben das auch heute wieder mehrfach gehort. Aber
auf der anderen Seite gehen die Vorstellungen dar-
Uber, wie man die Probleme anpacken kénnte, gar
nicht so weit auseinander. Ich méchte ein Beispiel
erwahnen. Wissen Sie, wer alles in den letzten finf
Jahren Ergénzungsleistungen fur Familien forderte
oder Forderungen unterstutzte? Ich gebe lhnen eine
Auswahl. Ich weiss naturlich auch nicht alles, ich weiss
aber von Einigen. Im politischen Bereich war die Un-
terstiitzung da von der CVP Schweiz, von der FDP
Schweiz, von der SP Schweiz, von der Griinen Partei
Schweiz, von der Evangelischen Volkspartei Schweiz,
von einer Mehrheit des Nationalrats, der entsprechen-
de Vorstosse Uberwies, von der Eidgendssischen
Koordinationskommission fiir Familienfragen, von der
Sozialdirektoren-Konferenz, von der Stadteinitiative
Sozialpolitik, vom Schweizerischen Stadteverbund.
Wenn man die Ebene der Verbéande und Fachorgani-
sationen anschaut, kommt dort die Unterstiitzung von
Perspektiven Familienpolitik — das ist ein Zusammen-
schluss von nationalen Fachorganisationen —, von der
Schweizerischen Konferenz fiir Sozialhilfe, von der
Caritas Schweiz, von der Pro Juventute, von der Pro
Familia, vom Evangelischen Frauenbund der Schweiz
und so weiter und so fort. Die Wirtschaft dusserte sich
ebenfalls. Die Unterstiitzung ist da vom Schweizeri-
schen Arbeitgeberverband, vom Schweizerischen
Gewerkschaftsbund, vom Dachverband der christli-
chen Gewerkschaften und so weiter. Ich nehme an, es
gibt noch mehr. Dass die Situation im Kanton Obwal-
den nicht anders ist, zeigt die Vernehmlassung, die ein
sehr eindeutiges Ergebnis ergab. Oder ein anderes
Beispiel: Wissen Sie, wer alles eine Offensive im Be-
reich familienergdnzende Kinderbetreuung fordert? Ich
mochte nicht wieder auflisten. Man musste eigentlich
fragen: Wer wehrt sich eigentlich noch gegen eine
verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf? Es
gibt nattrlich schon einzelne Kreise, die in dieser Fra-
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ge ein anderes Familien- und Frauenbild vertreten. Ich
denke da zum Beispiel an meine Vorrednerin. Trotz-
dem gibt es wahrscheinlich wenig politische Forderun-
gen, die haufiger erhoben werden, als die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf.

Bezogen auf diesen Hintergrund sind die Antrage zu
verstehen, welche die vorberatende Kommission be-
schlossen hat. Sie enthalten genau diese beiden
Hauptziele: Bekampfung der Familienarmut und die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Es ist ein Mini-
malprogramm einer modernen Familienpolitik. Es ist
kein Luxus, es ist kein Wunschkonzert, es sind aber
ein paar wenige und wichtige Antworten auf ganz kon-
krete Probleme unserer Gesellschaft. Es sind vielleicht
nicht persénliche Probleme unserer finf Regierungs-
ratsmitglieder. Das gebe ich gerne zu, aber sicher
reale Probleme der heutigen Familien auch in der
Obwaldner Bevdlkerung. Ich verstehe eigentlich nicht,
wie man dem Kanton krampfhaft ein modernes, attrak-
tives Image verpassen will, sich in dieser Frage aber
gleichzeitig so wenig aufgeschlossen und weltfremd
gibt. Es ist enttduschend, dass der Regierungsrat nach
all den Jahren erst auf ganz deutliche Aufforderung
durch das Parlament bereit ist, endlich einen Bericht
mit Antragen vorzulegen.

Wenn man die Antrége studiert, dann muss ich sagen,
es ist erschreckend, wie klein das familienpolitische
Paket ist und wie unverbindlich die Antrage gehalten
sind. Ich meine, wenn der Regierungsrat schon anna-
hernd nichts machen will — es ist annédhernd nichts, da
andern auch die unbeholfenen Rechtfertigungen in der
Beantwortung der Motion nichts —, dann hétte er das
vor funf Jahren sagen kdénnen. Fur die magere Aus-
beute, die wir jetzt haben, sind funf Jahre Beschafti-
gung der Verwaltung, von externen Fachleuten, von
Kommissionen, von Arbeitsgruppen schlicht eine Ver-
schleuderung von staatlichen Mitteln.

Ein komisches Spiel — es tut mir leid, wenn ich das so
sagen muss — treibt der Regierungsrat auch in Bezug
auf die Kleinkinderzulage. Es ist mir schon bewusst,
dass dieser Vorschlag aus der falschen Richtung kam.
Aber trotzdem, schon vor anderthalb Jahren hat der
Regierungsrat beim Bund eine ablehnende Vernehm-
lassung zum Thema Erganzungsleistungen fur Famili-
en eingereicht. Wahrend man vorne herum bei uns
immer wieder sagt: Wir machen vertiefte Abklarungen,
in einem ersten Schritt machen wir eine Auslegeord-
nung und so weiter, hat man sich hinten herum offen-
bar schon lange eine Meinung gebildet. Noch zu Be-
ginn dieses Jahres oder Ende des letzten Jahres hat
die Debatte um die pauschale Erh6hung der Kinderzu-
lagen stattgefunden, und der Regierungsrat hat mehr-
fach versprochen, dass es sich um eine Ubergangslo-
sung handelt. Mit dem Familienleitbild werde eine
umfassende Gesamtschau erstellt, um alle aufgewor-

fenen Fragen zu klaren. Die Gesamtschau, wie er es
nennt, sieht nun folgendermassen aus: Der Regie-
rungsrat formuliert seinen Entscheid in ein paar weni-
gen ablehnenden Séatzen, aus denen ersichtlich wird,
dass er die Idee der Bedarfsleistungen gar nicht ver-
standen hat.

Wenn ich die Beantwortung zur Motion lese, dann
muss ich sagen, er versteht es wirklich nicht. Dann
stellt der Regierungsrat fest, dass der Kantonsrat an-
fangs Jahr die ordentlichen Kinderzulagen bereits
erhdht hat, und darum kein Spielraum mehr bestehe
fur Bedarfsleistungen. Mit anderen Worten: Der Regie-
rungsrat hat das Parlament hinters Licht gefuhrt. Man
kénnte es etwas schmeichelhafter ausdriicken: Der
Kantonsrat hat sich durch den Regierungsrat hinters
Licht fihren lassen. Wir dirfen also feststellen, dass
der Regierungsrat lieber viel Geld mit kleiner Wirkung
ausgibt, statt wenig Geld mit grosser Wirkung. In der
Beantwortung der Motion lese ich dann aber gleich-
wohl, dass der Regierungsrat etwas von einer schwei-
zerischen Losung fantasiert, die dann kostenneutral
finanziert werden soll. Das ist seine Forderung. Das ist
doch ganz einfach nicht mehr glaubwirdig. Er hatte die
Mdoglichkeit gehabt, eine kostenneutrale Obwaldner
Losung zu realisieren oder vorzuschlagen. Dazu wére
jedoch die Gesamtschau nétig gewesen. Das wollte er
nicht.

Wenn heute der Regierungsrat doch noch auf die
Position der Kommission einschwenkt und die Motion
entgegennehmen will, so bin ich der Letzte, der das
nicht begrissen wirde. Es kann aber nicht darlber
hinweg tauschen, dass der Regierungsrat das ganz
offensichtlich widerwillig macht, und dass er nicht viel
mit der Familienpolitk am Hut hat. Damit erkennt er
auch das strategische Potenzial der Familienpolitik
nicht. Es liegt da sehr viel Potenzial im gesellschafts-
politischen aber auch im volkswirtschaftlichen Bereich.
Bei so viel einflussreichen “C-Mannern” im Regie-
rungsrat finde ich das sehr enttduschend.

Ich bin selbstversténdlich fur Eintreten und Genehmi-
gung der Antrage der vorberatenden Kommission. Die
Kommission hat aus unserer Sicht — und auch aus
meiner Sicht — sehr gute Arbeit geleistet. Sie hat es
verstanden, das Wunschbare vom Notwendigen zu
trennen und eine auf die Obwaldner Verhéaltnisse an-
gepasste und pragmatische Familienpolitik vorzuzei-
gen. Ich bin mir zwar bewusst, dass wir heute auch
wieder nur “neue Auftrdge” an den Regierungsrat und
an die Verwaltung vergeben. Aber immerhin, glaube
ich, besteht doch langsam die Chance, dass auf diese
vielen Worten ein paar wenige Taten folgen werden.
Ich habe in diesem Sinne die Hoffnung nicht ganz
aufgegeben.
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Ende der Vormittagssitzung: 12.00 Uhr

Beginn der Nachmittagssitzung: 13.45 Uhr.

von Rotz Christoph: Ich bin schon etwas Uberrascht,
dass die vorberatende Kommission Uberhaupt auf
diesen Bericht des Regierungsrats eingetreten ist,
nachdem ich nun doch recht viele Vorwirfe gehort
habe, die sich darauf beziehen, was man erwartet
hatte und was nun nicht im Bericht steht, weil doch der
Regierungsrat den geringen Handlungsbedarf und
seine Haltung in diesem Bericht aufzeigt.

Mit einer Motion, welche die Kommission nun bringt,
sollten zusatzliche wieder frische Aufgaben und Aus-
gaben mit einer Gesetzesgrundlage unsere Laufende
Rechnung belasten.

Obwohl der Regierungsrat den Vorschlag fiir ein ein-
heitliches Elternbeitragssystem prifen und erarbeiten
will, fordert die eingereichte Motion, dass dies bereits
im Jahr 2006 gemacht werden soll, da die Anschubfi-
nanzierung durch den Bund, die nur auf zwei Jahre
befristet ist, auslauft.

Zusatzlich soll auch noch eine neue Stelle geschaffen
werden. Mit den zusétzlichen — man nennt sie hier so
schdn — Ressourcen beim kantonalen Sozialamt sollen
die noch nicht ganz konkreten Aufgaben ausgefihrt
und eine sachgerechte Koordination sichergestellt
werden.

Eine Kleinkinderbetreuung wird ebenfalls mittels Moti-
on mit einer gesetzlichen Grundlage und klaren Eck-
werten sofort gefordert, obwohl der Regierungsrat im
Bericht auf die Rahmenbedingungen einer moglichen
kommenden Bundesldsung warten will.

Uberrascht war ich dann ein zweites Mal, dass der
Regierungsrat nun bereit ist, diese Motion — zwar mit
Vorbehalten zur Kleinkinderzulage — entgegenzuneh-
men.

Ich mdchte die Forderungen nochmals ganz kurz zu-
sammenfassen und Sie alle hier im Saal bitten, sich
gut zu Uberlegen, sich bewusst zu sein und zu verste-
hen, was alles gefordert wird. Es wird eine familiener-
ganzende Kinderbetreuung gefordert. Das ist ein ein-
heitliches Elternbeitragssystem fiir Kinderbetreuungs-
platze, damit die Miitter oder auch Vater weiterhin
einer Arbeit nachgehen kénnen und die Kinder mit
staatlicher Unterstiitzung — selbstverstandlich einkom-
mensabhangig — von Fremden betreut werden kénnen.
Da dieses Angebot freiwillig ist, wird es notwendig sein,
dass auch Eltern mit hohen Einkommen dieses Ange-
bot nutzen und so einen entsprechenden Deckungs-
beitrag leisten. Wenn das nicht so ist, wird es einfach
die Staatskasse mehr kosten. Ob solche Einrichtungen
staatlich notwendig und erfolgreich sind, lasst sich am
“Chinderhuis Obwalden” feststellen. Dort sind gemass

der Neuen Obwaldner Zeitung vom 27. 08. 2005 nur
knapp 9 von den 18 Krippenplatzen besetzt.

Die Kinderbetreuungszulage ist eine Betreuungszulage
fir einkommensschwache Familien, welche im Kanton
Obwalden geméass Tessinermodell jahrlich 820’000
Franken kosten wirde. Uber die Finanzierung einer
solchen neuen Zulage wurde naturlich noch kein Vor-
schlag unterbreitet.

Familiengerechte  Tagesstrukturen/Blockzeiten: Im
Bildungsgesetz 1 und im Bildungsgesetz 2 wird von
schulergédnzenden Tagesstrukturen gesprochen. Ich
frage mich nun, ob Tagesstrukturen fiir Erziehungsbe-
rechtigte auch familienfeindlich sein kdnnten.

Haben die Wertschatzung und die Achtung der Familie
wirklich nur mit Umverteilungspolitik zu tun? Geht es
bei der Familienpolitik wirklich nur um Finanzen und
Sozialfélle? Die gesunden Familien, welche die Aufga-
be in Eigenverantwortung ernsthaft wahrnehmen, sind
einmal mehr die Verlierer.

Ich bitte Sie, dem Bericht des Regierungsrats, so wie
er vorliegt, zuzustimmen, und die Motion als nicht
erheblich zu erklaren, weil ich der Meinung bin, dass
wir in Obwalden noch ein paar andere Sachen zu ma-
chen haben, die ebenso wichtig sind. Das wéren:
Einerseits die Bewaltigung der Hochwasserkatastrophe
mit Investitionen in den Hochwasserschutz, die auch
wieder fur die Familien sind, und andererseits die posi-
tive Umsetzung der Steuerstrategie, mit denen die
Staatsaufgaben dann Uberhaupt finanziert werden
koénnen.

Wyrsch Walter: Wir haben nun ein paar Mal gehort,
dass zu viele Konjunktiv- und Mdglichkeitsformen
einem Familienleitbild die Zahne zieht. Dazu mdchte
ich mich nicht mehr dussern. Ich méchte auf einen
Mangel beim Familienleitbild aufmerksam machen.

Wenn man das Familienleitbild anschaut, dann hort
das dann auf, wenn die Kinder einer Familie erwach-
sen sind, respektive wenn die Eltern dieser Kinder
etwa 45 Jahre alt sind. Dann ist nichts mehr mit Fami-
lie. In meinen Augen ware es aber ganz wichtig, dass
man ein Familienleitbild hat, welches das gesamte
Lebensalter eines Menschen im Fokus hat, nicht nur
die erste Zeit mit den kleinen Kindern, auch wenn dies
heute wichtig ist. Wenn wir nach vorne schauen — die
Zukunftsforscher und Soziologen sagen, dass 2015
eine durchschnittliche Familie nicht mehr das Problem
mit den Kindern an erster Stelle nennen, sondern
Probleme mit der &lteren Generation — und diesen
Zeithorizont beachten, dann muss ich feststellen, dass
unser Familienleitbild dazu keine Aussagen macht.
Wenn ich weiterdenke, dass genau diese Familien,
Uber die wir heute nachdenken, wie wir sie unterstit-
zen konnten, moglicherweise durch die notwendige
Unterstutzung, die sie auch ihren Eltern oder Grossel-
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tern werden erbringen muissen, in noch gréssere Not
kommen, dann ist unbedingt auch in dieser Richtung
jetzt schon Vorausdenken und Handeln gefragt. Das
sind sonst Aufgaben, die von unserer mannerdenken-
den Gesellschaft ganz automatisch wieder den Frauen
zugedacht werden. Die Angehdrigen daheim in einer
Gesamtfamilie pflegen zu konnen, ist eine schoéne
Aufgabe. Das ist auch eine schdne Idylle, wobei man
sehen muss, dass sie bei naherer Betrachtung auch
bei uns bei weitem nicht so idyllisch ist. Auf die Famili-
en kommen in Zukunft in diesem Bereich Aufgaben zu,
die wir uns heute nicht ausmalen, wie gross diese sind.
In diesem Zusammenhang finde ich besonders auffal-
lend, dass wir uns jetzt ein Familienleitbild erlauben,
das nur einen Teil der Familien bearbeitet. So wie wir
ein Gesundheitsgesetz haben, das nur einen Teil des
Gesundheitswesens bearbeitet. Da leisten wir uns
partielles Denken, wo vernetztes Denken unbedingt
notwendig und von grosster Prioritdt ware. In jedem
Betrieb wiirde man hier ein Master- oder Integralpro-
jekt zur Verknlpfung der verschiedenen Teile einfiih-
ren. Da werden wir uns das nicht mehr lange leisten
kénnen. Die Vernetzung solcher Projekte oder eine
gesamtheitlichere Sicht ware aber auch in unserer
Kleinraumigkeit ein Alleinstellungsmerkmal, das wir
rasch beisammen hatten.

Ich danke fur die Aufmerksamkeit und hoffe, dass die
Hihner bald wieder nach draussen kénnen.

Wagner Thade: Die Familienpolitik ist heute in der
globalisierten Gesellschaft ein Thema fiir den Staat
und bringt grosse Herausforderungen durch die ver-
mehrten Anspriiche. Die Familie hat eine der wichtigs-
ten Aufgaben unserer Gesellschaft zu erfilllen. Diese
ist vom Staat zu anerkennen und durch gute Rahmen-
bedingungen, wo nétig, zu unterstiitzen. In dieser
Gesellschaft ist die traditionelle Familie ein grundle-
gender, bleibender Wert und von grosser Bedeutung.
Sie leistet sehr viel und unentgeltlich fir unsere Ge-
sellschaft. Die Verantwortlichkeit ist in der Bundesver-
fassung geregelt. Nach Artikel 25 der Kantonsverfas-
sung sind Kanton und Gemeinden bei ihrer Erfillung
der Aufgaben bestrebt, die Familien als Grundlage von
Staat und Gesellschaft zu stérken.

Unterschiedliche Lebens- und Verhaltensformen, die
demographischen Entwicklungen, andere Wertvorstel-
lungen, kulturelle und multikulturelle Einflisse in Ge-
sellschaft und Ethik haben das Familienbild drastisch
verandert. Die Definition Familie wird verwassert mit
der feien Wahl der Lebensstrukturen. Ich frage mich:
Ist es Aufgabe des Staats, all diesen Strukturen Rech-
nung zu tragen? Die Folgen sind bekannt und der Ruf
nach staatlichen Unterstiitzungen wird immer grosser.
Primar soll das Verantwortungsbewusstsein und das
Wohlergehen der Familienmitglieder in der Familie

liegen. Die Politik kann jedoch die Eltern in der Wahr-
nehmung ihrer Eigenverantwortung, wo es angebracht
und ausgewiesen ist, unterstitzen.

Ich méchte auf sachlicher Ebene wichtige Fakten zum
Bericht des Regierungsrats stellen.

1. Der Regierungsart hat mit dem Bericht zur Famili-
enpolitik Kenntnis und Stellung genommen.

2. Es kann festgestellt werden, dass in Obwalden
erwiesenermassen bereits sehr viel fur die Familien
getan wird. Wer das verkennt, hat den Anhang zum
Bericht zur Familienpolitik nicht gelesen. Diese Er-
kenntnis wurde auch von Lucrezia Meier-Schatz fest-
gehalten. Von Not kann da keine Rede sein. In der
Steuergesetzrevision ist eine steuerliche Entlastung bis
zu 10 Prozent vorgesehen.

3. Der Handlungsbedarf besteht darin, die vielen
Angebote besser zu biindeln. Das ist einer meiner
wichtigsten Hauptgriinde.

4. Wie man aus dem Bericht feststellen kann, will der
Regierungsrat gemass seinen Antrdgen den Bericht in
der Regierungstatigkeit einsetzen, den Auftrag fir die
Schaffung eines Amts flr Gesundheit und Familie
prifen und die Kosten daflr ermitteln, Vorschlage fiir
ein einheitliches Elternbeitragssystem erarbeiten, mit
dem Bildungsgesetz Blockzeiten einfiihren und zudem
sollen Obwalden und Nidwalden eine universelle Fami-
lienpolitik entwickeln kénnen.

5. Diese Arbeiten sollen geméass dem regierungsratli-
chen Fahrplan im Integrierten Aufgaben- und Finanz-
plan getétigt werden. Ob es sich dabei um Kleinkinder-
zulagen handelt, soll offen bleiben. Zuerst sollen ande-
re Alternativen geprift werden und die vorgesehene
Umsetzung gemass Integrierter Aufgaben- und Fi-
nanzplanung erfolgen.

Die Euphorie, die entstanden ist, kann ich noch verste-
hen. Was ich nicht verstehen kann, ist die selbstherrli-
che Kritik am Regierungsrat, fir die ich sehr wenig
Verstandnis habe.

Zur Finanzierung: Da finde ich den pragmatischen
Weg des Regierungsrats sympathischer. Die Kleinkin-
derzulagen kosten fur 70 Kinder geméass Vorschlag
des Kantons zirka 820’000 Franken, wobei die Ge-
meinden mit rund 220’000 Franken entlastet werden.
Als Alternative kann auch ein reduzierter Betrag oder
eine andere Finanzierung vorgeschlagen werden.

Ich befiirchte, dass bei einer Umverteilung dem Sozial-
tourismus Tur und Tor offen stehen. Der Beweis dafiir
liefert mir die Kostenentwicklung geméss dem Tessi-
nermodell wahrend insgesamt finf Jahren. Das heisst,
es ist einfacher, vom Kanton oder vom Bund Subventi-
onen zu erhalten, als bei den Gemeinden Bittsteller zu
sein. Ich mdchte nicht, dass Sozialbedurfnisse Uber die
Familien abgebucht werden.

Die Familienpolitik ist mir sehr wichtig und heilig. Ich
bin fur Kinderzulagen und fiir Kinderbetreuungszula-
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gen, es ist mir jedoch nicht egal, wie diese ausbhezahlt
werden. Es braucht Zeit, um solche Massnahmen zu
prifen und dann zu entscheiden. Es ist anzustreben,
dass wir vertretbare Lésungen fir die Entscheidungs-
findung zu Gunsten der Familie ohne Druck fallen
kénnen.

Ich bin fur Eintreten auf den Bericht des Regierungs-
rats.

Bucher Stefan: Die Familienpolitik hat meiner Mei-
nung nach nichts mit einer Erweiterung des Sozialamts
zu tun. Familie heisst fiir mich — ich erlebe sie ibrigens
selber mit drei Kindern —, Verantwortung wahrnehmen
und nach den Verhéaltnissen leben, die man zur Verfu-
gung hat. Einen Ausbau des Sozialamts lehne ich
grundsatzlich ab. Grdssere steuerliche Entlastung
ware der néchste Schritt fir die Familienpolitik.

Das Motto, ,Familie gleich Sozialbeziiger” passt mir
Uberhaupt nicht und ist komplett falsch. Ich unterstiitze
den Regierungsrat.

Krummenacher-Muhlebach Maria: Wir alle haben
irgendwo einen Bezug zu einer Familie. Wir haben alle
ein Bild von einer Familie. Das Bild der Familie kann
ganz unterschiedlich sein, und doch gibt es eine Aus-
sage zur Familie, zu der wir alle Ja sagen missten.
Die Familie ist doch die Urzelle unserer Gesellschaft.
Ich wage noch weiter zu gehen: Eine gesunde Familie
heisst auch eine gesunde Gesellschaftsstruktur. Aus
diesem Blickwinkel miisste die Familienpolitik das
Selbstverstandlichste sein. Die Familienpolitik misste
bei jedem Geschéft im Hinterkopf vorhanden sein, weil
die Familie das wichtigste Element unserer Gesell-
schaft ist. Die Familie und die Familienarbeit sind be-
deutende Aufgaben in unserer Gesellschaft, aber lei-
der kein Wirtschaftszweig.

Uberlegen wir uns doch einmal, was passieren wiirde,
wenn wir keine Kinder mehr héatten. Zuerst brauchten
wir kein Spital mehr, wo Geburten durchgefuhrt werden
kénnen. Wir brauchten keine Schulh&auser mehr. Wir
kénnten also sparen. Wir brauchten keine Lehrstellen
mehr zu schaffen. Also hatten wir ein weiteres Problem
gelost. Aber was dann? Wir hatten keinen Nachwuchs
mehr im Erwachsenenleben. Wir hatten niemanden
mehr, der die AHV und die Steuern bezahlt. Wir hatten
auch niemanden mebhr, der die Altern pflegt und firr sie
sorgt.

Die Familie ist also nicht einfach nur ein Kostenfaktor,
sondern sie ist auch noch mehr. Daher begriisse ich
die Einfuhrung der Kleinkinderzulagen fur Familien, bei
denen das Geld nicht reicht. Wir ermdglichen es so,
jungen Familien eine Familie zu griinden, ohne dass
sie Angst haben missen, in die Armutsgrenze zu sin-
ken und als Kostenfaktor tituliert zu werden. Mit Rah-
menbedingungen kénnen wir die Auszahlung und die

Handhabung dieser Zulagen gezielt steuern. Auch die
zu befurchtenden Zuwanderungen von Hilfebedirftigen
kénnen wir mit einer Wohnsitzdauer von mehreren
Jahren im Kanton steuern. Der Betrag von 800’000
Franken liegt in der Mdglichkeit unseres Budgets.
Zurlick zum Familienleitbild: Ich denke, es ist ein An-
fang, und ich mochte da allen danken, die daran gear-
beitet und es so weit ausgearbeitet haben. Es ist aber
— wie Wyrsch Walter es gesagt hat — zu wenig allum-
fassend. Die Familie hort mit dem Alter, wenn die Kin-
der ausgeflogen sind, auf. Ich denke, da misste man
noch weiter gehen.

Der Bericht des Regierungsrats ist zu wenig konkret.
Deshalb lehne ich den Bericht des Regierungsrats ab
und unterstitze die Motion.

Gasser Gerhard: Zuerst mochte ich einige Feststel-
lungen machen, die man in Obwalden nicht vergessen
sollte. In unserem umfassenden Bericht Giber die Fami-
lienpolitik, der die Situation in unserem Kanton auf-
zeigt, ist unter anderem ein Inventar, das die recht
umfangreichen Leistungen des Kantons und des Bun-
des fur Familien aufzeigt. Der Kommissionsprasident
hat diese auch schon erwahnt.

Ich mdchte aber noch etwas anderes antdnen. Ich

habe anlasslich einer Sitzung von einer Ratskollegin

gehort, dass junge Frauen in Obwalden der Meinung
sind, dass man sich Kinder nicht mehr leisten kdnne,
weil sie schlicht zu teuer sind. Da musste ich doch
meine Gedanken dartber machen. Ich muss doch
sagen, dass wir trotz allem in einem der reichsten

Lander — nach neusten Statistiken sogar an der Spitze

— der Welt leben. Ich wisste nicht, wie ich einem sid-

amerikanischen Bauern erklaren sollte, wieso wir aus

finanziellen Grinden keine Kinder haben koénnen. Ich
kann mir die grossen Augen, die er machen wirde,
sehr gut vorstellen. Wer auf dieser Welt hat dann noch

Geld fur Kinder, wenn wir es nicht haben? Bekanntlich

haben die DrittweltlAnder sehr grosse Familien. Je

reicher das Land ist, desto weniger Kinder gibt es. Das
kénnen wir Uberall lesen.

Zeit ist Geld, so lautet ein Sprichwort. Was machen wir

also in der Familienpolitik? Wir kdnnen nur geben, was

wir anscheinend haben. Wir geben Geld. Aber was
fehlt unseren modernen Familien und welches sind
ihre Hauptprobleme? Wir mussen uns dazu einige

Fragen gefallen lassen:

— Welchen Stellenwert haben denn bei uns eigentlich
die Kinder?

— An welcher Stelle steht der Konsumzwang, stehen
Kleider, Ferien, Autos, Handys, Video, Gameboy,
Television und so weiter?

— Ersetzt Geld den Bewegungsmangel unserer Kin-
der?

— Hilft Geld bei unseren Kindern, von denen etwa 30
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Prozent libergewichtig sind?

— Hilft Geld bei unseren Kindern, von denen viele von
lhnen an einem unterentwickelten Gleichgewichts-
sinn leiden?

Untersuchungen in Deutschland zeigen, dass jede
dritte Familie mit ihren Kindern nicht mehr zurecht
kommt. Lehrer klagen (ber aggressive, schlagende
oder hyperaktive Jugendliche. 35 Prozent haben schon
im Kindergarten psychische Stérungen. Die Ursachen
liegen oft bei den Eltern. Es herrscht in vielen Familien
chronischer Zeitmangel. Die Eltern sind nicht immer
gute Vorbilder, was die Konsumation von Fernsehen,
Alkohol, Zigaretten oder die Kaufsucht angeht. Man
kann auch nicht mehr zu Fuss gehen. Man fihrt die
Kinder mit dem Auto in die Schule. Die Zahl der Allein-
erziehenden steigt. Auch da fehlt die Zeit. Der Erwar-
tungsdruck an die Kinder wachst. Das perfekte Kind
wir zum Statussymbol. Es soll in den unterschiedlichs-
ten Bereichen Spitzenleistungen erbringen.
Die Erkenntnis daraus: Alle, die mit der Erziehung und
mit Jugendlichen zu tun haben, sind gefordert, dort wo
es mdoglich ist, vermehrt Einfluss zu nehmen. Es geht
nicht nur darum, zu lernen, mit Konflikten und Span-
nungen umzugehen, es geht auch darum, vereinbarte
Grenzen einzuhalten. Es ist langst erkannt, dass sich
das “Nichterziehen”, das “laissez faire”, das heisst
auch die falsch verstandene antiautoritdre Erziehung
als allgemein glltiges Rezept nicht bewahrt. Die Ju-
gendlichen wollen doch Vorbilder, echte Bezugsperso-
nen, die sich den Dialogen stellen und sich personlich
mit ihnen auseinandersetzen. Jugendliche wollen ge-
fordert werden. Fehlt diese Herausforderung, so su-
chen sie Orte — oder sogar noch schlimmer, Subkultu-
ren —, wo sie sich bewdhren missen. Diese Werte
kénnen nicht nachtraglich im Pubertétsalter nachge-
reicht werden. Dann ist es zu spét.

Zusammenfassend ist man doch ({berzeugt, dass

gezielt der zunehmenden Entfremdung, Zersplitterung

und Unruhe in der Schule begegnet werden muss.

Wenn Jugendliche in der Familie keine Konstanz mehr

finden kénnen, weil dort vermehrt feste Bezugsperso-

nen fehlen, und die Schule die Familienverhéltnisse
nicht mehr beeinflussen kann, dann misste die Schule
wenigstens in ihrem Bereich dagegen steuern und
dafiir sorgen, dass immerhin im Unterricht Nahe und

Vertrauen aufgebaut werden konnen. Gefragt sind

Konstanz, Ruhe und vertrauenswirdige Bezugsperso-

nen. Politiker, Behtrden, Planer, Denker, Padagogen,

Psychologen, Lehrerinnen und Lehrer, aber auch El-

tern sind verpflichtet, den eigenen persdnlichen Beitrag

zu leisten.

Zeit ist immer noch Geld — oder was fehlt jetzt unseren

Familien? Viele Familien, die in der Schweiz beschei-

den leben, haben eher mehr Kinder als so genannte

reiche Familien. Eine bescheidene oder einfache Le-

bensweise hat noch nicht viel mit Armut zu tun, ausser
sie wird von einer Statistik dorthin verbannt.

Wenn wir schon bei den Statistiken sind, mdchte ich
noch ein anderes Problem aufzeigen. Ein Thema, das
man gerne Ubersieht und das auch zur Familienpolitik
gehort: Der Suizid in der Schweiz. Man sagt, die Welt
sei machtlos. Auf der Welt nehmen sich téaglich mehr
als 1’000 Menschen das Leben. Fast jede Minute stirbt
ein Mensch durch seine eigene Hand. In der Schweiz
gibt es jahrlich rund 15’000 Suizidversuche. Die Dun-
kelziffer liegt noch weit hdher. 1’500 Menschen sterben
dabei. Das sind im Vergleich zu den Strassenver-
kehrsopfern drei Mal mehr. 70 Prozent der Suizidopfer
sind Mé&nner, die unter der Auflésung von Beziehungen
leiden. Mindestens drei Viertel der mannlichen Suizid-
opfer sind verwitwet oder geschieden. Ehescheidun-
gen, Arbeitslosigkeit oder berufliche Fehlentscheidun-
gen oder Enttduschungen kénnen bedrohlich sein.
Ebenso treibt die Grossstadt vor allem viele alte Men-
schen in die Isolation und mdoglicherweise in den Sui-
zid.

Diese Fakten gehoren leider auch zu unserer Famili-
enpolitik. Aber unser Kanton und der Staat kann diese
Probleme nicht allein I6sen. Wir alle sind gefordert. Ein
Ansatz besteht vielleicht darin, dass mehr Zeit an der
Stelle von Geld in die Familie investiert wird. Die Zin-
sen sind dort nicht schlechter.

Meine Fragen sind schlussendlich:

Zeigt unser Leitbild Losungsansétze auf diese Proble-
me?

Hat neben einem neuen, guten Steuergesetz nicht
auch eine Familienpolitik Platz, die genau solche Prob-
leme frontal angeht?

Ist es nicht wiinschenswert, dass auch eine unproble-
matische Familie, die unauffallig, bescheiden lebt,
auch etwas davon profitiert, was wir hier beschliessen?
Wir schmiicken uns mit dem Namen Sportvalley. Hat
dieser Name im Schulsport in Obwalden eine spezielle
Bedeutung und wird dem auch Rechnung getragen?
Ich bin fur den Entscheid des Regierungsrats.

Fischer Hofstetter Rita: Wenn man nun abstimmen
wirde, wer nicht fir Familienpolitik ist, wéaren wir uns
alle einig: Wir sind dafur. Wenn wir abstimmen wiirden,
wer verstehe, dass die Familien das Wichtigste von
uns allen ist, dann wéren wir uns alle einig. Aber wenn
wir Uber Familienpolitik reden, dann kommen plétzlich
viele Interpretationen. Es lasst auch viele Interpretatio-
nen zu, was man darunter verstehen kann, soll, darf
und muss. Wenn ich nun die Voten anhére, dann muss
ich sagen, gibt es eigentlich zwei grosse Gruppierun-
gen. Die eine Gruppierung votiert fur diejenigen Fami-
lien, die es nicht alleine schaffen, die Unterstiitzung
finanzieller Art brauchen. Diese gibt es im Kanton
Obwalden wie an anderen Orten auch. Die zweite
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Gruppierung ist diejenige, die sagt, man misse jene
Familien unterstiutzen, die es alleine schaffen. Ich
mochte nun ein wenig fiir diejenigen sprechen, die es
alleine schaffen.

Am Anfang meinte ich, eine Familie zu haben, habe
nur mit Armut zu tun. Es gibt viele Familien, ich denke,
es sind immer noch die meisten, die keine Armut ver-
ursachen, kein Armutsrisiko eingehen und ihre Famili-
en mit allen Problemen, aber auch mit allen Freuden,
bewaltigen. Ich habe auch den Eindruck, der Regie-
rungsrat sei eigentlich schlecht weggekommen, weil er
— wie ich das verstanden habe — seine Familienpolitik
vom Ansatz her schwergewichtiger auf diejenigen, die
es alleine schaffen, ausgerichtet hatte. Was nicht
heisst, dass die zweite Gruppe, das ist keineswegs
wertend gemeint, keinen Platz haben soll. Ich bin auch
einverstanden, dass Familienpolitik nicht Sozialpolitik
ist. Familie und Armut — ich méchte das nochmals
betonen — ist nicht das Gleiche.

Wenn ich an meine Familie denke — ich habe auch drei
Kinder —, haben diese Kinder mir den gréssten Reich-
tum beschert, der durch kein Geld bezahlt werden
kann. Eine Familie zu haben — und vor allem Kinder —,
hat auch etwas zu tun mit einem unternehmerischen
Entscheid. Es braucht nicht nur Geld, es braucht Zeit,
es braucht Verzicht, es braucht viel Herzblut, und es
braucht sehr viel Engagement, das einem nicht in allen
Zeiten gleich leicht fallt. Kinder zu haben, hat fiir mich
nicht nur mit Verliebtsein und Hormonen etwas zu tun.
Wenn man sich fiir Kinder entscheidet, muss man sich
das sehr gut Uberlegen. Man kann sie nachher nicht
einfach an die Gesellschaft abdelegieren. Dass es
Hartefélle gibt, da sind wir uns alle einig. Es kann je-
dem von uns passieren, dass man in eine Situation
gerat, in der es unmdglich wird.

Familienpolitik hat fir mich sehr viel mit Anreiz und
Rahmenbedingungen zu tun. Ich denke, ein Schwer-
gewicht muss die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
sein. In Familien mit den veranderten Familienformen,
auf die wir keinen Einfluss haben, auch wenn wir der
traditionellen Familienform nachtrauern, missen die
veranderten Bedirfnisse der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie Platz haben.

Ich mdchte noch auf das Votum zuriickkommen, das
aussagte: Wir kdnnen uns eine Teilrevision des Steu-
ergesetzes leisten, wir kdnnen uns Entlastungen fir
nattrliche Personen, die einkommens- und vermo-
gensstark sind, leisten, und ebenfalls fur juristische
Personen, die man in dieser Teilrevision immer wieder
zu erwdhnen vergisst, eine richtige Familienpolitik
jedoch nicht. Da muss ich nun doch vehement wider-
sprechen. Gerade weil wir in Obwalden gute Bedin-
gungen fir unsere Familien wollen, brauchen wir die
Teilrevision dieses Steuergesetzes, damit wir erstens
die wenigen finanzstarken Personen und Unterneh-

mungen im Kanton behalten kénnen, Unternehmun-
gen, die Arbeitsplatze erhalten, Arbeitsplatze schaffen,
die wieder investieren, die Wachstum wollen. Es gibt
eine Nachfrage nach ihren Produkten, nach Arbeits-
kraften, das heisst, sie sind auch daran interessiert,
mehr Arbeitskréfte zu haben, das heisst man will mehr
Arbeitnehmer, das bedeutet wieder einen Beitrag fir
Projekte, welche die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie ermdglichen. Es ist mir ein grosses Anliegen, denn
das eine schliesst das andere nicht aus. Wenn man
das will, braucht man das, damit man die finanzielle
Situation verbessern kann und in der Familienpolitik
einerseits Anreiz fur diejenigen schaffen kann, die es
gut machen, indem man ihnen Rahmenbedingungen
zur Verfugung stellt, die es leichter machen, aber an-
dererseits, dass man diejenigen unterstitzen kann, bei
denen es nicht so planmassig gelaufen ist, wie sie das
gerne gehabt hatten.

Ich nehme den Bericht des Regierungsrats entgegen.
Ich unterstitze die Motion, weil ich meine, so wie sie
abgefasst ist, lasst sie alles offen. Ich werde mir aber
bei den einzelnen Massnahmen, die wieder ins Parla-
ment kommen werden, erlauben, diese kritisch zu
beurteilen.

Fallegger Willy: Vor nicht allzu langer Zeit sassen
einige von uns hier im gleichen Raum. Wir durften an
der Vernehmlassungskonferenz zum Familienleitbild
teilnehmen. “Annahme: Frau, 24 Jahre, im dritten Mo-
nat schwanger, Mann lehnt Vaterschaft ab.” Mit dieser
Einleitung wurde die Konferenz eréffnet. Stellen Sie
sich vor, so sieht die Zukunft unserer idealen Familie
aus. Ich bin der festen Uberzeugung, dass das For-
dern der Einelternfamilie nicht der richtige Weg ist. Ich
gehe davon aus, dass die meisten von uns hier im
Saal in Zweielternfamilien aufgewachsen sind.
Familienpolitik hat nicht nur mit Franken zu tun. Stellen
Sie sich vor, Familienpolitik ware Fordern der Zweiel-
ternfamilie. Wertschatzung — wie das Enderli Franz
sehr eindricklich gesagt hat: Oh, ihr probiert die Fami-
lie noch selber durchzubringen? Vor solchen Familien-
formen wirden einige noch den Hut ziehen. In der
heutigen Zeit wird eine solche Familie als naiv oder
privilegiert abgestempelt. Finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum auch in der Familie, wieso nicht? Auf
ein Ziel Familie hinarbeiten, sparen, Eigenkapital an-
haufen. Was war denn vor ein paar Jahren anders?
Ganz einfach: Eigenverantwortung, sich selber organi-
sieren. Komischerweise stelle ich auch in der heutigen
Zeit noch fest, dass sich einige selber organisieren.
Eltern, Nachbarn, Kollegen, Verwandte, Bekannte —
alles private Mdéglichkeiten, die leider in dem Familien-
leitbild nicht vorkommen.

Aus der Sicht eines funffachen Familienvaters kann ich
die Motion leider nicht unterstitzen. Ich nehme den
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Bericht gerne zur Kenntnis.

Dr. Steudler Guido: Uber die Familienpolitik haben wir
nun viel geredet. Ich méchte nun etwas zur Antifamili-
enpolitik der letzten vier Jahre sagen. Ich reihe mich
damit unter die Kritiker des regierungsratlichen Be-
richts, auch beziglich der Vorhaltungen, die der Kom-
missionsprasident machte, die Enderli Franz darlegte
und auch Knecht Donat. Ich méchte das alles nicht
wiederholen. Es ist aber schon so, dass wir in den vier
Jahren der Amtsperiode, die nun langsam zu Ende
geht, herzlich wenig bis nichts erreicht haben, um die
Situation der Familien zu verbessern. Wir haben —
auch das wurde heute erwahnt — wenigstens die Auf-
stockung der Pramienverbilligung zu Stande gebracht.
Das sind heute doch sechs bis sieben Millionen Fran-
ken Beitrage an Familien und an Rentner, an Leute mit
tiefen Einkommen.

Was jetzt ablauft, ist eine fortschreitende Veranderung
und gleichzeitig eine Uberwilzung von immer mehr
Aufgaben auf diejenigen Kreise, die ich vorhin erwahnt
habe. Wir haben die Familienpolitik durch eine Paket-
politik ersetzt. Wir haben ein Gebihrengesetz geschaf-
fen, GAP durchgezogen und ebenso ein Steuergesetz,
das in den tiefen Einkommen kaum entlastet. Die
grossen Verlierer dieser Projekte — wenn man unter
dem Strich zusammenzahlt — sind die Familien, Allein-
erziehende, Rentner in bescheidenen wirtschaftlichen
Verhéltnissen. Wir tun etwas, um unsere Armut zu
fordern. Ich kann das nicht anders sehen. Es sind
kleine, punktuelle Sachen: Eine Bibliothekgeblhrener-
héhung, ein Schulgeld, das verdoppelt wurde. Es sind
alles kleine Einheiten. Sicher, sie fiihren dem Kanton
Geld zu. Weh tut es in denjenigen Kreisen, die ich
genannt habe. Wir haben also nicht etwas zur Entlas-
tung beigetragen, sondern wir haben Lasten verteilt.
Wenn wir nun heute daran gehen, den Bericht des
Regierungsrats und eine Motion zu bewerten, dann ist
es eigentlich mehr als bedauerlich, dass wir heute
keine Leistungen vorweisen kdnnen, sondern nur wie-
der Planungen und Berechnungen. Ich rede von der
Antipolitik. Als das Tessinermodell vorlag, sagte man,
man misse zuerst Zahlen haben, man muisse zuerst
wissen und so weiter. Das Tessinermodell war vom
Tisch. Als néchstes wollte man andere familienpoliti-
sche Massnahmen ergreifen. Dann hiess es wieder:
Wir muissen erst wissen, wie die ausserfamiliare
Betreuung aussieht. Die Jahre sind vergangen. Eine
Leistungsverbesserung fiir die Familien hat es nicht
gegeben. Die letzte, wirklich zeitraubende Phase war
dann, als man sagte, wir missen ein Familienleitbild
haben. Wir mussten wieder ein Jahr oder zwei warten
und mussten schlussendlich sogar noch auf die Ver-
nehmlassungsauswertung warten. Ich muss sagen,
das ist eine Antifamilienpolitik der letzten vier Jahre,

mit negativen Ergebnissen unter dem Strich.

Wir haben nun durch die Auflésung der Goldreserven
einen Geldsegen Uber uns ergehen lassen. Ich muss
sagen, dass ich mit der Verteilung nicht zufrieden bin.
Ich finde es annahernd zynisch und skandalés, was
man dazu von der Beflrworterseite her hért und dass
man den regierungsrétlichen Bericht in dieser Ausfor-
mulierung akzeptieren will. Das kann es doch nun
einfach nicht sein.

In diesem Sinn ist fir mich der Weg, den wir mit der
Motion nun gehen, ein kleiner Hoffnungsschimmer.
Aber meiner Meinung nach ein zu tiefer.

Dr. Gasser-Scheuermeier Susanne: Was ist Famili-
enpolitik, vor allem was ist eine zeitgemésse und mo-
derne Familienpolitik? Wir haben schon viel daruber
gehdrt. Es ist mir jedoch wichtig, dies nochmals darzu-
stellen. Eine zeitgemasse Familienpolitik starkt die
Autonomie der Familien. Sie orientiert sich an den
heutigen Familienrealitaten. Es sind heutige Familien-
realitaten, die aus Kleinfamilien bestehen, aus Patch-
workfamilien, Alleinerziehenden, aber auch Dreigene-
rationen-Familien. Ich verweise auf das Votum von
Wyrsch Walter. Eine Familienpolitik unterstiitzt und
fordert die Vereinbarkeit der Erwerbstéatigkeit und Fa-
milie. Daher ist eine zeitgeméasse Familienpolitik nicht
einfach Sozialpolitik. Sie ist eine Gesellschaftspolitik.
Wenn sie die Familienpolitik einfach als Sozialpolitik
versteht, dann will sie nur den armen Familien helfen
und vergisst, dass die Familien in allen Gesellschafts-
schichten verbreitet sind, das heisst, es braucht eine
Familienpolitik, die gesellschaftspolitisch fiir alle etwas
macht, fur reichere Familien, fir begiterte, fur Mit-
telstandsfamilien, fir arme Familien, fur Familien auf
dem Land und in der Stadt, fiir bauerliche und nicht-
bauerliche Familien. Die Gesellschaftspolitik gestaltet
Rahmenbedingungen, in denen sich Familien in allen
Arten entfalten kénnen. Das, denke ich, ist heute die
moderne Haltung, die moderne Einsicht, die man zur
Familienpolitik hat. Die Familienpolitik ist in diesem
Sinne auch eine Querschnittsaufgabe, die alle Berei-
che, alle Departemente betrifft: Sie betrifft die Bildung,
die Volkswirtschaft, das Bauen, Sozialwesen und die
Finanzen. Es ist eine Politik, in der verschiedene Ebe-
nen unseres Staats gefordert sind. Der Bund, die Kan-
tone und Gemeinden gehodren dazu. Ist die Familienpo-
litik so schwierig, weil sie alle Ebenen und verschie-
denste Kreise fordert und die Koordination all dieser
Tatigkeiten wichtig macht?

Die CVP-Fraktion hat schon frith erkannt, dass Famili-
enpolitik einen hohen Stellenwert hat. Sie reichte daher
im Jahr 2000 ein Postulat ein. Sie verlangte, dass die
Situation der Familie bei uns im Kanton Obwalden
analysiert wird. Sie verlangte damals bewusst nicht
schon Massnahmen. Sie wollte erst einmal eine Analy-
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se, eine Auslegeordnung der gesamten Situation und
auf Grund dieser Erkenntnisse eine gesamtheitliche
Politik. Der Regierungsrat liess darauf hin ein Familien-
leitbild erarbeiten. Das wurde zusammen mit Nidwal-
den gemacht und anschliessend einer breiten Ver-
nehmlassung unterstellt. Der Regierungsrat legt uns
nun den Bericht dazu vor.
Was sind nun — nochmals auf den Punkt gebracht —
die Ziele einer modernen Familienpolitik? Als ein wich-
tiger Bereich — das wurde schon verschiedentlich er-
wahnt — ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
erwahnen. Das ist in der heutigen Gesellschaft ein
ganz zentrales Anliegen. Das ist heute leider noch
Realitat. Entweder muss man auf die Familie verzich-
ten oder auf den Beruf. Vor dieser Frage stehen viele
Frauen. Obwohl das Interesse der Frauen gross ist,
beides verbinden zu konnen, ist es mit den heutigen
Rahmenbedingungen vielfach noch sehr, sehr schwie-
rig. Ich stelle in diesem Sinne positiv fest, dass es je
langer desto mehr verbreitet ist, dass man weiss, dass
es ein wesentliches Ziel ist, eine Vereinbarung zu
finden und damit eine Familie zu haben und gleichzei-
tig erwerbstatig zu sein. Es ist auch so, dass nicht nur
die Frauen dies als Ziel anschauen, sondern ebenfalls
je langer desto mehr auch die Manner dies erreichen
mochten. Es ist eine mehrheitsfahige Position, die
nicht nur Familienorganisationen betreffen. Die Arbeit-
geberorganisationen schéatzen es gleich ein, ebenso
die verschiedensten Parteien. Auch in der CS-Studie
wurde das so formuliert.

Welche Instrumente sind nun fiir diese Vereinbarkeit

von Familie und Beruf nétig? Ein ganz wichtiger Teil ist

beim Bildungswesen:

— Blockzeiten, die uns im Rahmen des Bildungsge-
setzes demnéachst unterbreitet werden;

— Tagesstrukturen, die ebenfalls im Rahmen des
Bildungsgesetzes kommen, wobei ich der Ansicht
bin, dass das jetzt bei uns mehrheitsfahig sein wird;

— Familienerganzende Kinderbetreuung, die bisher
bei uns durch einen privaten Verein wahrgenom-
men wird, jedoch keine grosse Verbreitung hat, well
bei uns keine Sozialtarife mdglich sind, was auch
der Grund dafir ist, dass im Kinderhaus Sachseln
von 18 mdglichen Platzen nur 9 besetzt sind. Das
sind jedoch nicht nur neun Kinder. Es sind 45 Kin-
der, die im Rahmen der neun Platze ein bis zwei
Tage pro Woche betreut werden. Die familiener-
ganzende Kinderbetreuung ist ein Instrument, das
der Regierungsrat vorsieht, was sehr positiv ist.

Ein zweiter wichtiger Bereich fiir eine moderne Famili-

enpolitik ist die finanzielle Entlastung der Familien-

haushalte. Instrumente dazu kennen wir viele. Es sind:

— Kinderzulagen: Obwalden hat 200 Franken pro
Kind und steht damit gut da.

— Steuerentlastungen, Steuerabziige: Obwalden

steht im Vergleich mit anderen Kantonen im guten

vorderen Drittel.
— Pramienverbilligung: Obwalden schiittet 100 Pro-

zent aus.
Das sind anerkannte und bewéhrte Massnahmen. Als
neues Instrument stehen nun Bedarfsleistungen zur
Diskussion. Der Kanton Tessin kennt dies seit 1997,
das heisst, seit acht Jahren. Man kann dort eine positi-
ve Wirkung feststellen. Obwalden mdchte nun mit der
Kleinkinderbetreuungszulage eines dieser Elemente,
die der Kanton Tessin hat — das Tessinermodell be-
seht ja aus verschiedensten Elementen —, neu Uber-
nehmen. Es ist schade, dass der Regierungsrat dies
im ersten Anlauf nicht auch gemacht hat und daher
eine Vernehmlassung nicht erfolgt ist. Die vorberaten-
de Kommission hat das Thema aufgegleist, indem sie
diese Motion verfasst hat. Ich bin Uberzeugt, dass wir
diese Motion heute als erheblich erkléaren werden. Ich
bin auch froh, dass der Regierungsrat in der Beantwor-
tung der Motion auch auf diesen Weg einschwenkt.
Jetzt ist es Zeit zum Handeln, geprift haben wir nun
schon funf Jahre.
Ein Wort noch zum Regierungsprogramm, bezie-
hungsweise zu den Regierungsprogrammen der ver-
gangenen Zeit. Im Regierungsprogramm von 1998 bis
2002 war die Familienpolitik inexistent, nicht vorkom-
mend. Im jetzt noch aktuellen Regierungsprogramm
2002 bis 2006 ist die Familienpolitik als Sozialpolitik
formuliert. Es steht namlich unter Ziel 22: Die Starkung
von Familien und Kindern sowie Personen in Notlagen
erfolgt nach den Prioritaten des Sozialdienstberichts
und des Integrationsberichts. Der Regierungsrat
verstand die Familienpolitik als Sozialpolitik, was aus
heutiger Sicht Uberholt ist. Ich stelle mir vor, dass im
neuen Regierungsprogramm, an dem bereits Vorarbei-
ten geleistet werden, die Familienpolitik als Gesell-
schaftspolitik formuliert und damit die moderne Sicht
eingebracht wird, und so auch die Diskussion, die wir
heute und auch zu anderen Zeitpunkten schon gefuhrt
haben, aufgenommen wird, so dass sich Obwalden
schweizweit als moderner, zukunftsfahiger Kanton
positioniert.
In diesem Sinne bin ich fir Eintreten und fur die Erheb-
licherklarung der Motion.

Windlin Silvia: Wenn die Phonizier das Geld nicht
erfunden hétten, ginge die Diskussion heute nicht so
lange. Es wurde sehr viel Wissenschaftliches, Statisti-
sches, Politisches und Hochinteressantes mitgeteilt.
Es war interessant, den verschiedenen Voten zuzuho-
ren. Ich mochte all das ausser Betracht lassen und nur
noch einen einzigen Aspekt ansprechen. Es ist nicht
ein wissenschaftlicher Aspekt, sondern nur noch Ge-
schichte der letzten sechzig Jahre. Es ist die Familien-
politik in den vergangenen sechzig Jahren.
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Kontinuierlich wird immer wieder die Familie zu einem
brisanten politischen Geschaft, und zwar nicht nur auf
kommunaler und kantonaler Ebene, nein, sogar auf
nationaler Ebene. Man kann also sagen, die Familie
kommt immer wieder. Es ist wie Phasenpolitik, aber es
ist immer wieder eine andere Person in der Familie
selber. Vor 60 Jahren — 1947 — waren es unsere be-
tagten Leute, unsere &ltesten Mitglieder der Familie,
die langsam aus dem Berufsleben und aus dem wirt-
schaftlichen Leben austraten. Fir sie musste der Al-
tersabend garantiert werden. Warum fasste man diese
zuerst ins Auge? Es ist ganz klar: Sie konnten sich
formulieren, sie haben sich formuliert, sie haben die
Probleme erkannt und konnten diese mitteilen. Aus
diesen Grinden wurde man aufmerksam. Immer wie-
der dort, wo Probleme erkannt werden, wo sich jemand
formuliert oder wo sich ein Anwalt einsetzt, wird das
Problem wahrgenommen und die Zeit bringt es, dass
man Ldsungen umsetzt.

Jetzt zum Kind. Es ist klar, das Kind redet vorerst noch
gar nicht. Das Kind meldet sich nicht, es lasst alles mit
sich geschehen. Es macht dort mit, wo es hineingebo-
ren ist. Es weiss nichts anderes. Es formuliert seine
Sorgen und Note oder sein Existenzminimum oder
-maximum oder seine Wiinsche nur selten — hdchstens
an Weihnachten. Es sagt nichts, es reklamiert nicht, es
wartet und ist auf das angewiesen, was wir merken.
Bezlglich der Anspriche hat mir die Geschichte mit
dem Afrikanerbub sehr gut gefallen. Der Afrikanerbub
und das Schweizerkind kommen beide am gleichen
Tag auf die Welt. Die Gesellschaft in Afrika stellt nicht
die gleichen Anspriiche an das Afrikanerkind wie die
Schweizergesellschaft. Das Kind in Afrika genlgt sehr
schnell, da die Erwartungshaltungen und die Anspri-
che, die an es gestellt sind, sei es beziglich Leistun-
gen, Bildung, sehr rasch erfillt werden. Unser Schwei-
zerkind hat ganz andere Anspriiche und diese nicht
zuletzt aus wirtschaftlichen Grinden. Wenn wir es
namlich verstehen, unsere Kinder rechtzeitig zu erfas-
sen — und zwar nicht erst, wenn sie selber reden, das
fangt schon viel friher an —, dann haben wir einen
besseren Garant dafurr, dass sie einmal in der verant-
wortlichen Generation, das heisst, wenn sie so alt sind
wie wir, die Verantwortung Ubernehmen. Wir tragen ja
auch die Verantwortung fiir unsere Alteren sowie fiir
unsere Jungen. Wir sind in der Wirtschaft, wir arbeiten
jetzt. Es ist daher sehr wichtig, dass die Jungen eine
gute Ausbildung erhalten, dass gut zu ihnen geschaut
wird, damit fir uns selber im Alter auch einmal ge-
schaut wird. Das heisst, sie werden diejenigen sein,
welche die AHV einbezahlen. Wir wissen ganz Kklar,
das ein gut Ausgebildeter ein anderes AHV-Geld be-
zahlt und spéter einmal auch ein anderes AHV-Geld zu
erwarten hat. Ich denke, Kinder sind zur Freude der
Eltern, sie sind Erfullung und Sinngebung, es ist der

rein familidre gute Sinn, der wie gesagt auf der emoti-
onellen Ebene ist. Aber Kinder sind viel mehr als nur
das. Wir haben eine wirtschaftliche Erwartungshaltung.
Jetzt gehe ich zuriick: 1977 kam ich eben aus dem
Seminar: Pillenknick. Ich las die Zeitung, und was
konnte ich da lesen? Wisa Gloria-Kinderwagen ent-
lasst Arbeiter. Da habe ich gelacht und gedacht, die
Kinderwagen der Grossmutter werden nachgebraucht.
Nein, es war tatsdchlich so. Da hat man zum ersten
Mal die Auswirkungen gesplrt. Man hat es bereits dort
schon wirtschaftlich gemerkt — die Kinder kamen nicht
mehr so zahlreich auf die Welt —, es fing bei den Kin-
derwagen an.

Kinder haben eine wirklich wichtige Aufgabe, zu der wir
sie fuhren missen, damit sie wirtschaftlich wirksam
werden, so dass wir es im Alter auch gut haben. Wenn
wir gegenlber unseren Kindern eine solche Erwar-
tungshaltung haben, muss es uns auch bewusst wer-
den, welche Anspriiche wir an unser Kind stellen wol-
len und was wir daflrr investieren wollen. Man kann
nicht gewinnen, man kann nur dann ernten, wenn man
auch entsprechend sat.

Die alteren Leute haben es verdient, einen guten Al-
tersnachmittag zu haben. Kinder verdienen es, dass
wir sie dorthin fiihren, damit wir auch einmal einen
guten Altersabend haben.

Ich unterstiitze die Motion, wie sie der Regierungsart
jetzt auflegt und befiirwortet und danke ganz herzlich
all denjenigen, die am Leithild mitgearbeitet haben.
Das hat schlussendlich die Diskussionen ausgelést,
die wir heute sehr intensiv fihren kénnen.

Gander-Hofer Elisabeth, Regierungsrétin: Ich ma-
che zuerst ein paar Vorbemerkungen. Eigentlich stelle
ich fest, dass ich heute Morgen, respektive auch heute
Nachmittag falsch angezogen bin. Ich héatte meinen
vierfruchtigen Militirregenmantel anziehen sollen, um
den Gewitterregen besser und vielleicht besser ge-
schiitzt parieren zu kénnen. Aber da ich seit Ende
August mit relativ viel Wasser gewaschen wurde, glau-
be ich, dass ich auch das ganz gut aushalte. Ich bin
zumindest noch trocken. Das ist meine erste Vorbe-
merkung.

Wenn ich die zweite Vorbemerkung mache, dann stelle
ich fest, dass jeder und jede von uns ein eigenes Fami-
lienbild hat. Ich gebe zu, ich habe mehrere. Ich habe
namlich dasjenige, das ich daheim bei meinen Eltern
mit meinen vier Geschwistern erlebt habe. Ich habe
das Familienbild von mir selber, das ich mit meinen
eigenen drei Kindern haben darf. Zudem habe ich
schon die neuen Familienbilder meiner Kinder, die
vollig anders aussehen als meine eigenen Vorstellun-
gen und auch die meiner Eltern. Man kdnnte wahr-
scheinlich daraus ableiten, dass sich hier im Saal jeder
unter Familienpolitik etwas anderes vorstellt und sich
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notabene auch etwas anderes winscht. Ich stelle fest,
dass eine Veranderung stattgefunden hat. Ob wir nun
wollen oder nicht, wir miissen das zur Kenntnis neh-
men. Wir miissen uns den Veranderungen anpassen.
Ich mache eine dritte Vorbemerkung. Eine Familie zu
haben, ist fur mich — und das ist durchaus ein emotio-
nales Thema — eines der grossten Geschenke, und es
bedeutet fur mich Reichtum. Als ich mich vor 36 Jah-
ren entschied, mit meinem Mann zusammenzuziehen
und eine Familie zu griinden, rechnete keiner von uns
aus, was das kosten wird, und wie viel wir investieren
missen, wenn wir das Gliick haben und tatsachlich
Kinder bekommen sollten. Wir fragten uns nicht, was
das heissen wird, und was wir uns dann nicht mehr
leisten kénnten, wenn wir diese Kinder haben und fir
sie dastehen mussen. Ich sage, eine Familie ist fur
mich ein Geschenk. Eine Familie bedeutet fir mich
nicht nur einfach Mann, Frau, Kind, sondern es bedeu-
tet fir mich auch Partnerschaft. Es ist auch ein Ge-
schenk, wenn man 35 Jahre mit dem gleichen Partner
zusammensein darf, auch wenn es hie und da auch ein
Geschenk im Sinne eines Krampfes ist. Das gebe ich
zu. Ich habe gesagt, dass Kinder zu haben ein Ge-
schenk ist. Ich weiss auch, wovon ich rede. Meine
Kinder sind zwischen 35 und 28 Jahre alt. Sie leben
nicht mehr zu Hause. Es gab Zeiten, da hatte ich mit
meinen drei unbequemen Kindern, die vielleicht etwas
von mir geerbt haben, tatsachlich ein wenig ein Ge-
schenk, oder mindestens meinte ich, mit ihnen ein
Geschenk zu haben. Irgendwann habe ich dann ge-
merkt, dass sie fur mich und fir meine personliche
Entwicklung unendlich wichtig waren, weil sie mir einen
Spiegel vorhielten, der mir sonst gar niemand vorhal-
ten kann. Das hat mir gut getan. Ich bin daran ge-
wachsen. Ich moéchte eigentlich die Zeit mit meinen
Kindern in keiner Art und Weise missen. Ich weiss aber
auch, dass ich privilegiert war. Ich weiss auch, dass
das Einkommen fir das Auskommen reichte, und das
ist eben auch ein Geschenk.

Meine vierte Vorbemerkung: Ich stelle weiter fest, dass
es wirklich Paare gibt, die heute ganz bewusst — aus
welchen Grunden auch immer — sagen, wir wollen
keine Kinder. Ich stelle aber auch fest — ich bin ja
schliesslich auch noch Gesundheitsdirektorin —, dass
es andererseits vermehrt Manner und Frauen gibt, die
keine Kinder bekommen und, um sich den Wunsch zu
erfillen, alles geben und machen wirden. Ich sage
das nicht negativ, sondern ich sage das, weil ich das
verstehe.

Ich mache noch eine funfte Bemerkung. Als Sozialdi-
rektorin bin ich ausserordentlich froh, dass wir in Ob-
walden viele Familien haben, die selbststandig und in
eigener Verantwortung Kinder erziehen und sich eben
tatsachlich nach der Decke strecken. Ich bin froh dar-
um und bin ihnen dankbar. Ich bin jedem dankbar, der

seine Kinder in einer guten Form erzieht. In einer guten
Form heisst fiir mich, dass es gesellschafts- und ge-
meinschaftstaugliche Mitglieder unserer Gemeinschaft
gibt. Das ist wunderbar und ist fir unsere Gemein-
schaft im Kanton nicht wegzudenken.
Wenn ich nun etwas sachlicher auf das Leitbild einge-
he, dann bin ich mir sehr wohl bewusst, dass man Uber
das Leithild diskutieren kann, ob es genugend umfas-
send, gentigend ausfihrlich, richtig oder nicht so ganz
richtig ist. Ich stelle fest, ohne dass ich die Entste-
hungsgeschichte nochmals wiederhole: Das Familien-
leitbild und seine Geschichte ist etwas Einmaliges. Es
gibt in der Schweiz nicht zwei Kantone, die das zu-
sammen erarbeitet haben. Ich gebe zu, dass allein
schon diese Tatsache beweist und etwas daruber
aussagt, dass das nicht in einer Nacht- und Nebelakti-
on passieren konnte. Das heisst aber auch, dass wir
als politische Leute bei der Erarbeitung dieses Leist-
bilds keinen Einfluss nahmen. Es ist ein Gruppenwerk,
das aus den Fachgruppen heraus entstanden ist.
Wichtig ist auch, dass die Grundlagendaten, die wir in
Form des Inventars zusammengetragen haben — oder
zusammentragen liessen —, jahrlich aktualisiert wer-
den, so dass man jederzeit Uber aktuelle Daten ver-
fugt. Das hatten wir vor funf Jahren Uberhaupt nicht.
Sie wissen es alle auch, mindestens diejenigen, die
schon so lange hier im Saal sind, dass wir jeweils nicht
mit Fakten und Daten argumentieren konnten, weil wir
sie schlicht nicht hatten. Das heisst natlrlich auch,
dass das Sozialamt nun die Mdglichkeit hat, die Fami-
lienvertraglichkeit von Gesetzesvorlagen besser fest-
zustellen.

Mir ist wichtig, festzuhalten, dass der Kanton Obwal-

den im Bereich Familienpolitik — auch wenn das einige

von Ihnen anders sehen — auch positive Aspekte auf-
zuweisen hat, und diese sind nicht unerheblich. Ich
denke, wir haben einander gut zugehort, darum sage
ich das auch noch einmal. Ich halte zudem auch fest,
dass man im Vorfeld feststellen konnte, dass Frau

Meier-Schatz in ihrem Bericht, den sie zu unserem

Familienleitbild gemacht hat, ebenfalls sagte, dass im

Kanton Obwalden bereits ein vielfaltiges Engagement

in diesem Bereich bestehe. Sie verweist damit auf das

Inventar der Hilfsangebote.

Ich sage lhnen, was wir in Obwalden haben. Das hat

namlich bis jetzt noch niemand hier gesagt:

— Seit zehn Jahren kénnen wir die Kinderbetreuungs-
kosten vom Einkommen abziehen. Das ist eine Pi-
onierleistung, die ausser dem Kanton Obwalden
nur noch Appenzell hat.

— Wir haben hohe Kinderabziige fiir Kinder und junge
Erwachsene in der Ausbildung gesetzlich veran-
kert.

—  Wir schopfen 100 Prozent der Pramienverbilligung
aus.
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— Wir entlasten die Familien auch mit der Steuerstra-
tegie.
— Wir haben Kinderzulagen, die wir erhéht haben.
Ich bin mir durchaus bewusst, dass auch das noch
nicht allen hier im Saal und allen Interessierten reicht.
Der Regierungsrat zeigt im Bericht und Antrag weitere
Massnahmen an, die mit der vorberatenden Kommis-
sion im Sinne einer modernen Familienpolitik auch so
zu verstehen sind. Es gibt namlich vier Stossrichtun-
gen.
1. Wir wollen moderne Schulstrukturen schaffen im
neuen Bildungsgesetz, mit Blockzeiten, Mittagstischen
und Betreuung der Kinder vor und nach der Schule.
Damit will der Regierungsrat erreichen, dass Frauen
und Manner die Mdglichkeit haben, Erwerbstatigkeit
und Familie, respektive die Verantwortung fir die Kin-
der, besser koordinieren zu kénnen. Wir wollen damit
Voraussetzungen oder Rahmenbedingungen schaffen,
um Familien und Beruf besser miteinander vereinbaren
zu kénnen. Ich denke, dass wir uns da sehr schnell
einig sind.
2. Der Regierungsrat will, dass eine Anpassung der
Ausfuhrungsbestimmungen lber die Ausbildungsbei-
trage — Uber die Stipendien — zur Entlastung der Fami-
lien gepriift wird. Das Bildungsdepartement hat diesen
Auftrag erhalten.
3. Mit der Ablésung der Anschubfinanzierung des
Bundes fir Kinderkrippenplatze will der Regierungsrat
eine gesetzliche Grundlage schaffen, um die Finanzie-
rung der Kinderkrippen im Kanton Obwalden zu si-
chern. Er hat dazu als Grundlage ebenfalls einen ein-
heitlichen Sozialtarif erarbeitet und lasst ihn auch an-
wenden. Der Tarif liegt bereits vor und die Gemeinden
wenden ihn an. Die gesetzliche Grundlage, die es als
Basis fur eine Mitfinanzierung oder fir die Abldsung
der Anschubfinanzierung des Bundes braucht, wird bis
Ende Dezember 2005 dem Regierungsrat vorgelegt.
Es ist klar nicht die Meinung, dass nochmals eine
dreimonatige Vernehmlassung stattfinden wird, son-
dern wir werden so schnell wie mdglich — immer unter
dem Aspekt, dass der Regierungsrat auf den Vor-
schlag des Departements einsteigt — ins Parlament
kommen, damit wir wirklich die Grundlagen bieten
kénnen. Damit wollen wir erreichen, dass die Kosten
der Kinderkrippen einheitlich und sozialvertraglich, also
einkommensabhéangig, gestaltet werden kénnen. Damit
wird das Krippenangebot nicht nur attraktiver, gleich-
zeitig werden wir auch die Institutionen ein Stiick weit
finanziell absichern kénnen.
4. Der Regierungsrat will, dass das Sozialamt die
Koordination von familienrelevanten Anliegen wahr-
nimmt. Das Sozialamt soll die zusatzlichen Aufgaben
klar definieren und die notwendigen Massnahmen —
Bereitstellung von Ressourcen — dem Regierungsrat
unterbreiten. Das Sozialamt soll als Anlaufstelle fir

Familien erkennbar sein. Man soll das seinem Namen
entnehmen kénnen. Es soll auch dafir sorgen, dass
Familien im Kanton eine Anlaufstelle haben. Damit will
der Regierungsrat die Mdoglichkeit aufbauen, dass
kinftige Gesetzesvorlagen an einer kantonalen Stelle
in Bezug auf ihre Wirkung auf die Familien gepruft
werden kdnnen.

Nach der Diskussion in der vorberatenden Kommission
und mit der Beantwortung der Motion der vorberaten-
den Kommission ist der Regierungsrat bereit, auch
eine gesetzliche Grundlage fir die Ausrichtung der
Kleinkinderbetreuungszulage vorzubereiten. Sie haben
die Antwort des Regierungsrats bereits schriftlich er-
halten, so dass ich dazu keine weiteren Ausfuhrungen
machen mochte. Die Differenz zwischen der vorbera-
tenden Kommission und dem Regierungsrat bestand
darin, dass wir bezuglich der von der vorberatenden
Kommission festgelegten Fixpunkte oder Eckwerte
fanden, wir mdchten uns die Mdglichkeit offen halten.
Wir mdochten diese Eckwerte sehr gut auf Vor- und
Nachteile prifen und lhnen — als gesetzgebende Be-
hoérde — dann vorlegen. Wir wollten uns nicht verbind-
lich auf diese Eckwerte verpflichten lassen. In diesem
Sinne, und nach reiflicher Uberlegung, darf ich lhnen
beantragen, auf den Bericht zur Familienpolitik einzu-
treten und gleichzeitig die eingereichte Motion zur
Einfihrung der Kleinkinderbetreuungszulage als erheb-
lich zu erkléaren. Ich gehe davon aus, dass die Ziffern 1
und 3 laut Antrag im Bericht des Regierungsrats auch
mit den Vorstellungen der vorberatenden Kommission
Uibereinstimmen, und dass die Differenz nur in Bezug
auf Ziffer 2 besteht, bei der wir jetzt mit der Erheblich-
erklarung der Motion wiederum eine Ubereinstimmung
zwischen den Absichten des Regierungsrats und den-
jenigen der vorberatenden Kommission feststellen
koénnen.

Michel Ernst, Kommissionsprésident: Es gabe nach
der langen Debatte Uber das schwierige Thema Fami-
lienpolitik noch viel zu sagen. Ich mdéchte nur noch ein
kurzes Votum an die kritischen Geister richten, die sich
mit einer aktiveren Familienpolitik nicht anfreunden
koénnen.

Man sieht aus den Voten, dass sie in gesunden, intak-
ten Familienverhaltnissen aufgewachsen sind. Gottlob,
das ist gut. Bis vor wenigen Jahren — diejenigen, die
vor vier Jahren im Parlament waren, wissen das — war
ich gleicher Meinung. Seit ich Kommissionspréasident
bin, das ist etwa seit finf Jahren, habe ich mich ver-
mehrt mit den Problemen rund um die Familie befasst.
Es ist nicht mein Thema, ich bin Buchhalter. Aber
nachdem ich Kommissionsprasident wurde, musste ich
mich mit der Familie beschéftigen. Ich stelle heute
erschreckt fest, dass es rund um die Familie nicht gut
bestellt ist. Das Problem wirde ich in etwa so schil-
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dern, wie es Gasser Gerhard gesagt hat. Es ist effektiv
s0. Ich komme zum Schluss, dass die fehlende Famili-
enpolitik — nicht nur in Obwalden, in der ganzen
Schweiz — zu solch schlechten Situationen gefiihrt hat.
Wenn wir da nicht aktiv werden, sind weitere Ver-
schlechterungen die Folgen fur die Zukunft.

Weiter sinkende Geburtenraten: Obwohl wir da nicht
alle gleicher Meinung sind, muss ich lhnen einfach
sagen, dass die Schweiz heute von den reichen In-
dustrie- und Dienstleistungsnationen am Schwanz ist.
Andere Nationen im Norden, die seit Jahren eine akti-
vere Familienpolitik betrieben haben, stehen heute
besser da. Sie haben bis zu 40 Prozent héhere Gebur-
tenraten. Schweden, ein vergleichbares Land — in
Amerika werden Schweden und die Schweiz sogar
verwechselt —, hat ganz einfach 40 Prozent hdhere
Geburtenraten. Auf was wollen wir noch warten? Was
ist die Folge davon? Immigrationsprobleme, massive
Immigrationsprobleme. Wo sind da die Lésungen?
Immer mehr Auslander kommen zu uns. Immer mehr
Probleme entstehen. Wir missen die Lécher stopfen,
sonst sind wir eine schwindende Gesellschaft. Von
oben kommt wirklich nichts, es kann nichts kommen. In
der Schweiz, einem féderalistischen Land, muss eine
solche Gegenbewegung von unten kommen.

Es gibt noch einen anderen Grund, warum ich meine
Meinung geéndert habe. Diese Situation wird sich noch
massiv verscharfen. Warum das? Die wirtschaftliche
Globalisierung driickt doch gewaltig. Sie driickt gewal-
tig, sie hat Vorteile fur unser Land, sie hat aber auch
grosse Nachteile. Die Gesellschaft driftet auseinander.
Ein immer grdsserer Anteil, vor allem der Arbeiter-
schaft, hat ein stagnierendes Portemonnaie, hat Prob-
leme, den Lebensunterhalt zu bestreiten. Auf der ande-
ren Seite haben wir einen kleinen Teil der Gesellschaft,
der immer reicher wird. Es sind gut ausgebildete Leute,
die international tatig sind. Da ist es doch selbstver-
standlich, dass der Staat im Land Schweiz langsam
Handlungsbedarf sieht.

Was machen wir eigentlich? Einfach gesagt, verlangt
die Motion der vorberatenden Kommission in Ergan-
zung zu dem, was der Regierungsrat machen will,
dass man dem Sozialamt den zusétzlichen Auftrag
gibt, sich ein wenig mit der Familienpolitik zu beschéaf-
tigen, ein wenig Koordinationsaufgaben wahrzuneh-
men, vielleicht ein um 20 oder 30 Prozent héheres
Pensum bereitzustellen. Dann mochten wir fir die
schwachen Familien eine halbe Million fir eine zusatz-
liche Kleinkinderbetreuungszulage. Das sind 20 mal
weniger, als man den AHV-Rentnern zur Verfligung
stellt. Wenn man konsequent ware, misste man die
Ergénzungsleistungen der AHV in Frage stellen. Aber
dafir finden sich wahrscheinlich keine Leute, die sich
hinstellen. Die Wahlen stehen vor der Tire, die Rent-
ner braucht man, um gute Stimmenzahlen zu haben.

Wir missen doch einfach nochmals ein Signal fiir die
gréssere Wertschatzung der Familie geben und das
macht man halt eben mit Geld, indem man sagt, doch,
wenn sich junge Leute fur eine Familie entscheiden,
dann sollen sie eine zusétzliche Kinderzulage erhalten.
Ich denke effektiv und bin davon lberzeugt und setze
mich auch ein, dass es nicht mehr Zeit zum Diskutie-
ren ist, es ist nicht mehr Zeit zum Lamentieren, es ist
Zeit zum Handeln. Wir als Parlamentarier haben den
Auftrag, die Weichen, die zu stellen sind, rechtzeitig zu
stellen. In der Schweiz wurden sie von untern gestellt
und nicht von oben. Obwalden muss nicht nur steuer-
attraktiv sein, sondern es muss auch ein Kanton sein,
der Signale im sozialen Bereich nach aussen abgibt.

Ich bitte Sie — und die kritischen Geister —, dem Vor-
schlag der vorberatenden Kommission zuzustimmen.

Brun Dominik: Ich mdchte nicht, dass das arrogant
tont, wenn am Schluss noch einer redet, aber ich
mdochte trotzdem, weil der Kommissionsprasident noch
einen Satz gesagt hat, auch noch etwas sagen.

Ich bin sehr froh, dass der Regierungsrat nicht noch
eine Pelerine holen konnte. Ich bin froh, dass er ein-
sieht, dass in der nachsten Zeit etwas Nasse anstehen
wird, denn wenn in der Familienpolitik nur etwa ein
Zehntel an Energie eingesetzt worden ware, wie das
fur die Steuerstrategie der Fall ist, dann hatten wir eine
wunderbare Familienpolitik.

Zum Beispiel, das Michel Ernst vorhin erwéhnt hat:
Wenn ich die Argumente gehort habe, hat es mich
schon erstaunt, von welch heilem Familienbild wir nach
wie vor ausgehen. Ich gehe auch von einem heilen
Familienbild aus und darf auch Gott sei Dank eine
heile Familie haben. Wenn ich aber von dem grossen
alten Bauernhof ausgehe, auf dem kleine, mittlere und
uralte Kinder, eine ledige Tante und ein lediger Onkel
leben konnten, dann bestand die Mdglichkeit, dass
man flreinander schauen konnte. Dort konnte die Frau
miterziehen, der Vater konnte miterziehen und sie
waren im Beruf. Das ist fir mich die ideale Situation,
die jetzt einfach etwas grdsser geworden ist, und das
ist jetzt der Staat. Jetzt muss halt der Staat helfen und
zu den schwachen Gliedern schauen, die nicht so
problemlos Uberleben kénnen wie in einer Bauernfami-
lie. Wenn ich von dieser Familie ausgehe, méchte ich
noch ein Beispiel in die Runde werfen. Es ist ein trauri-
ges Beispiel. Nur schon in meinem eigenen Quartier
haben in den letzten paar Jahren zwei mitteljunge
Familienvater Selbstmord begangen. Jetzt sind dort die
Frauen mit ihren Kindern allein. Das gehdrt doch auch
zum Familienbild. Ich mdchte, dass man zur Aus-
gangslage fur solche Diskussionen diese Bilder auch
mitnimmt.

Eintreten ist unbestritten und damit beschlossen.
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Detailberatung

Antrage des Regierungsrats im Bericht zur Familienpo-
litik.

Michel Ernst, Kommissionsprasident: Ich stelle
Ihnen im Namen der vorberatenden Kommission den
Antrag, die Antrdge des Regierungsrats unter Punkt 5
zu genehmigen, wie sie vorliegen, und danach die
Motion als erheblich zu erklaren.

Abstimmung: Mit 50 zu 0 Stimmen werden das Leitbild
und der Grundlagenbericht zur Kenntnis genommen
und gleichzeitig die drei Postulate abgeschrieben.

52.05.04

Motion zur Umsetzung der Familienpolitik.
Motion zur Umsetzung der Familienpolitik vom 15.
September 2005, eingereicht durch die vorberatende
Kommission; Schriftiche Antwort des Regierungsrats
vom 18. Oktober 2005.

Schriftliche Beantwortung durch den Regierungs-
rat: Der Regierungsrat beantwortet die Motion zur
Umsetzung der Familienpolitik, welche die vorberaten-
de Kommission Familienleitbild am 22. September

2005 im Kantonsrat eingereicht hat, wie folgt:

1. Einleitende Bemerkungen

Die Motionare halten dem Regierungsrat Zuriickhal-

tung in der Familienpolitik vor. Diesem Vorwurf wird

entgegengetreten. Der Regierungsrat ist in der Famili-
enpolitik in der Vergangenheit keineswegs untatig
geblieben, wie folgende Ansétze aufzeigen:

— Die Pramienverbilligung in der Krankenversiche-
rung wird heute zu 100 Prozent ausgeschopft;

— die gesamten externen Kinderbetreuungskosten
kénnen bei den kantonalen Steuern abgezogen
werden (kennen nur die Kantone Obwalden und
Appenzell Ausserrhoden);

— es besteht ein grossziigiges System der steuerli-
chen Sozialabzlige fiir Kinder und junge Erwach-
sene in Ausbildung;

— Erhéhung der Kinderzulagen ab dem 1. Januar
2005 von 170 auf 200 Franken;

— die neue Bildungsgesetzvorlage mit Blockzeiten
und Tagesstrukturen tragt wesentlich dazu bei, die
Berufstatigkeit von Eltern zu erleichtern;

— mit der Steuergesetzanderung zur Umsetzung der
Steuerstrategie werden die Familien zusatzlich ent-
lastet.

2. Umsetzung verschiedener Massnahmen der Fami-

lienpolitik

Gegen die Umsetzung der in Ziffer 1 der Motion aufge-

fihrten Massnahmen bestehen keine grundsatzlichen
Einwande. Der Antrag der Motion zur Einfihrung fami-
liengerechter Tagesstrukturen/Blockzeiten im Rahmen
der Neuauflage des Bildungsgesetzes sowie der An-
trag zur Prufung einer Anpassung der Ausfuihrungsbe-
stimmungen Uber Ausbildungsbeitrage zur Entlastung
von Familien sind bereits in Ziffer 5 des regierungsrat-
lichen Berichts zur Familienpolitik vom 21. Juni 2005
vorgesehen.
Vorschlage fir die Einfiihrung eines einheitlichen El-
ternbeitragssystems und die Finanzierung von ausser-
schulischen Angeboten zur Kinderbetreuung durch
Gemeinwesen stehen beim kantonalen Sozialamt
bereits in Erarbeitung. Es kann dem Kantonsrat im
Jahr 2006 eine entsprechende gesetzliche Grundlage
vorgelegt werden.
Dem Antrag der Motion, den Auftrag des kantonalen
Sozialamtes so zu erweitern, dass Aufgaben in der
Familienpolitik sachgerecht wahrgenommen werden
kénnen, wird nicht opponiert. Dieses Anliegen war im
regierungsratlichen Bericht zur Familienpolitik bereits
aufgenommen. Im Unterschied zur Motion, die eine
umgehende Umsetzung dieses Antrags verlangt, be-
absichtigte der Regierungsrat, eine solche Auftragser-
weiterung in einem ersten Schritt zu prufen, um dann
je nach Prufungsergebnisse die Umsetzung zu veran-
lassen.

3. Kleinkinderbetreuungszulage

Die Motion verlangt in Ziffer 2 die Erarbeitung gesetzli-

cher Grundlagen fir die Ausrichtung von Kleinkinder-

betreuungszulagen. Dieser Antrag ist sehr weit rei-
chend. Der Regierungsrat bringt dazu grundséatzliche

Vorbehalte an, die sich auf folgende Uberlegungen

stutzen:

— Der Ansatz der Motion geht volkswirtschaftlich in
die falsche Richtung. Eine Kleinkinderbetreuungs-
zulage soll es den Frauen erméglichen, Beruf und
Familie zu verbinden, das heisst, den Frauen die
Méglichkeit zu bieten, Kinder zu bekommen und im
Arbeitsmarkt integriert zu bleiben. Sie sollen sich
nicht fir das eine oder andere entscheiden mus-
sen.

Die Ausrichtung von Kleinkinderbetreuungszulagen
in der geforderten Art fordert dieses Ziel in keiner
Weise, belastet jedoch den Staatshaushalt.

— Fihrt der Kanton Obwalden die Kleinkinderbetreu-
ungszulage analog dem Tessiner-Modell ein, stellt
er in der Zentralschweiz eine Insel dar. Um uner-
wiinschte Wanderungen von Eltern mit Kindern
zwischen den Kantonen zu vermeiden, braucht es
in diesem Bereich geeignete flankierende Mass-
nahmen. Im Rahmen der Erganzungsleistungen
fur Familien auf Bundesebene im Sinne des Tessi-
ner-Modells — Parlamentarische Initiative ,Einfiih-
rung von Erganzungsleistungen, Tessiner Modell*
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im Jahr 2000 von Nationalréatin Lucrezia Meier-
Schatz - sollte auch die Finanzierung der Kleinkin-
derbetreuungszulage, welche ein Teil dieses Sys-
tems ist, schweizweit Uberprift und ein einheitli-
ches kostenneutrales Finanzierungssystem gefun-
den werden.
Die Angabe zur finanziellen Belastung, die dem Kanton
durch die Einfihrung der Kleinkinderbetreuungszulage
entsteht, stitzt sich auf die Zahlen des Kantons Tes-
sin. Werden diese Zahlen auf den Kanton Obwalden
umgelegt, entstehen Kosten von jahrlich rund 820'000
Franken Bei einer Einfuhrung der Kleinkinderbetreu-
ungszulage wird die Frage ihrer Finanzierung von
massgebender Bedeutung sein. Es wird eine Regelung
zur Finanzierung und Aufgabenteilung zwischen Kan-
ton und Gemeinden — infolge der Entlastung der Sozi-
alhilfe — beziehungsweise Familienausgleichskasse zu
Uberprifen sein.
Ob die Einfihrung der Kleinkinderbetreuungszulage
zudem zur Folge hat, dass die bestehenden, verschie-
denen familienpolitischen Leistungen einen Abbau
beziehungsweise Umbau erfahren, wird gepriift werden
mussen. Es stellt sich damit neu die Frage der Erarbei-
tung eines entsprechenden Koordinationsgesetzes.
4. Antrag
Der Regierungsrat ist im Sinne der Ausflihrungen
bereit, den Motionsauftrag entgegenzunehmen.

Michel Ernst, Kommissionsprasident: Ich habe zur
Motion nichts mehr zu sagen. Ich habe meine Begrin-
dungen, die zu dieser Motion geflihrt haben, im Rah-
men der Beratung des Familienleitbilds dargelegt. Ich
habe auch zur Stellungsnahme des Regierungsrats
nichts mehr zu sagen.

Ich méchte dem Regierungsrat danken, dass er unter
Punkt 4 ebenfalls bereit ist, den Motionsauftrag entge-
genzunehmen.

Das Wort zur Motionsbeantwortung wird von Regie-
rungsratin  Gander-Hofer Elisabeth nicht mehr ge-
wiinscht.

Abstimmung: Mit 45 zu 7 Stimmen wird die Motion als
erheblich erklart.

35.05.02

Kantonsratsbeschluss iber einen wiederkeh-
renden Beitrag an die Destinationen Vier-
waldstattersee Tourismus und Engelberg-
Titlis Tourismus.

Bericht des Regierungsrats zu einem Kantonsratsbe-
schluss Uber die Weiterfihrung eines wiederkehrenden
Beitrags an die Destinationen Vierwaldstattersee Tou-
rismus und Engelberg-Titlis Tourismus vom 21. Juni

2005.

Hug Walter, Kommissionsprasident: Nach der Fami-
lienpolitik wieder zurlick zur Wirtschaftspolitik. Wir
haben hier das Traktandum zur Tourismusférderung.
Wir werden dariber vielleicht nicht so lange diskutie-
ren, aber ich kann Ihnen sagen, dass der Tourismus
ein sehr wichtiger volkswirtschaftlicher Zweig unseres
Kantons ist und sehr viele Arbeitsplatze davon abhén-
gig sind. Ich méchte mein Eintretensvotum in drei Teile
gliedern.

1. Ausgangslage und Vorgeschichte

2. Rechtliche Grundlagen

3. Kommissionsarbeit und Antrag

1. Ausgangslage und Vorgeschichte

In Engelberg hatte der Tourismus schon immer eine
grosse Bedeutung. Dort fand schon sehr friih eine
Professionalisierung im Marketingbereich statt, viel
frlher als im Sarneraatal, wo sie auch in wesentlich
kleineren Schritten ablief. Friiher hatten wir elf Ver-
kehrsvereine. Diese schlossen sich zusammen und
grindeten die Arbeitsgemeinschaft Obwalden Ver-
kehrsvereine. Daraus entstand dann schliesslich Ob-
walden Tourismus. Obwalden Tourismus beteiligte sich
dann an der Marketingorganisation Zentralschweiz.

Am 19. Mai 2000 wurde als touristische Einheit die
Destination Vierwaldstattersee Tourismus gegrindet.
Diese Destination umfasst den Kanton Obwalden —
ohne Engelberg —, den Kanton Nidwalden und die
Seegemeinden der Kantone Luzern, Uri und Schwyz.
Die Destinationen tibernahmen die Aufgaben der Zent-
ralschweiz Tourismus, vor allem das regionale Marke-
ting. Mit dem Kantonsratsbeschluss vom 26. Oktober
2001 wurde fir die Jahre 2001 bis 2005 ein wiederkeh-
render Beitrag von 60’000 Franken an die Destination
Vierwaldstattersee Tourismus und 40’000 Franken an
die Destination Engelberg-Titlis Tourismus festgelegt.
Man hielt fest, dass nach Ablauf dieser Zeitspanne auf
Grund der Erfahrungen eine neue Beurteilung der
Beitrdge zu machen sei. Wir dirfen feststellen, dass
sich die beiden Destinationen trotz schwierigem wirt-
schaftlichem Umfeld sehr gut entwickelt haben. Mit
dem beantragten Kantonsratsbeschluss soll der wie-
derkehrende Beitrag von 100'000 Franken weiterge-
fihrt werden.

In der Vernehmlassung ausserten sich die beiden
Destinationen, dass sie mit der Verteilung der Beitrage
— 60’000 und 40’000 Franken — einverstanden sind.
Sie  wurden vor vier Jahren von anfanglich
70'00/30'000 Franken auf 60°000/40°000 Franken
korrigiert.

2. Rechtliche Grundlagen

Nach Artikel 3 Absatz 1 des Tourismusgesetzes fordert
der Kanton den Tourismus durch Beitrdge. Das kon-
nen schweizerische und Uberkantonale Organisatio-
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nen, aber auch Destinationen sein. Gemass Artikel 4
des Tourismusgesetzes entscheidet der Kantonsrat
abschliessend, wenn die Ausgabenkompetenz des
Regierungsrats Uberschritten wird. Das ist in diesem
Geschaft der Fall. In der Kompetenz des Regierungs-
rats liegen 200’000 Franken fir wiederkehrende und
50’000 Franken fiir einmalige Ausgaben.

3. Kommissionsarbeit und Antrag

Die vorberatende Kommission tagte am 30. September
2005. Dem Umfang entsprechend wurde das Geschaft
sehr speditiv abgewickelt. Wir haben jedoch eine recht
seridse Prifung vorgenommen.

Wir stellen fest, dass die beiden Destinationen mit dem
bisherigen Verteilschliissel einverstanden sind. Sie
sind auch bereit, sich weiterhin mit aller Kraft fur den
Tourismus in unserer Region einzusetzen. Die Pau-
schalbetrage von 60’000 Franken an die Destination
Vierwaldstattersee Tourismus und 40’000 Franken an
die Destination Engelberg-Titlis Tourismus sollen fir
weitere funf Jahre zugesichert werden. Nach Ablauf
diese Zeitspanne soll die Situation neu beurteilt wer-
den.

Eine Bemerkung noch zu Luzern-Tourismus AG: Ne-
ben den Beitrdgen, die wir nun sprechen, leistet der
Kanton auch noch einen jahrlichen Betrag von 46’000
Franken an Luzern-Tourismus AG. An Luzern-Touris-
mus AG sind die Kantone Luzern, Schwyz, Obwalden,
Nidwalden, Uri und Zug beteiligt. Gesamthaft sprechen
diese Kantone 400’000 Franken, wobei der Kanton
Obwalden 46’000 Franken beitragt. Uber diesen Be-
trag haben wir heute nicht zu entscheiden. Er steht
nicht zur Diskussion. Er ist nach Regierungsratsbe-
schluss noch bis im Jahr 2006 bewilligt. Ich kann dazu
sagen, dass der Kanton Zug ausgestiegen ist. Er ori-
entiert sich mehr in Richtung Zirich und hat das Ge-
fuhl, dass ihm dort der Marketingbeitrag mehr bringen
wird.

Die Kommission ist der Meinung, dass der Regierungs-
rat nach Ablauf der Frist den Beitrag an die Luzern-
Tourismus AG (berpriifen muss. Eventuell soll der
Betrag von 46’000 Franken an die Luzern-Tourismus
AG gestrichen werden und fir die Aufstockung der
Beitrage an die Destinationen Vierwaldstattersee Tou-
rismus und Engelberg-Titlis Tourismus eingesetzt
werden.

Die Kommission ist jedenfalls der Meinung, dass die
Beitrage an den Tourismus sichergestellt werden mis-
sen. Sie war einstimmig dafir, auf das Geschaft einzu-
treten und dem Beitrag von 60'000 Franken an den
Vierwaldstattersee Tourismus und dem Beitrag von
40'000 Franken an den Engelberg-Titlis Tourismus
zuzustimmen. Marketing ist fiir den Tourismus national
und international enorm wichtig. Es muss professionell
und koordiniert sein. Unser kleiner Kanton schafft das
nicht alleine. Wir haben — und das darf man sehr wohl

sagen — eine sehr schone Landschaft und eine recht
gute Infrastruktur. Es braucht aber auch eine positive
Einstellung von Behorden und von der Bevolkerung
gegenliber unseren Feriengasten. Kreativitat und Gast-
freundschaft von allen, die am Tourismus beteiligt sind,
sind absolut notwendig. Man sagt ja: “Der Gast ist
Kdnig.” Ich wiinsche und hoffe, dass uns das gelingt.
Nur so wird der Tourismus in Obwalden erfolgreich
sein.

Eintreten und Zustimmung kann ich auch im Namen
der FDP-Fraktion bekannt geben.

Spichtig Peter: Obwalden ist ja, das wissen wir alle,
sehr schén. Obwalden ist aber auch — bevdlkerungs-
massig gesehen — nicht sehr gross. Gerade daher ist
fir unseren Kanton im wirtschaftlich wichtigen Seg-
ment Tourismus eine gute regionale Zusammenarbeit
eminent wichtig, damit Obwalden und die ganze Regi-
on Vierwaldstattersee/Luzern national und international
wahrgenommen werden. Es hat sich in den vergangen
Jahren in Sachen lokaler und regionaler Zusammenar-
beit im Bereich Tourismus einiges bewegt. Die Zeiten
sind vorbei, in denen man meinte, die Welt sei im Flieli
oben besser oder schoner als in Sachseln unten oder
umgekehrt. Das ist nun Gott sei Dank vorbei.

Im harten nationalen und internationalen Wettbewerb
braucht es in einer touristischen Region, die erfolgreich
auftreten will, zwingend eine koordinierte und zugleich
professionelle Marktbearbeitung. Entsprechende Auf-
gabenteilungen zwischen den lokalen Verkehrsverei-
nen Vierwaldstattersee Tourismus und Luzern Touris-
mus AG machen Sinn. Sie sollen sich sinnvoll ergéan-
zen und so fur die Region eine gute touristische Wert-
schoépfung ermdglichen. Dass nach dem neuen Marke-
tingkonzept der Luzern Tourismus AG alle touristi-
schen Mittel der Zentralschweiz undifferenziert nach
Luzern fliessen sollen, ist — trotz der unbestrittenen
Bedeutung der Stadt Luzern als grosses Tourismus-
magnet — eher den Profilierungsbestrebungen eines
unbestritten dynamischen Verkehrsdirektors zuzu-
schreiben. Es braucht in dieser Frage im néchsten
Jahr, wenn der Beitrag an die Luzern-Tourismus AG
neu beschlossen werden muss, sicher noch intensive
Gesprache mit Luzern, damit auf Grund des nicht
gleichen Kundensegments auch die Anliegen des
Vierwaldstattersee Tourismus optimal und im Sinne
der Sache eingebracht werden kénnen. Nach Ansicht
der SP-Fraktion ist eine intensivere Zusammenarbeit
mittels Leistungsvereinbarungen zwischen den Tou-
rismusorganisationen ohne Zweifel noch weiter aus-
baubar.

Abschliessend mdéchte ich darauf hinweisen, dass zwar
finanzielle Mittel koordiniertes Marketing, Werbepros-
pekte und Signalisationstafeln uns zweifelsohne unter-
stitzen, damit Menschen aus aller Welt den Weg in
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unsere Region und somit allenfalls auch nach Obwal-
den finden, dass diese Menschen jedoch auch spater
wieder in unsere Region kommen, héngt massgeblich
vom Preis-Leistungsverhéltnis und im Speziellen von
unserer Kreativitat, Flexibilitdt und Freundlichkeit ab.
Das sind Stichworte, die wichtig sind.

Man sieht viel Positives. Es hat sich vieles geéndert.
Es wird jedoch da und dort noch einen kraftigen Sprit-
zer mehr von all dem nétig sein.

Nicht zu unterschatzen ist dabei auch die Schulung
des im Tourismus tatigen Personals. Berufe im Tou-
rismusbereich erhalten durch eine gute Ausbildung und
durch korrekte Anstellungsbedingungen auch einen
besseren Status im Berufsmarkt und in der Gesell-
schaft. Daran muss im expliziten Tourismusland
Schweiz zweifelsohne noch gearbeitet werden.

Die SP-Fraktion spricht sich einstimmig fiir Eintreten
auf die Vorlage uber einen wiederkehrenden Beitrag
an die beiden Destinationen Vierwaldstéttersee Tou-
rismus und Engelberg-Titlis Tourismus aus.

Burch-Fanger Lisbeth: Der Tourismus ist in der
Schweiz einer der wichtigsten Wirtschaftszweige und
eine von den grossten KMU-Branchen mit zirka 13
Milliarden Franken Umatz. Dieser Stellenwert wird
haufig verkannt oder zu wenig wahrgenommen, auch
in der Zentralschweiz.

Auf Grund von statistischen Zahlen erreicht Obwalden
— zusammen mit Engelberg — zirka eine Million Uber-
nachtungen. Obwalden ist also ein Tourismuskanton
und bietet somit sehr viele direkte und indirekte Ar-
beitsplatze. Wie empfindlich aber die Branche ist und
wie sie auf dussere Einflisse reagiert, haben wir gera-
de vor kurzer Zeit wieder erleben missen. Das Unwet-
ter hatte folgenschwere Auswirkungen. Unterbrochene
Verkehrswege, geschlossene Hotels und Restaurants
und Bahnen haben den Obwaldner Tourismus sehr
getroffen und beeintrachtigt. Die meisten Betriebe sind
wieder am Aufbauen und packen die Zukunft neu an.
Abgesehen von diesen Ereignissen ist der Tourismus
sowieso in Bewegung, und er wird es zukinftig auch
bleiben. Einerseits ist es etwas Bewegendes, denn die
Bedirfnisse, Winsche und Vorstellungen der Men-
schen — vor allem derjenigen, die in Ferienstimmung
oder auf Reisen sind — wechseln sehr schnell, sind
aktuell und ort- und zeitbezogen. Andererseits ist die
Institution Tourismus regional und national einem har-
ten Wettbewerb ausgesetzt. Man ist gefordert, sich
immer wieder neu auszurichten, und vor allem sind
auch die Grenzen durch die finanziellen Mittel zum Teil
gesetzt.

Der Vierwaldstéattersee Tourismus ist auf einem guten
Kurs und die Zusammenarbeit mit Engelberg lauft sehr
gut. Die Tourismustrager der Region, aber auch das
lokale Gewerbe und die Dienstleistungsanbieter profi-

tieren von den Leistungen der Destination. Es ist aller-
dings schwierig, solche Leistungen zu erfassen und zu
messen. Man kann auch nicht genau in Zahlen auftei-
len. Wichtig ist, dass die Destination die Leistungen fiir
uns erbringt und das Marketing fir Obwalden macht.
Dazu ist sie auf unseren Beitrag angewiesen. Aber
auch wir muissen unsere Leistungen erbringen. Es
wurde eben vorhin erwdhnt, welche Anstrengungen
Obwalden erbringen muss, damit wir als Tourismusort
florieren und bestehen kdnnen.

Im Namen der CVP-Fraktion bin ich fur Eintreten und
Zustimmung fiir das Geschaft.

Krummenacher-Miihlebach Maria: Die CSP-Fraktion
ist einstimmig dafur, dass den beiden Tourismusorga-
nisationen Vierwaldstattersee Tourismus und Engel-
berg-Titlis Tourismus die Beitrdge weiter geleistet
werden.

Der Kanton Obwalden bietet eine einmalig schoéne
Landschaft und ist fur erholsame Ferien bestens ge-
eignet. Im Moment sind die 6ffentliche Hand und die
Privaten voll daran, die Verwilstungen des Unwetters
zu reparieren, damit es bald auch wirklich wieder
schon ist. Um unsere schéne Gegend vermarkten zu
kénnen, braucht es Werbung. Es ist uns bekannt, dass
es heute nicht mehr mdglich ist, dass jedes Dorf allein
Touristen ins Dorf holen kann. Auch unser Kanton ist
dafur zu klein. Eine solche Werbung waére ineffizient
und wirde im Verhaltnis zum Angebot viel zu viel kos-
ten. Aus diesen Griinden hat sich der Kanton vor vier
Jahren den beiden Tourismusorganisationen Vier-
waldstattersee Tourismus und Engelberg-Titlis Touris-
mus angeschlossen. Das wollen wir auch weiterhin so
handhaben.

Wie bereits gesagt, ist die CSP-Fraktion fur Eintreten
auf die Vorlage.

Hurschler Paul: Der Tourismus ist fur Obwalden sehr
wichtig. In Engelberg zum Beispiel werden zirka 89
Prozent des Umsatzes aus dem Tourismus erzielt. Das
heisst, Engelberg kann nur mit dem Tourismus Uberle-
ben. Tourismus ist heute ein knallhartes Geschéft und
erlaubt uns fast keine Fehler mehr. Darum ist es wich-
tig, dass Vierwaldstattersee Tourismus und Engelberg-
Titlis Tourismus gezielte Leistungen auch weiterhin bei
Luzern-Tourismus einkaufen.

Wichtig ist jedoch nicht nur gute Werbung, sondern
auch gute Zufahrtsstrassen sind nétig. Einer Signalisa-
tion der Kurorte, besonders auf Autobahnen, muss
unbedingt mehr Beachtung geschenkt werden.

Also, tragen wir Sorge zu unseren Touristen und ver-
argern wir sie am Ende ihres Besuches nicht mit unno-
tigen Blitz- und anderen Kontrollen.

Die finanzielle Unterstiitzung finde ich richtig, da der
Tourismus fur den Kanton Obwalden einer der gross-
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ten Arbeitgeber und Steuerzahler ist.
Die Fraktion der SVP Obwalden ist fiir Eintreten.

Bleiker Niklaus, Regierungsrat: Sie haben es vom
Kommissionsprasidenten und von allen Vorrednern
gehort, dass der Tourismus fiir die Schweiz im Allge-
meinen und fiir den Kanton Obwalden im Speziellen
sehr wichtig ist. Wenn man von der Wichtigkeit des
Tourismus redet, darf man nicht vergessen, dass in
den 13 Milliarden Umsatz nicht nur direkte Tourismus-
trager wie Bahnen, Restaurants oder Hotels inbegriffen
sind, sondern dass sehr viele andere Branchen, von
Zulieferanten wie Backer, Metzger oder Coiffeuren —in
unserem schénen Kanton will man ja schén aussehen
—, davon profitieren. Es reicht aber nicht, immer von
der Wichtigkeit des Tourismus zu reden, sondern man
muss das auch zeigen. Der Kantonsrat hat das mit
dem Beschluss vom 26. Oktober 2001 gemacht, als er
mit 100’000 Franken nicht einen riesigen, aber einen
wichtigen Beitrag an die beiden Destinationen gespro-
chen hat.

Im Volkswirtschaftsdepartement kontrollieren wir in den
beiden Geschaftsberichten dieser Tourismustrager
jahrlich, wie das Geld verwendet wird. Wir durfen fest-
stellen, dass das Geld dieser Beitrage gut angelegt ist.
Bei beiden Destinationen wurden nicht Wasserkdpfe
geschaffen, sondern man setzt die Mittel effizient im
Besonderen fir das Marketing ein. Bei Engelberg-Titlis
Tourismus ist schon lange bekannt, dass es eine gut
gefiihrte, eine eingesessene Marke ist, ein bestehen-
der Verein. Aber auch die neue Destination Vier-
waldstattersee Tourismus AG, die aus Obwalden Tou-
rismus heraus kam, hat sich gut positioniert und macht
unserer Meinung nach einen hervorragenden Job.
Auch wenn es immer noch Leute gibt, die Obwalden
Tourismus nachtrauern, muss doch festgestellt wer-
den, dass die Mittel, die wir in Obwalden fur den Tou-
rismus generieren kénnen, fir den Tourismus zu klein
sind, um in diesem harten Business bestehen zu kon-
nen, und um effiziente und wirksame Werbung machen
zu kénnen. Das Label “Obwalden” ist im européischen
oder sogar im Weltmarkt schlichtweg zu klein, um
wahrgenommen zu werden. Wir brauchen den Zu-
sammenschluss.

Die Folgerung ist von uns aus gesehen: Der Schritt zur
Vierwaldstattersee Tourismus zusammen mit Nidwal-
den und den Seegemeinden Luzern und Schwyz war
richtig und wichtig.

Im Namen aller Tourismustrager — im Besonderen von
Engelberg-Titlis Tourismus und Vierwaldstattersee
Tourismus — bitte ich Sie um Eintreten und Zustim-
mung zur Verlangerung der Beitragszahlung.

Ming Martin: Ich mdchte ein Beispiel erzéhlen, das
eindrtcklich ist. Ich hatte diesen Sommer in Cape —

900 km nordlich von Johannesburg — zwei Begegnun-
gen. Die beiden Leute hatten beide ein Geschéft. Das
eine war in etwa vergleichbar mit Hornbach, das ande-
re war ein Allerweltsladen. Es waren beides Inder. Wir
waren bei beiden und kamen ins Gesprach. Die Frage
kam, woher wir kommen. Wir sagten: “Aus der
Schweiz, Switzerland.” Wir mussten nicht mehr sagen.
Der eine sagte: “Hotel Terrasse, Titlis.”. Der andere
sagte: “Luzern und zwei Mal mit einem roten Bahnchen
auf den Berg”. Das sagt fur mich genug. Ich hoffe, das
sind Ergebnisse aus den Beitragen.

Eintreten ist unbestritten und damit beschlossen.
Die Detailberatung wird nicht benutzt.
Rickkommen wird nicht verlangt.

Abstimmung: Mit 48 zu 0 Stimmen wird dem Kantons-
ratsbeschluss Uber einen wiederkehrenden Beitrag an
die Destinationen Vierwaldstéttersee Tourismus und
Engelberg-Titlis Tourismus zugestimmt.

35.05.03

Kantonsratsbeschluss tber die Genehmigung
der Vereinbarung Ulber den Ortsbus Engel-
berg.

Bericht und Entwurf zu einem Kantonsratsbeschluss
Uber die Genehmigung der Vereinbarung tber Beitrage
an den Ortsbus Engelberg vom 18. Oktober 2005.

Matter Hans, Landammann: Im Bericht tber die Ge-
samtverkehrspolitik des Kantons Obwalden werden als
Ziel eine nachhaltige Verkehrspolitik formuliert und die
Kriterien umschrieben. Im Sinne einer nachhaltigen
Verkehrspolitik bietet der offentliche Verkehr die idea-
len Verkehrsmittel an, um die gewiinschte Mobilitat
moglichst umweltfreundlich, energie- und flachenspa-
rend sowie sicher zu bewaltigen. Aus diesem Grund ist
es richtig und wichtig, dass der Kanton Obwalden den
offentlichen Verkehr fordert. Die zielgerichtete Forde-
rung erfolgt im Rahmen des Gesetzes Uber den 6ffent-
lichen Verkehr, das seit dem 1. Januar 2003 in Kraft
ist.

Engelberg, das sowohl Winter als auch Sommerferien-
ort ist, hat ein sehr vielféaltiges Mobilitatsbediirfnis ab-
zudecken. Das lokale Mobilitatsbedurfnis der Géaste
und der Einheimischen wird seit 26 Jahren unter ande-
rem uber den Ortsbus abgedeckt. Allerdings war das in
den ersten 19 Jahren nur im Winter. Vor sieben Jahren
dehnte man das Angebot auf den Sommer aus. Das
Angebot hat sich mittlerweile sehr gut entwickelt. Da-
her soll der Ortsbus kiinftig zum Nulltarif angeboten
werden. In Anlehnung an das Gesetz Uber die Forde-
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rung des offentlichen Verkehrs, insbhesondere auf
Grund von Artikel 14, ersuchte der Einwohnergemein-
derat von Engelberg um finanzielle Unterstiitzung. Das
Gesuch wird damit begriindet, dass sich die bisherige
erfreuliche Entwicklung der Frequenzen positiv auf den
Innerortsverkehr sowie auf die Parkplatzbewirtschaf-
tung auswirkten. Die erfreuliche Entwicklung einerseits
und die positiven Auswirkungen andererseits rechtfer-
tigen es, dass sich der Kanton Obwalden im Namen
des erwahnten Gesetzes an den Kosten des Ortsbus
beteiligt. Allerdings sind von den ausgewiesenen Kos-
ten der Anteil des Schilertransports abzuziehen, weil
das ein verfassungsmassiger Auftrag der Gemeinde
ist. Dies ist aber auch im Sinne der Gleichbehandlung
aller Gemeinden.

Der Regierungsrat schlagt Ihnen vor, einen jahrlichen
Pauschalbeitrag von 30’000 Franken an den Ortsbus
Engelberg zu leisten und die entsprechenden Modalita-
ten Uber eine Vereinbarung zu regeln. Im Namen des
Regierungsrats bitte ich Sie, auf den Kantonsratsbe-
schluss einzutreten und der Vereinbarung zuzustim-
men.

Hurschler Alois: Der Ortsbus Engelberg ist in der
Destination Engelberg-Titlis nicht wegzudenken. Im
Winter wird der Gratisbus vor allem von den Gasten
sehr geschatzt. Sie kdnnen bequem durchs Dorf zu
den Bahnen gelangen, ohne das eigene Auto benutzen
zu missen. Auch die Reisenden der Zentralbahn
schatzen den Gratisbus sehr. Aber auch fur die Ein-
heimischen ist der Bus furs Einkaufen oder auch fur
das Sporttreiben sehr wertvoll. Das entlastet einerseits
die Umwelt und andererseits aber auch die Strassen
und Parkplatze. Der Bus steht den Schilern zur Verfi-
gung, die so sicher den Schulweg meistern kdnnen.
Diese Wichtigkeit zeigt sich auch, indem an den Orts-
bus — seit seiner Einfuhrung 1997 — von privater Hand
75 Prozent der Betriebskosten aufgewendet werden.
Fur die Offentlichkeit sind noch 25 Prozent zu uber-
nehmen. Die erwdhnten Punkte sind auch im Gesetz
Uber die Forderung des offentlichen Verkehrs als
Zweck und Sinn aufgefuhrt. Somit ist die vorgesehene
Kostenbeteiligung des Kantons gesetzlich vorgegeben.
Zur Diskussion Anlass gibt einzig die Beforderung der
Schiiller. Es mag wohl sein, dass insgesamt 45000
Schiiler den Bus benutzen. Darunter ist jedoch sicher
eine Mehrzahl von Schiilern, die einen zumutbaren
Schulweg haben und somit nicht als Reduktionsgrund
herangezogen werden kénnen. Die Anzahl der Schu-
ler, die effektiv einen unzumutbaren Schulweg haben,
liegt sicher bedeutend tiefer und hétte aus meiner Sicht
besser beriicksichtigt werden sollen. Da ist ja unter
Punkt 2 des Kantonsratsbeschlusses die Anpassung
der Vereinbarung in Absprache mit der Einwohnerge-
meinde Engelberg moglich. Das gibt dem Regierungs-

rat die Mdéglichkeit, zum Thema der effektiven Schiiler-
zahlen mit der Einwohnergemeinde Engelberg noch-
mals Kontakt aufzunehmen und die Vereinbarung
gegebenenfalls anzupassen.

Ich bin fur Eintreten und Zustimmung zum Kantons-
ratsbeschluss. Das darf ich auch im Namen der CVP-
Fraktion machen.

Matter Werner: Das Ortsbussystem von Engelberg —
kurz EAB — ist vom Verkehrskonzept von Engelberg
nicht mehr wegzudenken. Mit sieben Bussen wéhrend
des Winters und einem im Sommer wurden im vergan-
genen Sommer (ber 450'000 Personen beférdert. Im
Ortsverkehr von Engelberg fiihrte das zu einer mar-
kanten Abnahme des Individualverkehrs und zu einer
grossen Entlastung der 6ffentlichen Parkplatze. Waren
friher Radiomeldungen “die offentlichen Parkplatze in
Engelberg sind besetzt” fast jeden Winter mehrere
Male notig, ist diese Situation heute fast inexistent. Die
sehr grosse Beteiligung von Privaten beweist auch den
sehr grossen Nutzen, den der offentliche Verkehr fiir
die Anbieter im Dorf bringt. Es ist sicher wichtig, dass
der Ortsbus von Engelberg auf Grund des Gesetzes
Uber die Forderung des offentlichen Verkehrs unter-
stutzt wird.

Fragwirdig erscheint mir die Umsetzung in Bezug auf
den Wortlaut der Vereinbarung unter Punkt 4: Schul-
busangebot. Die Bundesverfassung sagt aus, dass bei
unzumutbarem Schulweg ein unentgeltlicher Schulbus
bereitzustellen ist. Das Bussystem der EAB fahrt je-
doch vorwiegend dorfnahe Quartiere an und vermag
daher dem Bundesverfassungsartikel bestimmt nicht
zu genigen. Der grosste Teil der Haltestellen befindet
sich im Umkreis von etwa anderthalb Kilometern zum
Schulhaus. Es mag vielleicht zutreffen, dass zehn
Prozent der Fahrgaste Schulkinder sind. Von diesen
zehn Prozenten hétten jedoch nur die Wenigsten einen
gesetzlichen Anspruch auf einen Schulbus. Sie nutzen
ganz einfach das vorhandene Angebot und tragen
damit auch einen Teil zur Entlastung des Individualver-
kehrs bei, weil sie nicht von ihren Eltern abgeholt wer-
den oder am Mittag nicht mit ihren Velos unterwegs
sind, wenn der Berufsverkehr auf der Strasse ist. Die
Kinder der Aussenquartiere Schwand, Bergli, Horbis,
Fluematt, Obermatt, Wasserfallen benutzen den Schi-
lermittag und fahren tber den Mittag gar nicht nach
Hause.

Absatz 4 ist fur mich ein Versuch, einen Teil des — auf
Grund des Gesetzes Uber den offentlichen Verkehr —
berechtigten Beitrags an die Gemeinde zu tberwalzen,
und das fiir einen Auftrag an den Ortsbus, den das
EAB gar nicht wahrnehmen kann, weil die dafur in
Frage kommenden Gebiete gar nicht bedient werden.
Im Vertrauen darauf, dass der Regierungsrat diesen
Bereich nochmals Uberprift, bin ich fur Eintreten und
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Kenntnisnahme.

Matter Hans, Landammann: Ich kann die Vorhaltun-
gen beziiglich der Schilerzahlen nicht ganz nachvoll-
ziehen, weil wir in der Ermittlung nicht mitwirkten. Das
wurde in Zusammenarbeit mit den Partnern gemacht.
Es wurde zudem mit der Gemeinde Engelberg abge-
sprochen. Ich kann hier auch sagen, dass die Gemein-
de Engelberg dieser Vereinbarung ohne irgendwelche
Vorbehalte zugestimmt hat. Sie nahm also davon
Kenntnis, wie das Geschaft abgewickelt wurde. Daher
verstehe ich die Vorhaltungen nicht ganz.

Ich bitte Sie, auf das Geschéft einzutreten.

Eintreten ist unbestritten und damit beschlossen.
Detailberatung

Brun Dominik: Ich méchte nochmals erwdhnen, wie
das meine Vorredner bereits gemacht haben, und
darauf bestehen, dass der Regierungsrat bereit ist, im
Bedarfsfall die Vereinbarung in Absprache mit der
Einwohnergemeinde im Rahmen der verfassungsmas-
sigen Finanzbefugnisse tatséchlich anzupassen.

Rickkommen wird nicht verlangt.

Abstimmung: Mit 47 zu 0 Stimmen wird dem Kantons-
ratsbeschluss Uber die Genehmigung der Vereinba-
rung Uber den Ortsbus Engelberg zugestimmt.

36.05.22 bis 23

Landrechtserteilungen.

Bericht und Vorlage des Regierungsrats zu den Kan-
tonsratsantragen betreffend Landrechtserteilungen
vom 13. September 2005.

Vogler Karl, Prasident Rechtspflegekommission:
Sie haben den Bericht des Regierungsrats zu den
Kantonsratsantragen betreffend Landrechtserteilun-
gen erhalten. Im Bericht ausgefiihrt finden Sie samtli-
che Voraussetzungen, die fir die Landrechtser-
teilungen erfiillt werden missen. Es sind das materiell
im Wesentlichen die Wohnsitzerfordernis, die Eignung
— sprich Integration — und formell das Vorliegen der
Einblrgerungsbewilligung des Bundesamts fur Migra-
tion und schliesslich die Aufnahme ins Gemeindebir-
gerrecht.

Bevor ich zum eigentlichen Geschaft komme, kurz
zwei Bemerkungen.

1. Ich weise auch dieses Mal wieder darauf hin, dass
die Frage, ob ein Bewerber oder eine Bewerberin fur
die Einbirgerung geeignet ist, im Wesentlichen von
der jeweiligen Gemeindebehdrde und den 6&rtlichen

Stimmburgerinnen und Stimmbirger beurteilt werden
muss. Sie sind es, welche Bewerber und Bewerbe-
rinnen am besten kennen.

Die Prifung des Kantonsrats beschrankt sich weitest-
gehend auf die Uberpriifung der formellen Vorausset-
zungen zur Erlangung des Kantonsburgerrechts.

2. Die angesetzte Sitzung der Rechtspflege-
kommission betreffend Behandlung dieser Einbiir-
gerungsgesuche fand nicht statt. Kein Mitglied der
Rechtspflegekommission verlangte diese Sitzung.
Auch wurden zu den Gesuchen keine Fragen von lhrer
Seite an mich herangetragen. Daher war es dem Spre-
chenden vorbehalten, die Einbiirgerungsgesuche noch
einmal inhaltlich zu Gberprufen.

Ich komme zu den eigentlichen Landrechtserteilun-
gen. Es liegen uns heute lediglich zwei Einbir-
gerungsgesuche vor, und zwar je ein Gesuch aus den
Gemeinden Engelberg und Giswil. Die Gesuchstellen-
den sind im Besitz der eidgendssischen Einbirge-
rungsbewilligung und der Zusicherung des Gemeinde-
birgerrechts. Ebenfalls sind die kantonalen Wohnsitz-
erfordernisse und die weiter fir die Erteilung des Land-
rechts notwendigen Voraussetzungen erfullt.

Es ist lhnen vielleicht aufgefallen, dass die Gesuch-
stellerin Panic Monja seit dem 8. Juni dieses Jahres
nicht mehr Wohnsitz in der Gemeinde Engelberg hat.
Ohne dass ich auf alle Einzelheiten eingehen méchte,
gilt es dazu festzustellen, dass es, nachdem der Ein-
biirgerung seitens der Burgergemeindeversammiung
Engelberg vom 18. Mai 2004 einstimmig zugestimmt
wurde, Uber ein Jahr dauerte, bis das vollstandige
Dossier der Justizverwaltung und dem Regierungsrat
zur Behandlung eingereicht wurde.

Im Oktober 2004 wurde das Dossier wegen formellen
Mangeln an die Birgergemeinde Engelberg zuriickge-
wiesen. Verfahrensverzégerungen, die nicht der Ge-
suchsteller verursacht hat, kénnen auch nicht dem
Gesuchsteller beziehungsweise der Gesuchstellerin
angelastet werden. Ware das Gesuch nach der Ein-
blrgerung vom 18. Mai 2004 korrekt und innert nutzli-
cher Frist an die Justizverwaltung weitergeleitet wor-
den, dann wére das Kantonsburgerrecht in jedem Fall
vor dem Wegzug der Gesuchstellerin noch erteilt wor-
den.

Nach dem Abschluss der Handelsmittelschule in der
Stiftschule Engelberg im Sommer 2005 und im Hinblick
auf weitere Studien kann der Gesuchstellerin auch kein
Vorwurf gemacht werden, dass sie von Engelberg
weggezogen ist, bevor das Kantonsburgerrecht erteilt
wird, zumal die Gesuchstellerin damals der zustandi-
gen Einburgerungsbehdrde gesagt hat, dass sie nach
dem Abschluss in der Stiftschule Engelberg aus Grin-
den der Fortsetzung des Studiums werde verlassen
mussen.

Im Namen der Rechtspflegekommission und auch im
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Namen der CSP-Fraktion beantrage ich lhnen Eintre-
ten und Zustimmung zu den zwei Gesuchen.

Eintreten ist unbestritten und damit beschlossen.
Die Detailberatung wird nicht benutzt.

Ohne Gegenstimme wird Panic Monja das Kantons-
birgerrecht erteilt.

Ohne Gegenstimme wird der Familie Hyla das Kan-
tonshirgerrecht erteilt.

55.05.02

Kleine Anfrage zur Statistik der Jugendstraf-
urteile im Kanton Obwalden.

Eingereicht von Knecht Donat, Sarnen, am 1. Juli
2005.

Schriftliche Beantwortung durch den Regierungs-
rat: Der Regierungsrat beantwortet die Kleine Anfrage,
welche Kantonsrat Donat Knecht, Sarnen, am 1. Juli
2005 eingereicht hat wie folgt:

Vorbemerkungen:

Vorab ist festzuhalten, dass in der Statistik der Ju-
gendstrafurteile des Bundesamts fiir Statistik (JUSUS)
alle Verurteilungen von Kindern und Jugendlichen
wegen Widerhandlungen gegen das Strafgesetzbuch
(StGB), das Betaubungsmittelgesetz (BetmG) und das
Bundesgesetz lber den Aufenthalt von Auslandern
(ANAG) sowie Vergehen, das heisst, die mit Gefangnis
bedrohten Straftatbestdnde im Rahmen des Strassen-
verkehrsgesetzes (SVG) aufgenommen werden. Uber-
tretungen des SVG, das heisst, die meisten Wider-
handlungen gegen das SVG, werden in der Statistik
nicht berucksichtigt. Ebenfalls nicht in der JUSUS
aufgenommen werden Verurteilungen gestitzt auf das
kantonale Strafrecht, (Unfug, Ruhestérung, Rauschzu-
stand). Fur eine verlassliche Beurteilung der Jugend-
kriminalitdt und der Verurteilungsrate von auslandi-
schen Kindern und Jugendlichen im Kanton Obwalden
mussten daher samtliche Verurteilungen von Kindern
und Jugendlichen — auch die nicht in der JUSUS auf-
genommenen Verurteilungen — beriicksichtigt werden.
Bei einer groben Analyse der internen Geschéftskon-
trolle der Jugendanwaltschaft ergeben sich daraus
folgende Zahlen:

Anteil der Verurteilung von auslandischen Kindern und
Jugendlichen:

2001: rund 17 Prozent von insgesamt 119 Urteilen,
also 20;

2002: rund 16 Prozent von insgesamt 79 Urteilen, also
12;

2003: rund 18 Prozent von insgesamt 166 Urteilen,
also 30.

Bis im Jahr 2003 war im Kanton im Strafverfahren
gegen Kinder — 7 bis 15 Jahren — eine vom Schulrat
beauftragte Person — Schulbeauftragter — fiir die Straf-
untersuchung und Bestrafung zusténdig, sofern die

Erledigung durch eine Disziplinarstrafe angezeigt er-

schien. Diese Falle fanden keinen Eingang in die JU-

SUS. Am 1. Januar 2003 ging die bisherige Zustandig-

keit der Schulbeauftragten in Strafverfahren gegen

Kinder auf die Jugendanwaltschaft Uber. Die Jugend-

anwaltschaft fihrt seither in samtlichen Strafverfahren

gegen Kinder und Jugendliche die Untersuchung und
entscheidet in den meisten Fallen Uber die strafbaren

Handlungen von Kindern und Jugendlichen. Dies er-

klart vor allem den Anstieg der Anzahl von Verurteilun-

gen im Jahr 2003.

Frage 1: Welche Strategie verfolgt der Kanton Obwal-

den grundsatzlich in Bezug auf die Jugendkriminalitat?

Um dem Phanomen der Jugendkriminalitat zu begeg-

nen, ist die Polizei in drei Bereichen aktiv:

- Verstarkte Kontrollen an bekannten Ortlichkeiten,
direkter Kontakt mit den Jugendlichen,

— Rascher Einbezug von Eltern, Vormundschafts-
und Schulbehérden,

— Mitarbeit in Projekten der Gemeinden und Schulen.

Die Strafverfolgungsbehérden setzen im Bereich der

Jugendkriminalitat den Schwerpunkt vor allem auf die

Pravention. Die Jugendkriminalitat wird ernst genom-

men und delinquentes Verhalten konsequent straf-

rechtlich verfolgt und sanktioniert.

Frage 2: Wie erklart sich der Regierungsrat die mar-

kante Veranderung in der Statistik der Jugendstrafur-

teile zwischen den Jahren 1999 und 2000 einerseits
und den nachfolgenden Jahren andererseits?

Grundsétzlich ist festzuhalten, dass im Bereich des

Jugendstrafrechts grosse Schwankungen bezuglich

der Strafanzeigen festzustellen sind:

255 Eingange im Jahr 2001,

159 Eingange im Jahr 2002,

204 Eingange im Jahr 2003,

174 Eingange im Jahr 2004.

Fur diese Schwankungen kénnen verschiedene Grin-

de verantwortlich sein:

— ein schéner Sommer, welcher dazu fihrt, dass sich
die Jugendlichen o6fter auf offentlichen Platzen tref-
fen, mehr Anzeigen erfolgen und dadurch mehr
kontrolliert werden;

— gréssere Anlasse (Fasnacht, Partys), bei welchen
es zu Delikten kommt;

— eine neue Gruppierung/Clique, die sich positionie-
ren will.

Die Zahl der Strafanzeigen und damit der Verurteilun-

gen héngt aber im wesentlichen auch von den Kon-

trollschwerpunkten bzw. der Kontrolltatigkeit der Polizei
ab.

Frage 3: Wie erklart sich der Regierungsrat die Tatsa-
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che, dass auslandische Jugendliche in Obwalden mehr
als 2 ¥.-mal so haufig verurteilt werden als Schweizer
Jugendliche, ein Verhaltnis, das nur in wenigen Kanto-
nen "lbertroffen" wird? Sind auslandische Jugendliche
im Kanton Obwalden so viel schlechter integriert als
anderswo?

Vorab ist festzustellen, dass die Prozentzahlen ein
verfalschtes Bild wiedergeben. Bei niedrigen Verurtei-
lungsraten eignen sich die absoluten Zahlen fur eine
Analyse besser. Diese absoluten Zahlen zeigen auf,
dass im Jahr 2001 15 in der JUSUS erfasste Urteile
gegen auslandische Kinder und Jugendliche ergingen,
im Jahr 2002 5 Urteile und im Jahr 2003 14 Urteile.
Dies bedeutet indessen nicht, dass gleich viele Kinder
und Jugendliche delinquiert haben wie Urteile ergan-
gen sind. Gegen ein ausléndisches Kind oder einen
auslandischen Jugendlichen kénnen im gleichen Jahr
mehrere Verurteilungen ausgesprochen worden sein,
was die Statistik verfélscht. Die Statistik unterscheidet
ebenfalls nicht zwischen in der Schweiz lebenden
auslandischen Kindern und Jugendlichen und Kindern
und Jugendlichen, die als Touristen in der Schweiz
verurteilt werden. Ein Teil der Straftatbestande ist
zudem an die Staatsangehdrigkeit gebunden und kann
nur von auslandischen Kindern und Jugendlichen
verlibt werden. So kommen fiir Verstésse gegen das
ANAG nur ausléndische Kinder und Jugendliche in
Betracht. Die Verurteilung von auslandischen Kindern
und Jugendlichen kann somit beziglich der Straftatbe-
stande sehr unterschiedlich sein.

Eine zuverlassige Aussage zur Delinquenz von aus-
landischen Kindern und Jugendlichen im Kanton lasst
sich auf Grund der Statistik der Jahre 2001 bis 2003
nicht erstellen. Dass der Anteil der Verurteilungen von
auslandischen Kindern und Jugendlichen in den Jah-
ren 2001 bis 2003 hdéher war als in den Jahren 1999
und 2000 lasst sicherlich noch nicht den Schluss zu,
dass ausléandische Kinder und Jugendliche im Kanton
straffélliger oder weniger integriert geworden sind. Die
Zunahme der Verurteilungen von auslandischen Kin-
dern und Jugendlichen kann rein zuféllig sein. Diesbe-
zlglich missen die Zahlen der Jahre 2004 und 2005
und der kommenden Jahre abgewartet werden. Bei
einer Grobanalyse der internen Geschéftskontrolle der
Zahlen des Jahres 2004 ergibt sich ein Anteil von
auslandischen Kindern und Jugendlichen an Verurtei-
lungen von rund 15 Prozent. Es ist somit davon aus-
zugehen, dass die Zahlen sich eher wieder im Bereich
von 1999/2000 einpendeln.

Grundsétzlich ist aber auf Grund des geénderten An-
zeigeverhaltens der Bevolkerung mit einem Anstieg
der registrierten Straftaten zu rechnen, obwohl sich die
Zahl der begangenen Taten nicht veréndert hat. Vor
allem im Bereich der Jugendkriminalitét ist festzustel-
len, dass die Sensibilitdt der Gesellschaft sténdig

steigt, die Bereitschaft, selbst zu intervenieren oder
Konflikte informell zu lésen, aber ebenso bestéandig
sinkt. Die fuhrt zu vermehrten Anzeigen im Bereich des
Jugendstrafrechts und vor allem gegen auslandische
Kinder und Jugendliche.

Auch die Sozialkontrolle und die Freizeitmoglichkeiten
kénnen im eher landlichen Kanton Auswirkungen auf
die Verurteilungsrate von Schweizer und auslandi-
schen Kindern und Jugendlichen haben. Delinquentes
Verhalten kann oftmals nicht verheimlicht werden und
bleibt nicht anonym. Auch fehlende Freizeitbeschafti-
gungen und fehlende kinder- und jugendfreundliche
Treffpunkte kdnnen zu delinquentem Verhalten fuhren.
Das trifft auf Schweizer und auf ausléndische Kinder
und Jugendliche gleichermassen zu.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass im Kanton
Obwalden seitens der Strafverfolgungsbehérden keine
erhdhte Kriminalitdt von auslandischen Kindern und
Jugendlichen festgestellt werden kann. Die in der JU-
SUS erfassten Verurteilungen von Kindern und Ju-
gendlichen ist in den Jahren 2001 und 2003 beziglich
Schweizer und ausléandische Kinder und Jugendliche in
gleichem Mass angestiegen.

Frage 4: Ergibt sich fir den Regierungsrat aus der
Beantwortung der Fragen 2 und 3 ein Handlungsbe-
darf? Wenn ja, welcher?

Die Strafverfolgungsbehdrden werden die Entwicklung
im Bereich der Jugendkriminalitat und der Verurteilung
von auslandischen Kindern und Jugendlichen weiterhin
kritisch verfolgen und wenn nétig die geeigneten
Massnahmen prifen und in die Wege leiten. Zum
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine Intervention seitens
der Behdrden nicht angezeigt.

Neueingange

52.05.05

Motion zum Schutz der nichtrauchenden
Mehrheit von Kantonseinwohnerinnen und —
einwohnern.

Eingereicht von Pichler Charly, Alpnach am 24. Okto-
ber 2005.

Der Grosse Rat des Kantons Tessin hat am 13. Okto-
ber 2005 mit grosser Mehrheit der gesetzlichen Einfih-
rung rauchfreier Gastrobetriebe zugestimmt. Mit die-
sem Entscheid stellte sich der Grosse Rat hinter den
Antrag des Tessiner Staatsrats. Dieser hatte in der
Botschaft von Mitte Oktober 2004 vorgeschlagen, dass
im Kanton Tessin die offentlich zuganglichen Raume
grundsatzlich rauchfrei sein sollen.

Das Parlament verwarf somit die Anderungsvorschlage
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der vorberatenden parlamentarischen Kommission.
Diese wollte fur Nachtclubs, Diskotheken und Piano-
bars Ausnahmen zulassen. Die Gastrobetriebe haben
ein Jahr Zeit, die Lokale den neuen Bestimmungen
anzupassen. Rauchen ist nur noch in abgetrennten,
ausreichend belifteten R&umen maoglich.

Im heutigen Zeitpunkt sind die Kantone zustandig, im
Bereich Passivraucherschutz Gesetze zu erlassen.
Gemass einem neueren Rechtsgutachten kann der
Bund allerdings, gestiitzt auf Artikel 118 der Bundes-
verfassung, fur sich die Kompetenz ableiten, Bestim-
mungen zum Schutz vor dem Passivrauchen zu erlas-
sen (Rechtsgutachten des Bundesamtes flir Justiz
vom 8. Mai 2003).

Im Juni 2004 unterzeichnete der Bundesrat die WHO-
Rahmenkonvention zur Einddmmung des Tabak-
gebrauchs. Um internationale Standards zu erfillen,
sind Gesetzesanpassungen unter anderem beim Nicht-
raucherschutz nétig. Eine allféllige eidgendssische
Regelung durfte frihestens 2010 in Kraft treten. Die
Erkenntnis, dass der Tabakpravention — und hier na-
mentlich auch dem Schutz der Nichtraucherinnen /
Nichtraucher — eine gréssere Bedeutung zukommt, ist
in der Schweiz in letzter Zeit gewachsen. Der Zeitraum
bis zu einer eidgendssischen gesetzlichen Regelung
soll nicht ungenutzt verstreichen, denn Rauchen —
auch Passivrauchen — schadet der Gesundheit.

Der Kanton Tessin ist nun in vorbildlicher Weise vo-
rangegangen und hat eine verbindliche Regelung ge-
troffen.

In Obwalden sind lediglich eine Gaststétte in Alpnach
und eine in Engelberg rauchfrei. Finf Gaststatten
bezeichnen rauchfreie Zonen.

Ein Blick tuber die Grenze:

Wenn im Tessin im Zusammenhang mit einem Rauch-
verbot nun da und dort in schrillen Worten von der
Beschneidung der personlichen Freiheit die Rede ist
und Wirte einen Ruckgang ihrer Einnahmen befirch-
ten, so ist ein nichterner Blick auf die Verhéltnisse
sudlich der Grenze aufschlussreich. In lItalien, dem
Land der unverbesserlichen Individualisten, wo friher
praktisch Uberall und pausenlos geraucht werden
konnte und wurde, gilt seit Beginn des Jahres in Re-
staurants und Bars ein absolutes Rauchverbot. Der
Alltag der Italiener wird von einer riesigen Zahl von
Gesetzen geregelt — theoretisch zumindest, denn mit
der Durchsetzung hapert es in der Regel betréachtlich.
Im Falle des Rauchverbots allerdings unterzogen sich
die Burgerinnen und Birger den neuen Bestimmungen
anfanglich vielleicht murrend, doch sie halten sich
erstaunlicherweise daran.

Befurchtungen von Wirten und Barbetreibern, die Ein-
nahmen wiirden drastisch zurtickgehen, wenn in ihren
Lokalen nicht mehr geraucht werden darf, haben sich
als unbegriindet erwiesen. Im Gegenteil: In Italien

scheinen seit Inkrafttreten des Rauchverbots eher
mehr Leute in Restaurants zu gehen als vorher — die
Raucher trotzdem und die Nichtraucher, weil es nicht
mehr stinkt. Sie verlassen nach dem Essen die Lokale
rascher, um draussen ihrem Laster fronen zu kdnnen,
und dies schafft an den Tischen Platz fur neue Kun-
den. Und schliesslich haben sich die Italiener schon
rasch auch an die Rauchverbote in Flugzeugen oder in
den Wagen der Eurostar-Ziige gewdhnt. Auch im Tes-
sin durfte somit das, was in Italien ohne grossere Milhe
maoglich ist, keine Schwierigkeiten bereiten.

Rauchen und Passivrauchen: Verbreitung, Schadlich-
keit und Kostenfolgen:

Gemass der "Schweizerischen Gesundheitsbefragung
2002" sind 69 Prozent der Schweizer Nichtraucher.
Zwischen Januar 2001 und Dezember 2002 wurden im
Auftrag des Bundesamtes fiir Gesundheit — BAG — in
der "Schweizerischen Umfrage zum Tabakkonsum
(Tabakmonitoring)" 20'059 Personen zwischen 14 und
65 Jahren zu ihrem Tabakkonsum befragt. Gemass
dieser Befragung konsumieren tagliche Raucherinnen
und Raucher Tabak am haufigsten zu Hause — 34
Prozent —, am Arbeitsort — 26 Prozent — oder in Re-
staurants, Cafés und Bars — 16 Prozent. Raucherinnen
und Raucher, die nicht taglich rauchen, konsumieren
Tabak am haufigsten in Restaurants, Cafés und Bars —
32 Prozent.

Zur Schéadlichkeit des Rauchens liegen weltweit zahl-
reiche Untersuchungen und Aussagen vor. Das "Insti-
tut de recherches économiques (IRER)" der Universitat
Neuenburg und das Basler Biro "Health Econ" erstell-
ten im Auftrag des BAG eine Studie firr die Schweiz zu
den sozialen Kosten durch tabakbedingte Krankheiten
im Bezugszeitraum 1995. Geméss dieser Studie wurde
in der Schweiz fur das Jahr 1995 mit 8'300 tabakbe-
dingten Todesféallen — 6'900 Manner und 1'400 Frauen
— gerechnet. Dadurch gingen 50'000 Lebensjahre und
an die funf Millionen Arbeitstage verloren. (S. Vitale, F.
Priez, C. Jeanrenaud, Le codt social de la consomma-
tion de tabac en Suisse, 1998). Jahrlich sterben 2'100
Rauchende infolge ihres Tabakkonsums vor dem 65.
Altersjahr, und Uber 800 werden nicht einmal 55 Jahre
alt. Herz-Kreislauferkrankungen, Lungenkrebs, Atem-
wegserkrankungen, andere Krebsarten sind — in dieser
Reihenfolge — die haufigsten Ursachen bei tabakbe-
dingten Todesféllen. Die Sterblichkeit durch Lungen-
krebs hat sich bei Frauen seit 1970 verdreifacht. Kin-
der von rauchenden Mittern wiegen bei der Geburt
durchschnittlich 200 Gramm weniger als Kinder nicht-
rauchender Mtter.

Rauchen macht abhangig. Nikotin besitzt ein hohes
Abhangigkeitspotenzial.

Unter Passivrauchen wird das Einatmen von Tabak-
rauch durch Dritte verstanden. Passivrauchen ist ge-
sundheitsschadigend, weil im Nebenstrom des Tabak-



Protokoll der Sitzung des Kantonsrats

27.10.2005

rauchs viele krebserzeugende Stoffe in héheren Kon-

zentrationen vorkommen als im Rauch, der von den

Rauchenden inhaliert wird. Die Zahl der Nichtrauche-

rinnen und Nichtraucher, die infolge der Inhalation von

Tabakrauch sterben, wird mit 400 angegeben.

Das Risiko eines Hirnschlags ist bei Nichtrauchenden,

welche anhaltend Tabakrauch ausgesetzt sind, doppelt

so hoch wie bei Personen, bei denen dies nicht zutrifft.

Nichtraucherinnen, die mit einem rauchenden Partner

zusammenleben, weisen ein um 50 Prozent erhdhtes

Risiko auf, an Lungenkrebs zu erkranken. Bei Kindern

von stark rauchenden Eltern treten Erkrankungen der

unteren Atemwege gehéauft auf. Umgebungsrauch ist
eine haufige Ursache fur Asthma bei Kindern. Der

Tabakkonsum fihrt zu hohen Kosten. Die durch das

Rauchen hervorgerufenen Gesundheitsschaden verur-

sachen jahrlich Gesamtkosten von rund 10 Milliarden

Franken:

— Direkte Kosten: 1,212 Milliarden Franken (&rztliche
Behandlung, Medikamente, Spital);

— Indirekte Kosten: 3,809 Milliarden Franken (verlo-
rene Arbeitskraft, Invaliditat, Mortalitat);

- Immaterielle Kosten: 4,961 Milliarden Franken
(physische und psychische Leiden der Kranken und
ihrer Familien sowie Kummer und Trauer der An-
gehdrigen von kranken oder vorzeitig verstorbenen
Raucherinnen und Rauchern).

In diesen Zahlen sind die Auswirkungen des Passiv-

rauchens nicht bericksichtigt.

1995 entsprachen die Gesamtkosten des Tabakkon-

sums 2,75 Prozent des Bruttoinlandprodukts; sie tber-

stiegen damit die volkswirtschaftlichen Kosten der

Verkehrsunfélle von 6,7 Milliarden Franken.

(Quelle: Sarino Vitale, France Priez, Claude Jeanre-

naud, Die sozialen Kosten des Tabakkonsums in der

Schweiz: Schéatzungen fir das Jahr 1995, Universitat

Neuenburg 1998)

Antrag:

Hiermit wird der Regierungsrat aufgefordert, die ge-

setzlichen Grundlagen zu schaffen, um die Mehrheit

der Obwaldner Einwohnerinnen und Einwohner vor

Erkrankungen durch Passivrauchen zu schiitzen.

Dies soll durch Rauchverbote in allen offentlich zu-

ganglichen Raumen erreicht werden. Gastbetriebe sind

zu verpflichten, wenn sie Raucherzonen schaffen wol-
len, einen abgetrennten, ausreichend belufteten Raum
ohne Ausschank bereitzustellen.

Begriindung:

Der Kanton Obwalden strebt an, als attraktiver und

wohnfreundlicher Kanton zu gelten. Gleichzeitig sind

klare Bestrebungen im Gange, die Kosten fiir Gesund-
heit und Arbeitsausfalle massiv zu senken. Mit dieser

Massnahme wird Obwalden einen wichtigen Schritt in

die Richtung eines kostenbewussten Kantons machen

und kénnte sich im Bezug auf die PR-Strategie als

fortschrittlicher Kanton prasentieren.
Alpnach, 24.10.2005
Charly Pichler

55.05.04

Kleine Anfrage betreffend Lastwagen auf der
Brinigstrecke.

Eingereicht von Enderli Franz, Kerns, und Mitunter-
zeichnenden am 27. Oktober 2005.

Was aufmerksamen Bewohnern des Kantons Obwal-
den schon langer aufgefallen ist, wird in einem Zei-
tungsbericht des Tages-Anzeigers vom 17. Oktober
2005 bestatigt: Immer ofter fahren grosse Lastwagen
auf Nebenstrassen durch unsere Dorfer.

Als Griinde fir die Zunahme grosser Laster auf Ne-

benstrassen werden, neben der Erhéhung der LSVA,

auf Anfang 2005 die Zulassung von 40-Ténnern und
die elektronische Irrefliihrung durch das GPS genannt.

.Besonders deutlich wird die elektronische Irreflihrung

am Brinig. Es fahren unméssig viele auslandische

Laster Uber den Pass, berichtet ein Sprecher der Kan-

tonspolizei Obwalden. Sie kdmen auf der Gotthardrou-

te und fuhren nicht auf der A2 nach Luzern weiter,
sondern boégen auf die A8 ab nach Sarnen und via

Briinig nach Thun. Erklaren kdnne man das kaum mit

dem Ausbau der Passstrasse. Ursache sei, dass das

GPS den Briinig als ,kiirzesten Weg“ nach Bern und in

die Westschweiz angebe (Tagesanzeiger vom 17.

Oktober 2005).

Dieser Bericht l6st bei uns Fragen aus, die wir hiermit

dem Regierungsrat stellen:

— Gibt es verbindliches Zahlenmaterial beziglich
dieser Lastwagen auf der Briinigroute und der ent-
sprechenden Entwicklung?

— Wie gedenkt der Regierungsrat auf die ,unmassig
vielen auslandischen Laster” zu reagieren?

— Gibt es Mdoglichkeiten, solche Lastwagen von der
Brunigstrecke fernzuhalten?

— Ist die Briinigachse zwischenzeitlich zu einer Tran-
sitstrecke geworden?

— Erachtet es der Regierungsrat als sinnvoll, die
Passstrasse weiter auszubauen und damit dem
Transit einen weiteren Anreiz zum Befahren der
Brinigroute zu geben?

— Wie gedenkt der Regierungsrat, auf den durch die
Er6ffnung des Kirchenwaldtunnels mit Sicherheit
weiter zunehmenden Lastwagenverkehrs auf der
Briinigachse zu reagieren?

— Seit Anfang Jahr sind die 40-Ténner zugelassen.
Hatte die Obwaldner Polizei schon Probleme mit
diesen Fahrzeugen?

27. Oktober 2005

Enderli Franz, Kerns und Mitunterzeichnende.
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27.10.2005

Schluss der Sitzung: 16.00 Uhr.

Im Namen des Kantonsrats

Die Prasidentin:

Brunner Monika

Der Protokollftihrer:

Wallimann Urs

Das vorstehende Protokoll vom 27. Oktober 2005
wurde vom Biro des Kantonsrats an seiner Sitzung
vom 1. Februar 2006 genehmigt.



	Schriftliche Beantwortung durch den Regierungsrat: Der Regierungsrat beantwortet die Motion zur Umsetzung der Familienpolitik, welche die vorberatende Kommission Familienleitbild am 22. September 2005 im Kantonsrat eingereicht hat, wie folgt: 
	1. Einleitende Bemerkungen 
	2. Umsetzung verschiedener Massnahmen der Familienpolitik 
	3. Kleinkinderbetreuungszulage 
	4. Antrag 
	Kleine Anfrage zur Statistik der Jugendstrafurteile im Kanton Obwalden. 
	 

	Schriftliche Beantwortung durch den Regierungsrat: Der Regierungsrat beantwortet die Kleine Anfrage, welche Kantonsrat Donat Knecht, Sarnen, am 1. Juli 2005 eingereicht hat wie folgt: 
	Vorbemerkungen: 
	Frage 1: Welche Strategie verfolgt der Kanton Obwalden grundsätzlich in Bezug auf die Jugendkriminalität? 
	Frage 2: Wie erklärt sich der Regierungsrat die markante Veränderung in der Statistik der Jugendstrafurteile zwischen den Jahren 1999 und 2000 einerseits und den nachfolgenden Jahren andererseits? 
	Frage 3: Wie erklärt sich der Regierungsrat die Tatsache, dass ausländische Jugendliche in Obwalden mehr als 2 ½-mal so häufig verurteilt werden als Schweizer Jugendliche, ein Verhältnis, das nur in wenigen Kantonen "übertroffen" wird? Sind ausländische Jugendliche im Kanton Obwalden so viel schlechter integriert als anderswo? 
	Frage 4: Ergibt sich für den Regierungsrat aus der Beantwortung der Fragen 2 und 3 ein Handlungsbedarf? Wenn ja, welcher? 
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